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I Einführung  
I.1 Problemstellung 
Seit mehreren Jahren ist in der Europäischen Union (EU) eine in hohem Maße steigende 
Meeresflächeninanspruchnahme für die Produktion von Strom aus dem erneuerbaren Energieträger Wind zu 
beobachten. Im Zuge des politisch vorangetriebenen Umbaus der Energieversorgung hin zu einem vorwiegend 
auf erneuerbaren Energien basierenden System hat die Offshore-Windenergienutzung zunehmend an Bedeutung 
gewonnen. Einige Mitgliedstaaten der EU werden ihre energiepolitischen Ziele ohne einen Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung1 in der AWZ voraussichtlich nicht erreichen können2. Die bereits heute vor den 
europäischen Küsten installierte Offshore-Windenergieleistung von 3,8 Gigawatt (Stand Ende 2011)3 werde sich 
laut einer Prognose der EUROPEAN WIND ENERGY ASSOCIATION (EWEA) bis zum Jahr 2030 knapp 
verfünfzigfachen, auf insgesamt bis zu 150 Gigawatt4.  
Die Nutzung von Windenergie auf dem Meer birgt große Potenziale. Auf den scheinbar endlosen Meeresflächen 
können riesige, bis zu 200 Meter hohe Offshore-Windenergieanlagen5 installiert werden, die von den 
verhältnismäßig günstigen Windverhältnissen6 auf See profitieren. Probleme mangelnder Raumverträglichkeit 
und Akzeptanz in der Bevölkerung, wie sie bei der Windenergienutzung an Land auftreten, können bei 
ausreichend großem Abstand der Offshore-Windenergieanlagen zu den Küsten weitgehend vermieden werden.  
Doch der Schein trügt. Die heutige Inwertsetzung mariner Ressourcen hat Ausmaße angenommen, die das 
ureigene Attribut des Meeres, seine „vielfach so empfundene ‚Unendlichkeit‘ und ‚Unerschöpflichkeit‘“7, 
gefährden. Die Erhöhung des Nutzungsgrads mariner Räume betrifft dabei nicht nur die Energiegewinnung durch 
Offshore-Windenergieanlagen. Auch der Schiffsverkehr, Seekabel und Rohrleitungen, der Abbau von 
Bodenschätzen, die Ölförderung sowie der Fischfang beanspruchen in steigendem Maße den Meeresraum vor 
den europäischen Küsten. Allerdings impliziert die Offshore-Windenergienutzung allein durch die Tatsache, dass 
sie ortsfeste Installationen nach sich zieht, ein besonderes Maß an Raumbedeutsamkeit. Nicht nur die Offshore-
                                                          
1 Der Begriff „Offshore-Windenergienutzung“ ist der Gegenpart zu „Onshore-Windenergienutzung“ und beschreibt allgemein 
die Windenergienutzung auf dem Meer. Er beinhaltet keine Differenzierung bezüglich der verschiedenen 
Meereszonenkategorien. 
2 Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Energieversorgung in der EU soll im Jahr 2020 20 Prozent betragen. Vgl. 
BMWI (2011). 
3 Vgl. EWEA (2012a), S. 9. 
4 Vgl. KOENEMANN (2011), S. 46. 
5 So betragen beispielsweise die Nabenhöhen der Offshore-Windenergieanlagen im deutschen Testfeld Alpha Ventus 
mehrheitlich 90 Meter über dem Meeresspiegel, rechnet man den Rotor mit, ergeben sich 155 Meter. Das Fundament reicht 
bis in 40 Meter Tiefe. Vgl. ALPHA VENTUS (2011). 
6 Siehe unten, S. 13. 
7 BUCHHOLZ (2004b), S. 485. 
11 
 
Windenergieanlagen selbst beanspruchen Fläche und wirken sich damit auf die marine Umwelt aus – sondern 
auch Umspannplattformen, Seekabel und induzierter Schiffsverkehr. Der Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung verstärkt die bereits vorhandenen Nutzungskonflikte auf dem Meer, zumal die 
Meeresflächen, die für eine wirtschaftliche Nutzung durch die Küstenstaaten in Frage kommen, räumlich begrenzt 
sind.  
Auch die Wahrnehmung des Meeres als geomorphologisch einheitliche Fläche suggeriert ein Maß an 
Flächenverfügbarkeit für die Offshore-Windenergienutzung, das einer näheren Überprüfung nicht standhält.  
Das internationale Seerecht regelt genau, welcher Staat die See und den Meeresboden wo und wie nutzen darf. 
Gemäß den einschlägigen völkerrechtlichen Regelungen, insbesondere dem Seerechtsübereinkommen der 
Vereinten Nationen (SRÜ) aus dem Jahr 19828, kommen für eine nationalstaatliche wirtschaftliche Nutzung nur 
die Meereszonenkategorien Küstenmeer (12-Seemeilen-Zone)9 und Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ)10 in 
Frage. Die Offshore-Windenergienutzung der europäischen Küstenstaaten findet in der Regel in beiden 
genannten Meereszonen statt, wobei sich der künftige Ausbau der Offshore-Windenergienutzung immer stärker 
auf die AWZ konzentrieren wird. Der Bereich des Küstenmeers liegt im Hoheitsgebiet der Nationalstaaten, so 
dass nationale Regelungen formeller und materieller Art dort automatisch Anwendung finden. Die AWZ hingegen 
gehört nicht zum Hoheitsgebiet der Nationalstaaten. Einschlägig ist hier das Völkerrecht. Der besondere 
rechtliche Status der AWZ hat zur Folge, dass nationale Gesetze nur dann Anwendung finden, wenn ihr 
Regelungsbereich konform mit dem SRÜ ist und ihr Geltungsbereich explizit auf die AWZ ausgedehnt wird. Die 
Entschärfung von Nutzungskonflikten in der AWZ ist daher eine planungsrechtliche und planungspraktische 
Herausforderung, deren nähere Betrachtung sich lohnt. Wie gehen die EU-Mitgliedstaaten mit dieser Situation 
um? Verfügen sie über Planungsinstrumente, die verhindern, dass die AWZ zu einer „ungeregelten Spielwiese“ 
mutiert und die eine nachhaltige Entwicklung des Meeresraums leisten? Gelingt es, den raumrelevanten Ausbau 
der Offshore-Windenergienutzung sinnvoll zu integrieren? Eine Möglichkeit, verschiedene Nutzungsansprüche 
und Schutzerfordernisse in einem Raum in Einklang zu bringen und Konflikte zu minimieren, ist das staatliche 
Planungsinstrument der Raumordnung. Im terrestrischen Bereich ist die Raumordnung im überwiegenden Teil 
der EU-Mitgliedstaaten ein etablierter Baustein der räumlichen Planung. Nun beschäftigen sich mehrere EU-
Mitgliedstaaten auch mit einer Raumordnung auf dem Meer. So ist der Begriff „marine spatial planning“, oder 
„marine“ bzw. „maritime Raumordnung“11 entstanden.  
                                                          
8 Das SRÜ fasst die im Jahr 1958 verabschiedeten vier Genfer Seerechtskonventionen zusammen und ergänzt diese. Es trat 
allerdings erst im Jahr 1994, 12 Jahre nachdem es geschlossen wurde, in Kraft. Grund für diese Verzögerung war die 
Ablehnung einiger Staaten von umstrittenen Regelungen zum Tiefseebergbau. Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 201. Zum Inhalt 
siehe unten, S. 12. 
9 Siehe unten, S. 12. 
10 Siehe unten, S. 12. 
11 Beide Bezeichnungen werden in der Fachliteratur verwendet. Sie sind bedeutungsgleich. 
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Die Vorgehensweise der einzelnen Staaten unterscheidet sich erheblich. Gemäß dem jeweiligen Rechts- und 
Planungsverständnis kommt es zu völlig unterschiedlichen Ansätzen. Es gibt bisher in der Fachliteratur keine 
Veröffentlichungen, die den Umgang der EU-Mitgliedstaaten mit der auslösenden Situation des Offshore-Wind-
Booms detailliert vergleichen und die verschiedenen Ansätze hinsichtlich ihres Beitrags zu einer nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung des Meeresraums erfassen, vergleichen und bewerten. Gerade im frühen Stadium der 
neuen Materie „Raumordnung auf dem Meer“ ist es von besonderer Bedeutung, zu wissen, wie die jeweiligen 
EU-Mitgliedstaaten formell und planungspraktisch vorgehen. Nur wenn die jeweiligen Strategien bekannt sind, 
können Rückschlüsse auf ihre Wirksamkeit gezogen und Anreize für die Fortentwicklung der marinen 
Raumordnung in Europa gegeben werden. Die europäischen Staaten können aneinander Maß nehmen. 
I.2 Zielsetzung 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, herauszufinden, wie die EU-Mitgliedstaaten damit umgehen, dass der Ausbau 
der Offshore-Windenergienutzung die Nutzungskonflikte in der AWZ verschärft. Welchen Weg schlagen sie ein, 
um eine nachhaltige Entwicklung ihrer Meeresgebiete zu gewährleisten? 
Exemplarisch wurden die EU-Mitgliedstaaten Deutschland, Belgien, Dänemark und Frankreich für die 
Untersuchung herangezogen12.  
In den Grundlagen der Arbeit wird zunächst auf die besondere Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ in Europa eingegangen. Anschließend werden die Nutzungskonflikte in der AWZ erläutert, die als 
auslösende Situation für eine raumordnerische Steuerung gelten. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf der 
Offshore-Windenergienutzung in der AWZ. 
Der Hauptteil widmet sich dem Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Deutschland, 
Belgien, Dänemark und Frankreich. Dabei werden unter anderem politische und energiewirtschaftliche 
Grundlagen, formelle Rahmenbedingungen sowie deren materielle Ausgestaltung betrachtet und bewertet. 
Es folgen die Untersuchung und Bewertung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ auf 
europäischer Ebene. 
Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag zur europäischen Raumordnung auf dem Meer leisten. 
I.3 Methodisches Vorgehen 
Das methodische Vorgehen der vorliegenden Arbeit stützt sich im Wesentlichen auf die Analyse von Literatur, 
Gesetzestexten, Fachzeitschriften sowie Programmen, Plänen und Schriften zur Raumordnung in deutscher, 
englischer und französischer Sprache. Hinzu kommen Expertengespräche. Sie ermöglichen es, literarisch nicht 
dokumentierte Hintergründe zum Thema ersichtlich zu machen und stellen deswegen eine wichtige 
Bewertungsgrundlage für die Arbeit dar.  
Es ist an dieser Stelle anzumerken, dass Fachbegriffe aus dem fremdsprachigen Planungsvokabular möglichst 
gemäß offizieller Übersetzung wiedergegeben werden. Bei der Behandlung Belgiens und Dänemarks muss 
                                                          
12 Zur Auswahl der europäischen Beispiele siehe unten, S. 33. 
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allerdings oft auf englische Literatur zurückgegriffen werden, was nicht immer eine originale Wiedergabe des 
belgischen bzw. dänischen Begriffs erlaubt.  
II Grundlagen 
Die folgenden Kapitel befassen sich mit den Grundlagen der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der 
EU. Zu Beginn wird die Meereszonenkategorie AWZ definiert und ihre Bedeutung für die Offshore-
Windenergienutzung dargelegt. Aus den geophysischen Eigenschaften der AWZ ergeben sich besondere 
technische Herausforderungen für die Nutzung von Windenergie, die ebenso ausgeführt werden. Es folgt die 
Erläuterung der Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU aus politischer, 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Sicht sowie eine Übersicht über die derzeitigen Ansätze zur Offshore-
Windenergienutzung. Ein weiteres Kapitel widmet sich den Nutzungskonflikten in der AWZ, dem Schlüsselfaktor 
bei der Diskussion um das Thema marine Raumordnung. Schließlich findet auch die umweltfachliche Ambivalenz 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ, die eine einheitliche Linie von Natur- und Klimaschutz bisweilen 
erschwert, Eingang in die Grundlagen. 
II.1 Die Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) 
Die AWZ ist eine Meereszonenkategorie, die den Regelungen des internationalen Seerechts unterliegt. Sie ist für 
den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung von erheblicher Bedeutung13. 
Wichtigster völkerrechtlicher Vertrag des internationalen Seerechts ist das SRÜ14, welches alle Nutzungen des 
Meeresraums und seiner Ressourcen völkerrechtlich verbindlich regelt und deshalb mitunter auch als 
„Verfassung der Meere“ bezeichnet wird15. Es teilt das Meer in verschiedene Zonen auf: Innere Gewässer, 
Küstenmeer, Anschlusszone, Festlandsockel, Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) und Hohe See.  
Das SRÜ definiert die physische Ausdehnung und den Rechtsstatus dieser Zonen. Mit zunehmender Entfernung 
von der Küste nimmt die Souveränität des anliegenden Staates ab16.  
Die Offshore-Windenergienutzung erstreckt sich in den europäischen Meeresgebieten vor allem auf die 
küstennahen Gewässer innerhalb der sog. 12-Seemeilenzone17, die als nationales Hoheitsgebiet nicht den 
                                                          
13 Siehe oben, S. 9. 
14 Siehe oben, S. 9. 
15 Das SRÜ gewährt den Staaten einerseits ihr Recht, die natürlichen Ressourcen ihres Meeresgebietes auszubeuten und 
verpflichtet die Staaten andererseits zum Schutz der marinen Umwelt. Vgl. MAES (2008), S. 805. sowie LEHMKÖSTER (2010), 
S. 200, 207. 
16 Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 202. 
17 Der Versuch der Abgrenzung eines Küstenmeers hat historische Wurzeln. Ab Mitte des 17. Jahrhunderts galt ein 3 
Seemeilen breiter Meeresstreifen als Küstenmeer – dies entsprach der Distanz einer abgefeuerten Kanonenkugel. Erst die 
vier Genfer Seerechtskonventionen der Vereinten Nationen definierten im Jahr 1958 das Küstenmeer verbindlich als 12-
Seemeilen-Zone. Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 200. 
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einschlägigen Regelungen des SRÜ unterliegt, sowie auf die Gewässer der sich anschließenden 
Meereszonenkategorie, der AWZ.  
Als AWZ wird der bis zu 200 Seemeilen breite Meeresbereich zwischen Küstenmeer und Hoher See bezeichnet, 
der nicht Teil des Staatsgebiets des jeweiligen Küstenstaats ist und der den einschlägigen Regelungen des SRÜ 
unterliegt18. Landseitig wird die sog. Basislinie für die Abgrenzung der Inneren Gewässer (Buchten, Flüsse, 
Häfen) und der Äußeren Gewässer, zu denen unter anderem das Küstenmeer und die AWZ zählen, 
herangezogen. Sie wird von den Küstenstaaten selbst gezogen und entspricht in der Regel der in amtlichen 
Seekarten verzeichneten Niedrigwasserlinie, d.h. dem durchschnittlichen Wasserstand bei Ebbe19. Bei der 
seewärtigen Abgrenzung der AWZ bildet die sog. Medianlinie die Mitte zwischen zwei Küsten. Das „median line 
principle“20 oder Medianlinienprinzip besagt, dass der Mittelwert zwischen den beiden sich am nähesten 
liegenden Basislinienpunkten gebildet und somit eine gerechte Grenzziehung ermöglicht wird21. Die 
Küstenstaaten können eine AWZ gemäß SRÜ einrichten, müssen dies aber nicht22. Wenn sie es tun, stehen 
ihnen in dieser Meereszonenkategorie funktional begrenzte Hoheitsbefugnisse und souveräne Rechte zu. Dazu 
zählt auch die Energiegewinnung23.  
II.2 Geophysische Ausgangsbedingungen für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ und 
daraus resultierende technische Herausforderungen 
Die geophysischen Ausgangsbedingungen für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ unterscheiden sich 
in vielerlei Hinsicht von den Prämissen an Land oder auch im Küstenmeer, im positiven wie auch im negativen 
Sinne.  
Flächenverfügbarkeit 
Trotz des häufig hohen Nutzungsdrucks in der AWZ24 stehen im Vergleich zum Land relativ große, 
zusammenhängende Flächen für die Offshore-Windenergienutzung zur Verfügung. Auch im Vergleich zum 
Küstenmeer ist das Flächendargebot in der AWZ höher. Eine ausreichende Verfügbarkeit von Flächen ist die 
Grundvoraussetzung für die raumrelevante Offshore-Windenergienutzung in der AWZ. 
 
 
                                                          
18 Vgl. MAIER (2008), S. 1. 
19 Nur in Ausnahmefällen wie stark zerklüfteten Küsten, Flussmündungen, Hafeneinfahrten oder Buchten kann eine sog. 
gerade Basislinie gezogen werden. Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 203. 
20 Vgl. UNITED NATIONS (1996). 
21 Durch bilaterale Abkommen kann vom Medianlinienprinzip abgewichen werden. Vgl. UNITED NATIONS (1996). 
22 Vgl. KRUPPA (2007), S. 14. 
23 Die souveränen Rechte und die Hoheitsbefugnisse in der AWZ umfassen die Erforschung, die Ausbeutung, die Erhaltung 
und die Bewirtschaftung lebender und nicht lebender natürlicher Ressourcen der Gewässer und des Meeresbodens, sowie 
die Errichtung von künstlichen Inseln, Anlagen und Bauwerken. Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 202. 




Die Windverhältnisse sind maßgeblich für die Wirtschaftlichkeit der Offshore-Windenergienutzung. Dabei sind 
nicht nur die durchschnittlichen Windgeschwindigkeiten von Bedeutung, sondern insbesondere auch die 
Verteilung und Häufigkeit der auftretenden Windgeschwindigkeiten. Die durchschnittlichen 
Windgeschwindigkeiten auf See sind höher als an Land. Der Wind weht außerdem konstanter, das heißt, die 
hohen Windgeschwindigkeiten treten häufig auf. Beides zusammen rechtfertigt die Einstufung der 
Windverhältnisse auf See als „günstig“. Die günstigen Windverhältnisse haben zur Folge, dass der 
durchschnittliche Energieertrag von Offshore-Windenergieanlagen deutlich höher ist als von Onshore-
Windenergieanlagen. Aussagen der deutschen AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN (DENA) (2010) zufolge 
kann der Energieertrag auf See sogar bis zu 40 Prozent höher sein als der Energieertrag an Land25.  
Wie in Abbildung 1 ersichtlich, verfügen Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Dänemark an den Küsten  
über ein hohes Potenzial für die Offshore-Windenergienutzung. Dies gilt auch für die AWZ. 
Abbildung 1) Mittlere Windgeschwindigkeit in Westeuropa 
 
Quelle: BWE (2011a) © Danmarks Tekniske Universitet, Institut for Vindenergi. 
 
Der BUNDESVERBAND WINDENERGIE E.V. (BWE) (2011) quantifiziert unter Zugrundelegung der aufgezeigten 
Windverhältnisse den zu erwartenden Ertrag einer Offshore-Windenergieanlage als „Offshore-Potenzial“26 in 
Abhängigkeit von Wassertiefe und Küstenentfernung. Das Offshore-Potenzial steigt mit zunehmender 
                                                          
25 Vgl. DENA (2010), S. 16. 
26 Angegeben in Milliarden Kilowattstunden. BWE (2011a). 
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Wassertiefe und Entfernung von der Küste. Nach Berechnungen des Verbands beträgt das Offshore-Potenzial 
einer Offshore-Windenergieanlage 20 Milliarden Kilowattstunden bis 10 Meter Wassertiefe und 10 Kilometer 
Küstenentfernung, 130 Milliarden Kilowattstunden bis 20 Meter Wassertiefe und 20 Kilometer Küstenentfernung 
und 200 Milliarden Kilowattstunden bis 30 Meter Wassertiefe und 30 Kilometer Küstenentfernung. Die lineare 
Zunahme des Offshore-Potenzials bei steigender Wassertiefe und Entfernung zur Küste spiegelt allerdings nicht 
die Kapitalintensität der Errichtung der Offshore-Windenergieanlagen wieder, die in diese Richtung ebenso stark 
steigt. 
Ein Nachteil der verhältnismäßig hohen und konstanten Windgeschwindigkeiten auf See ist die dadurch 
einhergehende  starke Materialbeanspruchung der Offshore-Windenergieanlagen.  
Auch treten vermehrt Abschattungseffekte innerhalb eines Offshore-Windparks auf. Abschattungseffekte, auch 
als Wake-Effekte bezeichnet, umschreiben komplexe Phänomene der Abbremsung und Verwirbelung des 
Luftstroms durch die Rotoren der Windenergieanlagen27. Die Windenergieanlagen in den hinteren Reihen eines 
Offshore-Windparks erhalten durch erzeugte Nachlaufströmung weniger Wind und sind erhöhten Luftturbulenzen 
ausgesetzt. Die Ertragsverluste einzelner Windenergieanlagen können in Extremfällen bei bis zu 30 Prozent 
liegen. Mithilfe spezieller Softwareprogramme, die bei der Windenergienutzung an Land bereits regelmäßig zum 
Einsatz kommen, kann der Standort der einzelnen Anlagen innerhalb eines Windparks optimiert und können 
Ertragsverluste minimiert werden28.  
Wassertiefe 
Wie rasch die Wassertiefe mit zunehmender Entfernung von der Küste zunimmt, ist von der Beschaffenheit des 
Festlandsockels abhängig. In der Regel betragen die Wassertiefen in der AWZ bereits über 20 Meter. Die 
Wassertiefe ist maßgebliches Kriterium bei der Wahl der Gründungsstruktur einer Offshore-Windenergieanlage29. 
Bereits Wassertiefen von 20 bis 40 Metern stellen die Ingenieure vor hohe technische Herausforderungen. Wenn 
die Standorte noch größere Wassertiefen aufweisen, beispielsweise über 100 Meter, können sich schwimmende 
Fundamente anbieten. Erste Entwürfe für schwimmende Fundamente entstanden bereits Anfang der 1970-er 
Jahre in den USA30. In der Fachliteratur werden drei Kategorien bei der Bauweise von schwimmenden Offshore-
Fundamenten unterschieden: das Spar Buoy31-, das Tesion Leg Platform (TLP)32- und das Barge-Prinzip33. Auf 
                                                          
27 Vgl. ZIMMERMANN (2011c), S. 40. 
28 Vgl. ZIMMERMANN (2011c), S. 40. 
29 Neben der Wassertiefe entscheiden auch die Kriterien Baugrundeigenschaften, Standortbedingungen wie die Nähe zur 
Küste, die Jahresdurchschnittswetterlage, der Tidenhub, die Erosion und die Sedimentation des Seebodens, die 
Eisbelastung, die Gefahr von Schiffstößen sowie die Herausforderung eines später erforderlichen Rückbaus über die Wahl 
der optimalen Gründungskonstruktion. Vgl. RÜCKER ET AL (2012), S. 43. 
30 Vgl. LESSNER (2010), S. 19. 
31 Basis des Spar Buoy-Prinzips ist ein schwimmender Hohlkörper mit einem Masseteil am unteren Ende. Das Fundament ist 
mithilfe dreier durchhängender Seile am Meeresgrund fixiert. Vgl. LESSNER (2010), S. 19. 
32 Beim TLP-Prinzip wird ein Halbtaucher zu Wasser gelassen, der über senkrechte Seile straff mit Fundamenten am 
Meeresboden verbunden ist. Vgl. LESSNER (2010), S. 19. 
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mathematischen Modellen basierende Computersimulationen erproben derzeit neue Entwürfe von 
schwimmenden Fundamenten34. Forschungsbedarf besteht beispielsweise bei der Berücksichtigung dynamischer 
Effekte, die durch den Einsatz gewichtsparender Bauteile zu Stande kommen und zu unerwünschten 
Schwingungszuständen der Anlage führen können35. Besonders in Frankreich setzt man große Hoffnungen auf 
die zügige Marktreife schwimmender Fundamente. Das große Interesse der französischen Offshore-Industrie an 
dieser Gründungstechnologie ist der Tatsache geschuldet, dass selbst in den küstennahen Gewässern der 
französischen See bereits überwiegend Meerestiefen von über 50 Metern vorherrschen36. Dies schränkt den 
Einsatz herkömmlicher Gründungsstrukturen stark ein.  
Wellengang 
Das Zusammenspiel von Wassertiefe, Untergrundbeschaffenheit und Windgeschwindigkeit beeinflusst den 
Wellengang auf See. In der AWZ ist der Wellengang in der Regel um ein Vielfaches höher als in küstennahen 
Gewässern. Hoher Wellengang erschwert die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen, das Aufstellen von 
Montage- und Wartungsplattformen sowie die Lieferung der Anlagenteile durch Zubringerschiffe. 
Extremwetterlagen verschärfen die technischen Schwierigkeiten. Wetterbedingte Verzögerungen können dann 
besonders problematisch sein, wenn die benötigten Spezialschiffe nur eingeschränkt verfügbar sind. In den 
Küstenstaaten, die mit dem Ausbau der Offshore-Windenergienutzung gerade erst begonnen haben, herrschen 
nach Expertenmeinung erhebliche Logistikdefizite. Nicht nur die Verfügbarkeit von Spezialschiffen, sondern auch 
die Kapazitäten bei der just-in-time Serienfertigung der Bauteile und die Ausrüstung der Hafenanlagen seien 
optimierungswürdig37.  
Meeresströmung 
Die Meeresströmung wird maßgeblich durch die Gezeiten beeinflusst. Im Zusammenspiel mit dem Wellengang 
beeinflusst die Meeresströmung die Sedimentabspülung am Meeresgrund38. Forschungsergebnisse aus dem 
deutschen Testfeld Alpha Ventus zeigen, dass das Ausmaß der Ausspülung von Fundamenten durch die 
Meeresströmung, der Fachbegriff hierfür lautet Auskolkung, bislang unterschätzt wurde. Wird über einen 
längeren Zeitraum hinweg Material vom Meeresgrund durch die Strömung abgetragen, kann dies die 
Standfestigkeit von Fundamenten gefährden39.  
 
 
                                                                                                                                                                                     
33 Ein möglichst breiter, schwimmender Träger (Ponton) bildet hier das Fundament. Mithilfe durchhängender Seile ist das 
Fundament am Meeresboden fixiert. Vgl. LESSNER (2010), S. 19. 
34 Vgl. HEEGE ET AL (2012), S. 60. 
35 Vgl. HEEGE ET AL (2012), S. 60. 
36 Vgl. FRANZÖSISCHE UMWELT- UND ENERGIEAGENTUR (ADEME) (2009), S. 16. 
37 Vgl. ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN (2012), O.A., S. 21. 
38 Vgl. MAES (2005), S. 15. 




Der Salzgehalt des Meeres variiert in Abhängigkeit verschiedener Faktoren. Einer davon ist die Nähe zur Küste, 
und somit zu süßwassereinbringenden Flussmündungen. So liegt der Salzgehalt der Nordsee auf hoher See 
durchschnittlich zwischen 33 und 35 Gramm Salz pro Liter, in Küstennähe jedoch nur zwischen 29 bis 30 Gramm 
pro Liter40. Der Salzgehalt der Nordsee und des Atlantiks sind dabei generell höher als der Salzgehalt der 
Ostsee. 
Ist das Meerwasser sehr salzhaltig, enthält auch die Luft über den Meeresflächen Salz. Salz ist ein aggressiver 
chemischer Stoff, der Metalle angreift und zu Korrosionserscheinungen führt. Die metallhaltigen Bauteile einer 
Offshore-Windenergieanlage, die in direktem Kontakt mit salzhaltigem Meerwasser und salzhaltiger Luft sind, 
müssen vor Korrosion geschützt werden. Ist das Material dem salzhaltigen Wasser ungeschützt ausgesetzt, 
beträgt der Korrosionsverlust mehrere Zehntelmillimeter pro Jahr41. Deshalb kommen sog. 
Korrosionsbeschichtungen zum Einsatz. Einen optimalen Schutz vor Korrosion vermag aber auch eine solche 
Beschichtung nicht zu leisten, da sie sehr empfindlich ist. Kleinste Beschädigungen, z.B. durch das Abrutschen 
mit einem Werkzeug, reichen aus, um zum Auslöser schleichender Korrosion zu werden42. Der hohe Salzgehalt 
der Luft kann zudem die Wartungsanfälligkeit von Getrieben der Windenergieanlagen erhöhen und sich letztlich 
negativ auf deren Lebensdauer auswirken.  
 
Diese Beispiele zeigen, dass die Technologie der Offshore-Windenergienutzung noch nicht ausgereift ist und 
bisweilen unvorhergesehene Kosten entstehen können. Auch zukünftig ist mit technischen Schwierigkeiten bei 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu rechnen, deren Art und Umfang mit heutigem Kenntnisstand 
noch nicht hinreichend voraussehbar sind. 
II.3 Besondere politische und wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ in der Europäischen Union (EU) 
„Aufs Meer hinaus wollen sie alle. Es ist ein großer Markt, der hier startet.“43  
Nicolas Wolff, Präsident des französischen Windenergie-Verbands FRANCE ENERGIE EOLIENNE (FEE) 
II.3.1 Politische Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU 
Mit der Richtlinie zur Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen aus dem Jahr 2008 hat sich die EU bis zum 
Jahr 2020 folgende Ziele gesetzt44: 
- Anteil von 20 Prozent erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch45  
                                                          
40 Im Bereich von Flußmündungen kann der Wert noch niedriger liegen. Vgl. MAES (2005), S. 15. 
41 Vgl. IKEN (2012a), S. 40. 
42 IKEN (2012a), S. 42. 
43 NIKIONOK-EHRLICH (2011), S. 10. 
44 Entsprechend der Ausgangsbedingungen wurden individuelle Ziele für die einzelnen Mitgliedstaaten formuliert. Vgl. 
STIFTUNG OFFSHORE WINDENERGIE (2012a). 
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- Verringerung des Energieverbrauchs um 20 Prozent durch Effizienzsteigerungen  
- Reduktion der Treibhausgasemissionen um 20 Prozent gegenüber dem Jahr 199046 
Aus energie- und klimapolitischer Sicht ist der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung zur Erreichung der 
ambitionierten europäischen Ziele zwingend erforderlich. Der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ wird 
daher ein hoher Stellenwert innerhalb der europäischen Strategie des Umbaus der Energieversorgung hin zu 
einem vorwiegend auf erneuerbaren Energien basierenden System beigemessen. 
Auch aus technologiepolitischer Sicht ist der rasche Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
wichtig. Die EU erhofft sich einen weltweiten technologischen Vorsprung durch die praktische Erprobung dieser 
Art der Energiegewinnung, deren Potenziale auch von technologischer Seite aus bei weitem noch nicht 
ausgeschöpft sind. Die mangelnde Technologiereife macht den offshore erzeugten Windstrom allerdings auch 
relativ teuer im Vergleich zum Strom aus anderen erneuerbaren Energieträgern. Deshalb steht die europäische 
Strategie, auf die kostenintensive Offshore-Technologie zu setzen, immer wieder in der Kritik. 
In weiten Teilen der europäischen Gesellschaft dürfte kein ausgeprägtes Meinungsbild zur Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ bestehen. Die Bevölkerungsschwerpunkte der untersuchten europäischen 
Staaten liegen mehrheitlich nicht in direkter Küstennähe. Es liegt daher nahe, von einer gewissen Problemferne 
auszugehen. Die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ vermag bislang keine derartig negativ 
emotionalisierte Stimmungsbilder in der Bevölkerung hervorzurufen, wie das bei der ortsnäheren und somit als 
bedrohlicher empfundenen Onshore-Windenergienutzung der Fall ist. In mehreren europäischen Staaten ist an 
Land eine Verschärfung des Konflikts zwischen dem Erhalt der bestehenden Kulturlandschaft47 und der 
energetischen Nutzung des ländlichen Raums zu beobachten. Zwar rührt dieser Konflikt nicht allein von der 
Errichtung von Windenergieanlagen, doch sind letztere von Bürgerinitiativen und Heimatpflegevereinen vermehrt 
als Zielscheibe des Widerstands auserkoren worden. So spricht NOHL (2010) in einer Zeitschrift des Bayerischen 
Landesvereins für Heimatpflege e.V. in diesem Zusammenhang von „Horizontverschmutzungen“48 und 
„Verspargelung des Binnenlandes“49.  
                                                                                                                                                                                     
45 Unter dem Endenergieverbrauch werden die Verbräuche für Elektrizität, Heizung und Kühlung sowie Transport 
subsummiert. 
46 Vgl. EU (2011b). 
47 Der vielfach von der Bevölkerung empfundenen Bedrohung durch eine Veränderung der Kulturlandschaft – in diesem Fall 
durch die Windenergienutzung – liegt eine Wahrnehmung der Kulturlandschaft als etwas Stetiges, zu Bewahrendes zu 
Grunde, die mit dem geographischen Begriff der Kulturlandschaft nicht zu vereinen ist. Im Gegensatz zur Naturlandschaft 
unterliegt die Kulturlandschaft einem rasanten Wandel. Sie ist der Inbegriff stetiger Veränderung durch den Menschen. Im 
Lauf der letzten Jahrhunderte hat die europäische Kulturlandschaft zahlreiche und schwerwiegende Eingriffe erfahren, die in 
ihren Auswirkungen deutlich gravierender waren, als die Nutzung erneuerbarer Energien. Als Beispiele seien der 
Kohlebergbau genannt, die Begradigung der Flüsse zum Zwecke der Schiffbarkeit und der Energiegewinnung sowie die 
Flurbereinigung in Deutschland. Vgl. PETERS (2013), S. 138. 
48 NOHL (2010), S. 10. 
49 NOHL (2010), S. 4. 
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Eine verstärkte Diskussion in Politik und Medien rückt das Thema Netzausbau immer stärker in das öffentliche 
Bewusstsein. Der Bau von Hochspannungstrassen von den Küsten zu den Hauptverbraucherzentren als indirekte 
Folge und gleichzeitig Voraussetzung einer verstärkten Offshore-Windenergienutzung in der AWZ wird in den 
betroffenen europäischen Staaten häufig von Bürgerprotesten vor Ort begleitet, die entsprechende Reaktionen 
der Politik hervorrufen. 
II.3.2 Wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU 
Die Betrachtung wirtschaftlicher Aspekte der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ konzentriert sich 
überwiegend auf die volkswirtschaftliche Ebene. 
Der europäische Markt für die Windenergienutzung ist im Begriff, eine Veränderung zu durchlaufen. Der 
Onshore-Markt verliert zunehmend Wachstumsanteile zugunsten des Offshore-Markts. Onshore wurde in der EU 
im Jahr 2010 nach Angaben der EWEA um 13,9 Prozent50 weniger Leistung installiert als im Jahr 2009. Dafür 
wuchs die Offshore-Leistung in diesem Zeitraum um 51 Prozent51. Der Boom der Offshore-Windenergienutzung 
führt zur Claimabsteckung auf den Flächen der AWZ durch europäische und internationale Konzerne52, die bereit 
sind, Milliarden in neue Technologien und Geschäftsfelder zu investieren. Schätzungen gehen davon aus, dass 
der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Europa zwischen 100 und 130 Milliarden Euro bis zum Jahr 
2020 kosten wird53. 
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der EU führt zu Innovationen und schafft Arbeitsplätze. 
Schätzungen der Europäischen Kommission belaufen sich auf eine Million zusätzlicher Arbeitsplätze im 
Energiesektor bis zum Jahr 2020. Es wird bis dahin eine Umsatzsteigerung der Branche um das Zwei- bis 
Dreifache im Vergleich zum Jahr 2011 erwartet54.  
Entlang der Wertschöpfungskette profitieren europaweit verschiedenste Akteure in den Bereichen Entwicklung, 
Konstruktion und Betrieb von den aktuellen Zuwächsen der Offshore-Branche55. Zum Bereich Entwicklung zählen 
beispielsweise öffentliche und privatwirtschaftliche Forschung, Finanzierung durch Banken und Investoren, 
Planung durch spezialisierte Ingenieurbüros sowie Versicherung der Offshore-Risiken durch große 
Versicherungsgesellschaften. Nicht zu vergessen sind hier auch Dienstleistungen zur Aus- und Weiterbildung von 
Fachkräften. Dem Bereich Konstruktion können Hersteller, Zulieferer, Transporteure, Logistiker, Hafenbetreiber, 
Schiffbauer, Spezialdienstleister (zum Beispiel Hubschrauber-Anbieter) und maritime Konstrukteure56 zugeordnet 
                                                          
50 Vgl. FRANKEN; ZIMMERMANN (2011), S. 8. 
51 Vgl. FRANKEN; ZIMMERMANN (2011), S. 8. 
52 So will beispielsweise der US-Investor Blackstone 1,6 Milliarden Euro in die Errichtung zweier Windparks in der deutschen 
AWZ in der Nordsee investieren. Vgl. BAUCHMÜLLER (2011a), S. 25. 
53 Vgl. THOMAS (2012b), S. 62. 
54 Vgl. EU (2011a), S. 5. 
55 Vgl. LAMM (2011), S. 2. 
56 Letztere übernehmen nicht nur die Errichtung der Offshore-Windenergieanlagen sondern gegebenenfalls auch den 
gebotenen Rückbau nach Ablauf der Lebensdauer der Anlagen. 
21 
 
werden. Zum Bereich Betrieb gehören Netzbetreiber, Stromversorger und Betreiber im eigentlichen Sinne sowie 
Anbieter von Wartungsdienstleistungen57. 
Die Wertschöpfungsketten der Offshore-Windenergienutzung in den untersuchten europäischen Staaten 
unterscheiden sich hinsichtlich der Quantität und Qualität der einzelnen Komponenten. So ist beispielsweise das 
Vorhandensein von großen Häfen, die logistisch in der Lage sind, die Offshore-Windbranche zu bedienen, von 
Land zu Land unterschiedlich. Dänemark verfügt mittlerweile über die meisten offshore-geeigneten Häfen, 
wohingegen in Frankreich noch kein einziger ausfindig gemacht werden konnte. 
Die Marktstudie „Offshore-Windparks in Europa“ von KPMG und der Stiftung Offshore Windenergie aus dem Jahr 
201058 zeigt, dass „strategische Faktoren“59 als Motivation der Unternehmen für ihre Aktivitäten im Bereich der 
Offshore-Windenergienutzung an Bedeutung gewonnen haben und bestätigt die wirtschaftliche Relevanz der 
Offshore-Windenergienutzung als Impulsgeber für Innovationen. So gaben 89 Prozent der Teilnehmer60 die 
„Erweiterung der Handlungsoptionen“61 und 66 Prozent das „Ausloten zukünftiger Märkte“62 als (voll) zutreffendes 
Motiv an. Der Faktor „Renditeerwartung“63 hingegen spielte zu diesem Zeitpunkt nur eine geringe Rolle. KPMG 
leitet daraus ab, dass die Offshore-Windenergienutzung mehrheitlich noch nicht zum Kerngeschäft gezählt werde 
und die strategische Entscheidung der befragten Unternehmen für ein langfristiges Engagement in der Offshore-
Windenergienutzung noch ausstehe. Eine geringe Bedeutung maßen die Umfrageteilnehmer den 
„eingeschränkten Wachstumsmöglichkeiten der Onshore-Windenergie“64 bei.  
II.4 Derzeitige Ansätze zur Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU 
Ende des ersten Halbjahres 2012 sind gemäß Zahlen der EWEA (2012b) in der EU insgesamt 1.506 Offshore-
Windenergieanlagen in 56 Offshore-Windparks über 10 Länder verteilt am Netz. Das entspricht einer installierten 
Leistung65 von 4.336 Megawatt66. Die durchschnittliche Turbinenleistung beträgt 3,6 Megawatt. Vergrößert haben 
                                                          
57 Vgl. LAMM (2011), S. 2. 
58 Offshore-Windparks in Europa. Marktstudie 2010 – KPMG ENERGY & NATURAL RESOURCES, ADVISORY, STIFTUNG 
OFFSHORE-WINDENERGIE. 
59 KÖPPE ET AL (2010), S. 39. 
60 Der Studie zugrunde liegt eine europaweite Umfrage unter „wesentlichen Marktteilnehmern“, bestehend aus Unternehmen 
der Sparten Projektentwicklung, Finanzierung, Betrieb und Wartung, Herstellung, Logistik und Errichtung sowie Sonstige. 
Vgl. KÖPPE ET AL (2010), S. 14. 
61 KÖPPE ET AL (2010), S. 39. 
62 KÖPPE ET AL (2010), S. 39. 
63 KÖPPE ET AL (2010), S. 39. 
64 KÖPPE ET AL (2010), S. 39. 
65 Unter installierter Leistung versteht man die maximale elektrische Leistung (Nennleistung) der in einem Kraftwerk 
installierten Generatoren. Sie wird in der Einheit Watt und Vielfachen wie Megawatt (MW) oder Gigawatt (GW) angegeben. 
Vgl. E.ON (2012). 
66 Vgl. EWEA (2012b). 
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sich im Vergleich zum Vorjahr sowohl die durchschnittliche Wassertiefe der Standorte von Offshore-
Windenergieanlagen (auf 22,8 Meter) als auch die Entfernung zur Küste (auf 23,4 Kilometer)67.  
Nach einer Prognose der EWEA (2011a) setzt sich das starke Wachstum bei der Offshore-Windenergienutzung 
in den nächsten Jahren in ähnlich hohem Tempo fort. Ob diese Entwicklung allerdings so linear verlaufen wird, 
wie dies in Abbildung 2 anhand der Messgröße der installierten Leistung dargestellt wird, sei dahingestellt. 
Entscheidend für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU im Lichte des Themas 
ist der Trend zu einem anhaltenden, starken Wachstum, das die Notwendigkeit einer räumlichen Steuerung 
verstärkt. 
 
Abbildung 2) EWEA-Prognose zum Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Europa 2011-2020 
 
Quelle: EWEA (2011a). 
 
Im weltweiten Vergleich nimmt Europa eine Spitzenposition bei der Offshore-Windenergienutzung ein. Klarer 
Schwerpunkt liegt hierbei auf den west-, mittel- und nordeuropäischen Staaten (siehe Abbildung 3). 
 
 
                                                          
67 Bei Offshore-Windenergieanlagen, die sich gerade im Bau befinden, betragen die durchschnittliche Wassertiefe sogar 
25,3 Meter und die durchschnittliche Entfernung zur Küste 33,2 Kilometer. Vgl. EWEA (2012c). 
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Abbildung 3) Weltweite Offshore-Windenergieleistung 2011 
 
Quelle: DEWI (2011a). 
 
Dabei werden auch die einzelnen Offshore-Windenergieanlagen in neue Dimensionen vorstoßen68. Sind über 80 
Prozent der im Jahr 2010 weltweit errichteten Offshore-Windenergieanlagen noch der Größenordnung bis 2,5 
Megawatt zuzuordnen, gibt es im Jahr 2011 bereits Ankündigungen von Anlagen, deren Leistung 20 Megawatt 
beträgt69 und deren Rotoren einen Durchmesser von mehr als 200 Metern aufweisen70.  
II.5 Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in der EU unter Versorgungsaspekten 
Die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ trägt dazu bei, die Energieversorgung der EU unabhängiger von 
fossilen Energieimporten zu machen. Doch sie stellt das Energieversorgungssystem auch vor neue 
Herausforderungen. Ein Kernproblem ist die räumliche Verteilung des offshore erzeugten Windstroms. Das 
europäische Stromnetz ist bislang nicht auf den Transport großer Mengen Offshore-Windstrom von den Küsten in 
die Hauptverbrauchszentren ausgelegt. Erschwerend kommt hinzu, dass der Offshore-Windstrom durch eine 
gewisse Volatilität gekennzeichnet ist. Zwar weht der Wind auf dem Meer konstanter als an Land, doch schwer 
                                                          
68 Vgl. WEINHOLD (2011b), S. 52. 
69 Mehr als 20 Firmen haben die Entwicklung von Multimegawatt-Anlagen bereits angekündigt. Dabei stellt BTM Consult eine 
„auffällige Fokussierung vieler Hersteller auf getriebelose Konzepte“ fest, was auf eine geringere Reparaturanfälligkeit der 
getriebelosen Lösung zurückgeführt werden kann. Gerade auf dem Meer sind Stillstände durch erschwerte 
Reparaturbedingungen ein finanzielles Risiko für den Betreiber. Vgl. WEINHOLD (2011b), S. 54.  
70 Vgl. WEINHOLD (2011b), S. 52. 
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zu prognostizierende Wetterereignisse können gerade zu Zeiten geringer Stromnachfrage Engpässe in den 
Stromnetzen verursachen.  
Der offshore produzierte Strom wird in eigens errichteten Umspannwerken auf See in Gleichstrom umgewandelt, 
um Transportverluste zu minimieren. In Unterseekabeln gelangt der Strom an Land, wo er erneut umgespannt 
wird und als Wechselstrom ins Netz fließt. Die Auswahl von Standorten zur geeigneten Energieübertragung vom 
Meer aufs Festland (sog. Einspeisestellen71) ist dadurch begrenzt, dass Offshore-Windenergieanlagen nur an das 
Höchstspannungsnetz angeschlossen werden können72. So kann ein Ausbau des Höchstspannungsnetzes von 
den Küsten bis in die oft weit im Landesinneren liegenden Hauptverbraucherzentren nötig werden.  
Ausbaugrad und Zustand der Stromnetze unterscheiden sich dabei in den europäischen Staaten erheblich. Ein 
hoher Anteil an volatilem Windstrom kann kurzfristig zu Engpässen im Stromnetz führen, wenn diese 
unzureichend ausgebaut sind. 
Kapazitätsprobleme gibt es vermehrt auch an den EU-Ländergrenzen. Um die innereuropäische Verteilung und 
Speicherung von Strom zu optimieren, sind mehrere Projekte in Planung. Das Konsortium NorGer73 
beispielsweise plant eine HGÜ-Verbindung74 von Deutschland nach Norwegen, um überschüssigen deutschen 
Windstrom in norwegische Pumpspeicherkraftwerke einzuspeisen und bei Bedarf wieder zurückzuleiten. Das 
deutsche und das norwegische Stromversorgungssystem unterscheiden sich erheblich. Die Stromproduktion in 
Norwegen basiert nahezu ausschließlich auf der Nutzung von Wasserkraft. Pumpspeicherkraftwerke ermöglichen 
eine Anpassung der Stromproduktion an die Nachfrage75. Die Mehrzahl der deutschen Kraftwerke ist auf einen 
                                                          
71 Vgl. BARD (2004), S. 466. 
72 Vgl. DURSTEWITZ ET AL (2001), S. 20. 
73 Das Unternehmen NorGer AS KS, welches Deutschland und Norwegen durch zwei über 600 Kilometer lange 500-Kilovolt-
Gleichstromkabel verbinden will, wurde im Jahr 2006 gegründet und befindet sich momentan im Besitz des norwegischen 
Übertragungsnetzbetreibers Statnett SF. Auf deutscher Seite ist im Jahr 2011 das Raumordnungsverfahren für die NorGer-
Kabel und die Konverterstation abgeschlossen worden. Es ist anzumerken, dass das Raumordnungsverfahren für Seekabel 
nur für den Bereich des Küstenmeers durchzuführen ist, nicht für die AWZ. Dies ist auf den Umstand zurückzuführen, dass 
das Raumordnungsverfahren in Landeszuständigkeit liegt, und die AWZ, außerhalb des Bundesgebiets gelegen, auch 
keinem Bundesland angehört. Dabei ist unerheblich, dass See- oder Erdkabel nicht in der Raumordnungsverordnung 
aufgeführt sind, welche raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen aufzählt. Diese Aufzählung ist nicht abschließend. 
Für den Bereich des Küstenmeers und das Festland folgt nun das notwendige Planfeststellungsverfahren, in der AWZ sind 
zwei rechtlich selbstständige Genehmigungen nach Bergrecht erforderlich. Letzterem unterliegt die Verlegung von 
Unterwasserkabeln. Zuständig für diese beiden Genehmigungen sind die Bergbehörden (Genehmigung nach § 133 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 BBergG) sowie das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) (Genehmigung nach § 133 Abs. 1 
Satz 1 Nr.2 BBergG). Bei beiden Genehmigungen handelt es sich um gebundene Entscheidungen ohne 
Abwägungsspielraum. Vgl. WEMDZIO ET AL (2012), S. 242. 
74 HGÜ steht für Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungs-Kabel, im vorliegenden Fall beträgt die geplante Länge 570 
Kilometer (Kristiansand – Wilhelmshaven) mit einer Kapazität von 1.400 Megawatt. Vgl. WOLF (2011), S. 18. 
75 Vgl. WEMDZIO ET AL (2012), S. 240. 
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durchgehenden Betrieb ausgelegt und Strompreisschwankungen im Tages- und Nachtverlauf ausgesetzt. 
Überschüssiger Strom aus deutschen Kraftwerken (u.a. Offshore-Windenergieanlagen) soll bei niedrigem 
Strompreisniveau nach Norwegen geleitet und dort in den Stauseen verpumpt werden. Die Rückverstromung 
deckt den deutschen Spitzenverbrauch und erfolgt auf Höchstpreisniveau76.  
Neben dem Netzausbau ist die Entwicklung von Speichertechnologien entscheidend für die Integration der 
Offshore-Windenergienutzung in das europäische Energieversorgungssystem. Dies trifft gleichermaßen für 
volatilen Strom aus anderen erneuerbaren Energien zu. Es entstehen hohe Kosten. Nicht zuletzt deshalb ist die 
Offshore-Windenergienutzung bisweilen in der Kritik77. Der für Energie zuständige EU-Kommissar schätzt den 
Finanzaufwand für neue Hochspannungsleitungen, Speichertechnologien und grenzüberschreitende 
Verbindungen in der EU in den nächsten zehn Jahren auf „sagenhafte 1.000 Milliarden Euro“78.  
II.6 Nutzungskonflikte in der AWZ 
Die Meeresflächen der AWZ sind keine freien Flächen, sondern unterliegen einer Vielzahl wirtschaftlicher und 
verkehrlicher Nutzungen. Sie haben zudem eine wichtige ökologische Funktion. Die Nutzungsansprüche und 
Schutzanforderungen müssen in der oftmals knappen Fläche der AWZ sinnvoll koordiniert werden.  
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit werden nachfolgend relevante Belange dargestellt und ihre 
Wechselwirkungen mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ aufgezeigt.  
Schifffahrt 
Die Nordsee, in der ein Großteil der Flächen der AWZ in den untersuchten Ländern liegt, ist eines der 
meistbefahrenen Seegebiete der Welt. Der Schwerpunkt des Schiffsverkehrs, der Schiffe der gesamten 
Welthandelsflotte umfasst, liegt dabei in Ost-West-Richtung vor dem deutschen und niederländischen 
Wattenmeer. Angesteuert werden hauptsächlich die großen Flussmündungen von Elbe, Weser,  
Jade und Ems sowie die Häfen im Wattenmeer und der Nord-Ostsee-Kanal79. 
Grundsätzlich kommt es durch jegliche Ausweisung von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung in der 
AWZ zu einer Verringerung befahrbarer Flächen für den Schiffsverkehr. Mit zunehmender Errichtung von 
Offshore-Windenergieanlagen steigt aber auch das Risiko einer direkten Beeinträchtigung des Schiffsverkehrs. In 
Meeresgebieten mit hohem Verkehrsaufkommen ist durchaus die Gefahr gegeben, dass Schiffe mit den 
Offshore-Windenergieanlagen kollidieren. Dabei sind nicht nur direkte Schäden an Schiffen und Anlagen 
denkbar, sondern auch eine Gefährdung der Meeresumwelt durch entweichendes Transportgut. Offshore-
Windenergieanlagen können somit durchaus als künstliche Hindernisse für den Schiffsverkehr auf See 
bezeichnet werden80. Eine von der deutschen Stiftung Offshore-Windenergienutzung in Auftrag gegebene 
                                                          
76 Vgl. WEMDZIO ET AL (2012), S. 240. 
77 Vgl. hierzu auch KRAWINKEL (2012), S. 461 f. 
78 LÖFKEN (2011), S. 18. 
79 Vgl. UBA (2008), S. 39. 
80 Vgl. GERMANISCHER LLOYD (2008), S. 5. 
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Projektstudie81 untersucht die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Kollisionsverhütung, denen zukünftig eine noch 
wichtigere Rolle zugeschrieben wird. Bei der Wirksamkeit risikomindernder Maßnahmen muss zwischen 
manövrierfähigen und manövrierunfähigen Schiffen unterschieden werden82. So mindert die Kennzeichnung von 
Offshore-Windenergieanlagen, beispielsweise durch Transponder83, das Kollisionsrisiko für manövrierunfähige 
Schiffe kaum. In diesem Fall sind die rasche Erkennung der Manövrierunfähigkeit des Schiffs und das 
Vorhandensein eines Notschleppers in Bereitschaftsposition entscheidend für die Verhinderung eines 
Schadensfalls84. Verkehrsüberwachung bzw. Seeraumbeobachtung mithilfe von Radarsystemen85 kann die 
Kollisionshäufigkeit manövrierfähiger Schiffe entscheidend reduzieren.  
Rohstoffgewinnung 
Im Bereich der Festlandsockel und in der AWZ werden in Übereinstimmung mit internationalem Seerecht 
Bodenschätze wie Öl, Gas, Seekies und Sand86 abgebaut87.  
Mögliche Nutzungskonflikte mit der Offshore-Windenergienutzung beruhen auf dem Umstand, dass der rentable 
Abbau von Bodenschätzen räumlich stark eingegrenzt ist, da er sich an deren geologischen Lagerstätten 
orientiert. Dabei ist ein Großteil der geologischen Rohstoffvorkommen auf hoher See noch weitgehend 
unerforscht (z.B. Kohlenstoffe, polymetallische Konkretionen, Gashydrate, Erzschlämme)88. Um die 
Versorgungssicherheit eines Landes mit Rohstoffen nicht zu gefährden, kann es sinnvoll sein, Überschneidungen 
mit Flächenausweisungen für die Offshore-Windenergienutzung zu vermeiden, wenn die Nutzungen sich 
gegenseitig beeinträchtigen oder ausschließen. Die Infrastrukturanforderungen bei der Erdölförderung und der 
                                                          
81 Projektstudie „Offshore Windparks – Wirksamkeit kollisionsverhindernder Maßnahmen.“, durchgeführt von GERMANISCHER 
LLOYD (2008). Ziel der Studie ist es unter anderem, mit den Untersuchungsergebnissen zu einer besseren Beurteilbarkeit der 
Genehmigungsfähigkeit von künftigen Windparkprojekten im Hinblick auf Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs 
beizutragen. In Deutschland würden risikomindernde Maßnahmen wie Kennzeichnung der Windenergieanlagen und die 
Verwendung kollisionsfreundlicher Fundamente bereits großteils für den Erhalt einer Genehmigung eines Offshore-
Windparks eingefordert, urteilt die Studie. Vgl. GERMANISCHER LLOYD (2008), S. 3. 
82 Vgl. GERMANISCHER LLOYD (2008), S. 5. 
83 Die Kennzeichnung von Offshore-Windenergieanlagen erfolgt in der Regel durch Transponder des sog. Automatic 
Identification System (AIS). AIS ist ein im Jahr 2000 von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) als 
verbindlicher Standard anerkanntes Funksystem, das durch den Austausch von Navigationsdaten der Kollisionsverhütung im 
Schiffsverkehr dient. Es erfolgt ein automatischer Austausch von Informationen über Herkunft, Typ, Position, Kurs, 
Geschwindigkeit und Navigationsstatus eines Schiffes. Dieser Austausch erfolgt sowohl zwischen einzelnen Schiffen als 
auch zwischen Schiffen und Kursüberwachungsbehörden. Vgl. IMO (2011). 
84 Vgl. GERMANISCHER LLOYD (2008), S. 3. 
85 Am erfolgversprechendsten wird von GERMANISCHER LLOYD (2008) die vollständig manuelle 
Verkehrsüberwachung/Seeraumbeobachtung mittels AIS und Radar befunden.  
86 Der Abbau von Kies und Sand in den Bereichen der Festlandsockel dient vor allem Küstenschutzmaßnahmen. Vgl. BMU 
(2002), S. 9. 
87 Vgl. BMU (2002), S. 9. 
88 Vgl. BUCHHOLZ (2004a), S. 50. 
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Offshore-Windenergienutzung sind hingegen ähnlich und veranlassen die Akteure der Erdölindustrie und der 
Windbranche in mehreren europäischen Küstenstaaten vermehrt zur Nutzung von Synergieeffekten. So sind 
etwa zur Errichtung von Ölplattformen auf offener See ähnliche Zubringerschiffe, Kräne etc. nötig wie für die 
Installation von Offshore-Windenergieanlagen.  
Rohrleitungen und Seekabel 
Rohrleitungen transportieren Rohstoffe wie Öl oder Gas, Seekabel89 übertragen Strom oder Daten90. Besonders 
die Seekabel bilden ein enormes Kabelnetzwerk in den Weltmeeren. Spezielle Raumanforderungen, um die 
Schadensanfälligkeit gering und die Reparaturmöglichkeiten günstig zu halten, haben Konkurrenzen um die 
optimalen Trassen zur Folge91. Kreuzungen zwischen aktiven Kabeln sollen möglichst vermieden werden, um 
Reparaturen auf dem Meeresboden nicht unnötig zu erschweren. Auch sind scharfe Schelfkanten sowie Magma-
Öffnungen des Meeresgrundes zu vermeiden, ebenso ein freies Hängen in der starken Strömung92. Unterbleibt 
eine Bündelung von Seekabeln in klar definierten Trassen, kann es zu Konflikten mit der Schifffahrt (Ankerwurf), 
Fischerei (Netzwurf) und der Errichtung aller ortsfesten Installationen (Fundamente) auf dem Meer kommen93. 
Gleiches gilt auch für Rohrleitungen. 
Energiegewinnung, insbesondere Offshore-Windenergienutzung 
Die Energiegewinnung auf dem Meer umfasst die Energieträger Wind, Gezeiten, Wellen, Thermik und 
Meeresströmung. Konflikte entstehen in erster Linie durch den Raumbedarf der ortsfesten Installationen, unter 
und über der Meeresoberfläche.  
Fischerei und Marikultur 
Die Fischerei gilt als die älteste wirtschaftliche Nutzungsform der Meere. Die Flächen der AWZ sind Teil der 
Gemeinschaftlichen Fischereigewässer, deren Nutzung im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik geregelt 
ist. Es besteht ein grundsätzliches Recht auf die Ausübung der Fischerei in der AWZ94. Einschränkungen erfährt 
dieses durch ein lokales Fischereiverbot in der Umgebung von Offshore-Windparks.95 
Die Marikultur, also die Aufzucht von aquatischen Organismen wie Lachs, Garnelen, Miesmuscheln und Austern 
im Meer, wird in Zeiten rückläufiger Fischereierträge als Wirtschaftszweig mit hohem Wachstumspotenzial 
angesehen96. In Dänemark ist die Muschelzucht beispielsweise eine wichtige Nutzungsart, die es auch mit der 
                                                          
89 Die Datenkabel haben in der Regel einen Durchmesser von nur 2 bis 3 Zentimetern und bestehen aus einem Bündel von 
ca. 140 haarfeinen Glasfasern, die sich wiederum in einem sehr dünnen elastischen Kupferrohr befinden, welches durch 
eine elastische Kunststoffschicht isoliert ist. Etwa alle 100 Meter wird ein sog. Repeater (Verstärker) benötigt. Vgl. BUCHHOLZ 
(2004a), S. 48. 
90 Vgl. RUNKEL (2007), S. 2. 
91 Vgl. BUCHHOLZ (2004a), S. 49. 
92 Vgl. BUCHHOLZ (2004a), S. 49. 
93 Vgl. BUCHHOLZ (2004a), S. 50. 
94 Vgl. BMU (2002), S. 9. 
95 Siehe unten, S. 27. 
96 Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (2009), S. 23. 
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Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu koordinieren gilt97. In der deutschen AWZ ist die Errichtung von 
Marikulturen derzeit noch nicht regelmäßig der Fall98, doch eine Nutzungskombination mit vorhandenen 
Installationen, wie zum Beispiel Fundamenten von Offshore-Windenergieanlagen, die den Muscheln als Sockel 
dienen können, wird bereits in den Raumordnungsplänen in Betracht gezogen99.  
Meeresumwelt 
Die meisten Nutzungsformen des Meeres nehmen Einfluss auf die marine Flora und Fauna. Unbestritten stellt 
auch der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ einen Eingriff in die Meeresumwelt dar100. Der 
natürliche Lebensraum von Vögeln, Fischen, marinen Säugetieren und Lebensgemeinschaften des 
Meeresbodens wird zwangsläufig einer Veränderung unterzogen. In der Fachliteratur gibt es unterschiedliche 
Auffassungen, was das Ausmaß und die Wirkungen dieser Veränderungen auf die Meeresumwelt betrifft. Es ist 
zudem umstritten, ob die Eingriffe zwangsläufig negativ zu bewerten sind.  
Regelungen wie die Einschränkung des Schiffsverkehrs und das lokale Fischereiverbot in der Umgebung von 
Offshore-Windenergieanlagen können sich positiv auf die Lebensräume mariner Organismen auswirken. So ist 
beispielsweise in der deutschen AWZ das Einhalten eines Mindestabstands von 500 Metern zu Offshore-
Windenergieanlagen für Schiffe mit einer Länge unter 24 Metern verpflichtend, während größere Schiffe einen 
Offshore-Windpark überhaupt nicht passieren dürfen101. Langlebige Organismen wie zum Beispiel manche 
Muschel- und Fischarten finden deshalb im Bereich von Offshore-Windparks ein Refugium102. Auf lange Sicht 
besteht so die Möglichkeit zu einer Bestandserholung. Vermehrte Klagen internationaler Fischereiverbände über 
den Verlust von Fanggründen zeigen, dass dieser aus Umweltsicht positive Effekt bei einem verstärkten Ausbau 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ möglicherweise erhebliche Ausmaße annehmen könnte. Der 
Verlust von Fanggründen durch die Offshore-Windenergienutzung sei laut dem deutschen Institut für Seefischerei 
und der dänische International Council for the Exploration oft he Sea (ICES) so hoch, dass beide eine Anpassung 
der Genehmigungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen fordern. Die 
kumulativen Effekte der Offshore-Windenergienutzung auf die Fangquoten sollten in den 
Genehmigungsverfahren Berücksichtigung finden103. 
                                                          
97 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 72. 
98 Ein Forschungsprojekt des deutschen Instituts für Marine Ressourcen in Bremerhaven (IMaRe) mit dem Titel „Open 
Ocean Multi Use (OOMU)“ entwickelt Konzepte zur Nutzung des Wasserraums in Offshore-Windparks für die Aquakultur. 
Sowohl zwischen den einzelnen Fundamenten als auch direkt an den Gründungsstrukturen der Offshore-
Windenergieanlagen ist die Installation von Käfigen zur Zucht von quatischen Organismen denkbar. Ökonomische 
Synergieeffekete ließen sich beispielsweise durch eine Kooperation bei der Wartung von Offshore-Windenergieanlagen und 
Käfigen erzielen. Vgl. GILLE (2012a), S. 28. 
99 Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (2009), S. 23. 
100 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 16. 
101 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 18. 
102 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 18. 
103 Vgl. BERKENHAGEN ET AL (2010), S. 25. 
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Auch kleinräumiger können sich aus Umweltsicht positive Folgen der Lebensraumveränderungen einstellen. So 
erfolgt die Offshore-Windenergienutzung in der Nordsee beispielsweise größtenteils in sandigen Bereichen, wo 
die Fundamente der Offshore-Windenergieanlagen als Hartsubstrate künstliche Riffe bilden. So können sie 
Organismen wie Miesmuscheln, Seenelken, Toten Mannshänden, Polypen, Hydrozoen, Taschenkrebsen, 
Schwimmkrebsen und Fischen neuen Lebensraum bieten104.  
Während mögliche positive Auswirkungen der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ auf die Meeresumwelt 
eher mittel- bis langfristig auftreten, ergeben sich mögliche negative Folgen teils sehr rasch und auch bereits vor 
der Inbetriebnahme einer Offshore-Windenergieanlage. Im Fokus steht hier vor allem die Lärmbelastung für 
Meeressäuger während der Errichtungsphase einer Offshore-Windenergieanlage, in der besonders hohe 
Lärmemissionen auftreten. In Deutschland dürfen die Schallemissionen bei Gründung und Installation der 
Anlagen in einer Entfernung von 750 Metern den Wert von 160 Dezibel105 nicht überschreiten, um Meeressäuger 
wie Schweinswale vor Gehörschäden zu schützen106. Zur Einhaltung der Grenzwerte gibt es verschiedene 
technische Möglichkeiten wie den Einsatz von sog. Blasenschleiern107, die Vergrämung mit akustischen Signalen 
oder die schrittweise Erhöhung der Rammenergie (Soft-Start)108. Experten äußern sich aber dahingehend 
kritisch, dass diese Technologien noch nicht ausgereift seien und sich nur langsam bei den Baufirmen etablieren 
würden. In Deutschland würden die Grenzwerte daher regelmäßig überschritten109. Umweltschützer kritisieren in 
diesem Zusammenhang, dass Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ in der Nordsee oft in ökologisch 
                                                          
104 Die aufgezählten Lebewesen wurden an der deutschen Forschungsplattform FINO 1 beobachtet, deren Metallstreben 
unter Wasser im Laufe der Jahre ein flächendeckend bewachsenes, künstliches Riff geworden sind. Vgl. SILBERMANN (2010), 
S. 17. 
105 Laut WEHRMANN (2012) ist dieser Wert auf Untersuchungen zurückzuführen, die zeigen, dass insbesondere 
Meeressäuger wie Schweinswale ernste Gehörschäden davontragen, wenn sie Schalldruckwerten ab 164 Dezibel 
ausgesetzt sind. Dies gilt bereits für eine einmalige Aussetzung. Beim Rammen der Fundamente in den Meeresgrund treten 
diese Lautstärken tausendfach in schneller Abfolge auf. Ohne Schutzmaßnahmen liegt der Wert sogar bei bis zu 185 
Dezibel. Vgl. WEHRMANN (2012), S. 38.  
106 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 18. 
107 Eine eigens errichtete Spezialanlage rund um die Rammstelle leitet Luftblasen ins Wasser. Der ringförmige 
Blasenvorhang hindert den Schall an seiner Ausbreitung. Vgl. SILBERMANN (2010), S. 18. 
108 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 18. 
109 Um das Problem der anscheindend latenten Überschreitung der Grenzwerte in den Griff zu bekommen, greift das 
deutsche Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) zum Mittel der gestückelten Freigabe der Anlagen eines 
Offshore-Windparks, wenn Versäumnisse nachgewiesen werden können. Das BSH behält es sich dann vor, nur Teile eines 
Offshore-Windparks zu genehmigen, falls keine Lösungen zur Schallminderung geliefert werden. So jüngst geschehen bei 
der Errichtung des Windparks Bard Offshore I. Aus Furcht vor Schadensersatzforderungen spricht sich das BSH in dieser 
Übergangsphase des noch unausgereiften Stands der Technik gegen härtere Restriktionen aus. Vgl. THOMAS (2012a), S. 82. 
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besonders wertvollen Gebieten, nämlich in der Kinderstube der Schweinswale, errichtet würden110. Die 
Lärmemissionen während des Betriebs einer Offshore-Windenergieanlage sind wesentlich geringer als bei der 
Montage und auch nur in naher Umgebung der Anlagensockel zu vernehmen111. 
Erst herausstellen muss sich noch, ob Vögel die Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ als störend 
empfinden112. Gerade für Zugvögel könnten die Offshore-Windenergieanlagen möglicherweise eine Bedrohung 
darstellen. Sind die Wetterverhältnisse schlecht, fliegen manche Vogelschwärme in niedriger Höhe und riskieren 
somit eine Kollision113. Das Kollisionsrisiko steht dabei im Zusammenhang mit der Tageszeit des Vogelzugs. 
Tagzieher wie Enten, Gänse oder Seevögel landen zum Ruhen gezielt auf dem Wasser, wohingegen 
Nachtzieher wie Drosseln dies aufgrund der schlechten Sichtverhältnisse nicht können114. 
In jedem Fall ist eine differenzierte Betrachtungsweise der Auswirkungen der Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ auf die Meeresumwelt nötig, da sich die eintretenden Veränderungen des marinen Lebensraums 
unterschiedlich auf die einzelnen Arten von Flora und Fauna auswirken. 
Wissenschaftliche Meeresforschung 
Das marine Ökosystem birgt noch viele Unbekannten und ist daher ein bedeutender Gegenstand der 
wissenschaftlichen Forschung. Langzeituntersuchungsreihen in europäischen Gewässern bemühen sich um die 
Erklärung möglichst großflächiger ökosystemarer Zusammenhänge. Für die Durchführung 
meereswissenschaftlicher Forschungsaktivitäten (Grundlagenforschung, Umweltüberwachung und 
anwendungsorientierte Forschung)115 sind freie Flächen notwendig, unter anderem für die Aufstellung von 
Messstationen. 
Militärische Nutzung 
Die AWZ hat auch eine militärische Funktion. Sie ist für Verteidigungszwecke und somit den Erhalt der nationalen 
Sicherheit eines Landes relevant. Hauptaktivitäten des Militärs in den sog. militärischen Übungsgebieten116 der 
EU-Küstenanrainer sind Luftkampfübungen, die andere Meeresnutzungen aber nicht zwangsläufig behindern 
müssen. Ein mögliches Konfliktfeld zwischen militärischer Nutzung und Offshore-Windenergienutzung in der 
AWZ besteht allerdings in der bislang unzureichend untersuchten Beeinträchtigung militärischer Radarsysteme 
zur Flugsicherung durch Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ.  
                                                          
110 So beispielsweise Hans-Joachim Zielinski in Greenpeace-Magazin 3.05 (2013). Zu beziehen unter: 
http://www.greenpeace-magazin.de/index.php?id=2992 (08.08.13). 
111 Vgl. WEHRMANN (2012), S. 38. 
112 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 19. 
113 Vgl. SILBERMANN (2010), S. 19. 
114 SILBERMANN (2010), S. 19. 
115 RUNKEL (2007), S. 3. 
116 Die militärischen Übungsgebiete der EU-Küstenanrainer wurden in den frühen 1970-er Jahren eingerichtet, noch vor der 
Proklamierung einer AWZ in den meisten betroffenen Staaten. Die Ausdehnung der militärischen Übungsgebiete wird heute 
vor dem Hintergrund eines sich verschärfenden Nutzungsdrucks in den Meeresgebieten als zu großzügig kritisiert. So zum 
Beispiel BUCHHOLZ (2008), S. 20 f. 
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Freizeit und Tourismus 
Auch wenn die Flächen der AWZ selbst in der Regel nicht maßgeblich von Freizeit- und Tourismusaktivitäten 
berührt sind, haben sie dennoch eine Funktion für diese Belange. Touristisch frequentierte Inseln könnten durch 
die Erscheinung von Offshore-Windenergieanlagen am Meereshorizont eine Abwertung ihres Landschaftsbilds 
und Erholungswerts erfahren – vorausgesetzt, dass die Offshore-Windenergieanlagen als störend 
wahrgenommen werden117. In Deutschland wurde deshalb ein Mindestabstand der Offshore-Windenergieanlagen 
von 32 Kilometern zur Küste bzw. zu Inseln festgelegt, so dass keine direkten Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbilds und somit des Tourismus zu erwarten sind. Aber auch bei sehr küstennahen Offshore-
Windparks wie Horns Rev (ca. 14 Kilometer vor der Küste Jütlands, Dänemark) haben Untersuchungen bislang 
allerdings keinen Rückgang der Übernachtungszahlen vor Ort nachweisen können118.  
Eine Bedrohung für den Tourismus in den Küstengebieten sind Umweltschäden durch Havarien und Unfälle von 
Schiffen, die Gefahrgut oder Brennstoffe transportieren. Künstliche Hindernisse wie zum Beispiel Offshore-
Windenergieanlagen erhöhen allgemein das Kollisionsrisiko. 
Kulturgüter 
Die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ kann unter Umständen auch Kulturgüter, vor allem versunkene 
Schiffswracks, gefährden. So sind allein in der Nordsee im Laufe der Geschichte etwa 1.300 Schiffe 
versunken119. Im Zuge des Offshore-Wind-Booms werden nun vermehrt Forschungsaufträge vergeben, wie 
jüngst in Deutschland vom Bundesministerium für Bildung und Forschung120, um die archäologische Substanz zu 
dokumentieren. Neben Schiffswracks sind für die Archäologen auch Spuren aus der mittleren Steinzeit von 
Bedeutung, die der Meeresboden der Nordsee in seiner Funktion als ehemalige Landbrücke zwischen dem 
europäischen Festland und Großbritannien in den Sedimenten konserviert hat121. 
Munitionsversenkung und Sedimenteinbringung 
Der deutsche Raumordnungsplan für die AWZ nennt als eigene Nutzungskategorie „Munitionsversenkung und 
Sedimenteinbringung“, weshalb diese Belange hier der Vollständigkeit halber erwähnt sind. Ob und in welchem 
Umfang diese Nutzungen in der AWZ der untersuchten europäischen Staaten relevant sind, wird nicht näher 
untersucht.  
                                                          
117 Studien zeigen, dass negative Bewertungsmuster von küstennahen Offshore-Windparks durch eine 
landschaftsintegrierende Anordnung der einzelnen Anlagen möglicherweise durchbrochen werden können. Inselähnliche 
Formen, die Hauptschiffahrtsrouten nachvollziehen und alte Küstenlinien, Strömungsrichtungen und Wassertiefen 
verdeutlichen, fänden auch nearshore eine relativ hohe Akzeptanz. Vgl. Forschungsprojekt „Windenergie und 
Kulturlandschaft“ (2008), Institut für Psychologie Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Technische Universität Berlin, 
Technische Universität München, Hochschule Bremerhaven. SCHÖBEL (2012). 
118 Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (2009), S. 25f. 
119 Vgl. LÄSKER (2011), S. 25. 
120 Im Jahr 2011 hat das Deutsche Schifffahrtsmuseum in Bremerhaven den Auftrag erhalten, die Meeresböden der Nordsee 
nach versunkenen Schiffen abzusuchen. Vgl. LÄSKER (2011), S. 25. 
121 Vgl. LÄSKER (2011), S. 25.  
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II.7 Zur Ambivalenz der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ aus Umweltsicht 
Zum Abschluss der Grundlagen des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ soll auf das 
Thema Ambivalenz der Offshore-Windenergienutzung aus Umweltsicht eingegangen werden. Die Ambivalenz 
der Offshore-Windenergienutzung aus Umweltsicht bringt einen innerdisziplinären Konflikt zum Ausdruck, der die 
Komplexität der zu koordinierenden Belange in der AWZ noch zusätzlich erhöht.  
Aus Sicht des Umweltschutzes stellt der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ eine Medaille mit 
zwei Seiten dar. Die Befürworter argumentieren mit dem Klimaschutz, die Gegner mit dem Naturschutz. 
Bei der Erzeugung von Offshore-Windstrom werden praktisch keine Treibhausgase und Luftschadstoffe frei, es 
entstehen keine Abfälle, keine Radioaktivität und keine Abwärme. Der offshore produzierte Windstrom trägt auch 
zu einer Verringerung der Importabhängigkeit von fossilen Energieträgern bei. So hat im Jahr 2009 die Nutzung 
erneuerbarer Energieträger allein in Deutschland eine Ersparnis von 7,4 Milliarden Euro122 bewirkt. Hinzu kommt 
die Vermeidung von sog. versteckten Kosten123 der fossilen und atomaren Technologien, im Jahr 2009 betrugen 
diese eingesparten Kosten in Deutschland ca. 8 Milliarden Euro124. Konsequenterweise müssen die Kosten des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien gegengerechnet werden, dazu zählen die Förderung der erneuerbaren 
Energien, der Netzausbau und weitere Folgekosten. Überdies ist zu berücksichtigen, dass die Volatilität von 
Windstrom bei fehlenden Speichermöglichkeiten das Vorhandensein von Reservekapazitäten erforderlich macht, 
um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Reservekapazitäten werden mehrheitlich mithilfe fossiler 
Energieträger bereitgestellt und induzieren weitere Kosten.  
Ein wichtiges Kriterium für Klimaschutzprogramme der EU ist die Verringerung des Ausstoßes von 
Treibhausgasen, insbesondere von Kohlenstoffdioxid. Ob der Fokus auf Kohlenstoffdioxid als „Klimakiller“ 
gerechtfertigt ist oder nicht, sei dahingestellt. Fakt ist laut BUND (2001), dass eine Kilowattstunde Windstrom den 
Ausstoß von etwa einem Kilogramm Kohlenstoffdioxid125 einspart. Somit trägt die Nutzung von Offshore-
Windenergie zum nationalen und internationalen Klimaschutz bei, einem Teilbereich des Umweltschutzes.  
Aber die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ kann auch negative Auswirkungen auf die marine Fauna und 
Flora nach sich ziehen126. Ebenfalls kann eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes eintreten. Vor allem die 
Auswirkungen großflächiger und langfristiger Eingriffe auf das marine Ökosystem sind noch größtenteils 
unerforscht und können somit nur mit erheblichen Unsicherheiten prognostiziert werden127, was ein besonders 
sensibles Vorgehen erforderlich macht. Ein Positionspapier des BUND verdeutlicht den innerdisziplinären 
                                                          
122 Die Angabe bezieht sich auf eine Aussage des Bundesverbands Erneuerbare Energien (BEE). Vgl. ERTMER (2011), S. 23. 
123 Unter versteckten Kosten versteht man in diesem Fall Kosten für Klima-, Umwelt-, Gesundheits- und Materialschäden 
durch die Verwendung fossiler und atomarer Brennstoffe, die sich im Preis derselben nicht widerspiegeln. Vgl. ERTMER 
(2011), S. 23. 
124 Die Angabe bezieht sich auf eine Aussage des Bundesverbands Erneuerbare Energien (BEE). Vgl. ERTMER (2011), S. 23. 
125 Vgl. BUND (2001), S. 3.  
126 Siehe oben, S. 24. 
127 Vgl. BMU (2002), S. 8. 
33 
 
Konflikt. Hier heißt es einerseits, dass die Nutzung von Windenergie vor allem durch ihren Beitrag zum 
Klimaschutz im öffentlichen Interesse liege und dem „Staatsziel Umweltschutz (Art. 20a Grundgesetz)“128 
entspreche. Andererseits wird betont, „dass zwischen moderner Windenergie-Nutzung und den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege Konflikte entstehen können“129. Für den BUND steht fest, dass 
„Standorte für Windenergie-Anlagen (…) entsprechend den Anforderungen des Natur- und Umweltschutzes 
ausgewählt werden [müssen]“130. Um dieser Herausforderung bei der Standortbestimmung gerecht zu werden, 
fordert der BUND eine Gesamtstrategie aller Küstenanrainer, die verbindliche Regeln für Planung, Bau und 
Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen auf dem Meer vorsieht131. PRALL (2009) bezeichnet den Klima- und 
Naturschutz in diesem Zusammenhang treffend als „zwei Umweltbelange […] die bei der Nutzung der 
Meeresenergie miteinander versöhnt werden müssen“132.  
III Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ an ausgewählten 
europäischen Beispielen 
Bei der Untersuchung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ an ausgewählten 
europäischen Beispielen liegt der Fokus gleichermaßen auf planungsrechtlichen und planungspraktischen 
Aspekten. 
Für eine sachgerechte Darstellung des Umgangs eines Landes mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
ist es wichtig, flankierende politische und wirtschaftliche Rahmenbedingungen mit einzubeziehen. Dazu gehören 
auch länderspezifische Regelungen bezüglich des Energiemarktes. Insbesondere die Ausgestaltung der 
Vergütungssysteme für den Strom aus erneuerbaren Energien ist von Bedeutung, da die Vergütungsregelungen 
eine wesentliche Antriebsfeder für Investitionen in die Offshore-Windenergienutzung sind133. 
III.1 Bewertung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ  
Beinahe alle europäischen Küstenstaaten stellen vermehrte Konflikte zwischen den zahlreichen 
Nutzungsansprüchen und Schutzanforderungen in den oftmals räumlich stark begrenzten Flächen der AWZ fest. 
Die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist in diesem Geflecht zwar nur ein Belang von vielen, doch ein 
besonders raumbedeutsamer. Dies betrifft sowohl den Platzbedarf der Offshore-Windenergienutzung, als auch 
ihre Wechselwirkungen mit den anderen marinen Nutzungsformen und Schutzanforderungen. Zudem verläuft der 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung rasant. Die Herausforderung, eine nachhaltige Entwicklung der 
Meeresnutzung zu ermöglichen, ist seit dem Einsetzen des Offshore-Wind-Booms wesentlich größer geworden. 
                                                          
128 BUND (2001), S. 3. 
129 BUND (2001), S. 3. 
130 BUND (2001), S. 3. 
131 Vgl. BUND (2001), S. 11. 
132 Vgl. PRALL (2009), S. 38. 
133 Vgl. BUTLER ET AL (2013), S. 1379. 
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Um Nutzungskonflikte zu entschärfen, haben die betroffenen europäischen Staaten unterschiedliche Wege 
eingeschlagen. Der Schlüssel zum Erfolg ist die Harmonisierung der Belange untereinander. Eine räumliche 
Steuerung der ortsfesten Installationen ist dabei unabdingbar. Anhand der Untersuchung des Umgangs der 
ausgewählten europäischen Staaten mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ soll bewertet werden, 
inwieweit sich die verschiedenen Ansätze mit dem Anspruch einer nachhaltigen gesamträumlichen Ordnung, 
Sicherung und Entwicklung der Meeresflächen vereinbaren lassen.  
III.2 Zur Auswahl der europäischen Beispiele 
Untersucht wird der Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Deutschland, Belgien, 
Dänemark und Frankreich. Bewusst sollten Länder untersucht werden, die sich hinsichtlich der politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, des Ausbaustands der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ und der 
Vorgehensweise zur Entschärfung von Nutzungskonflikten in der AWZ unterscheiden. Nur so ist es möglich, 
Erkenntnisse über die Wirksamkeit der verschiedenen Ansätze zu gewinnen und zu einer sachgerechten 
Fortentwicklung der marinen Raumordnung in Europa beizutragen.  
Erst im Laufe der Untersuchung des Umgangs der genannten Länder mit der Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ stellte sich heraus, wie groß die Unterschiede tatsächlich sind, gerade im Hinblick auf die vorhandenen 
Instrumente zur Steuerung konkurrierender Belange in der AWZ.  
Die nachfolgende Darstellung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in den 





















Abbildung 4) Offshore-Windparks in Europa 
 
 
Quelle: BWE (2011), S. 19. © KPMG. 
III.3 Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Deutschland 
III.3.1 Grundlagen 
III.3.1.1 Ausdehnung der deutschen AWZ 
Am 25.11.1994 hat die Bundesrepublik Deutschland ihre AWZ proklamiert. In den Seegrenzkarten Nr. 2920 und 
Nr. 2921 des Bundesamts für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die Ausdehnung der AWZ in der 
Nordsee und in der Ostsee seitdem verzeichnet134. 
Insgesamt beträgt die Fläche der deutschen AWZ ca. 33.000 Quadratkilometer, ein knappes Zehntel der Fläche 
der Bundesrepublik Deutschland135. Wie aus den folgenden Karten ersichtlich ist, ist die Fläche der deutschen 
AWZ in der Ostsee  mit ca. 4.500 Quadratkilometern wesentlich kleiner als die der AWZ in der Nordsee mit ca. 
28.600 Quadratkilometern136.  
                                                          
134 Vgl. BSH (2011c). 
135 RUNKEL (2007), S. 2. 
136 RUNKEL (2007), S. 2. 
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Abbildung 5) Deutsche AWZ (Nordsee) 
 






Abbildung 6) Deutsche AWZ (Ostsee) 
 
Quelle: BSH (2011e).  
 
III.3.1.2 Ausbaustand der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Hinsichtlich des Ausbaustands der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist in erster Linie eine hohe 
Diskrepanz zwischen der geringen Anzahl der bereits in Betrieb genommenen bzw. sich in der Errichtungsphase 
befindenden Offshore-Windenergieanlagen und den zugelassenen Offshore-Windenergieanlagen auszumachen. 
Seit dem Jahr 2001 wurden 29 Offshore-Windparks137 mit insgesamt 2.081 einzelnen Anlagen zugelassen138. 
Bislang (Stand 06/2012) sind nur das Offshore-Testfeld Alpha Ventus139 sowie ein erster Teil des Offshore-
Windparks BARD Offshore 1 in Betrieb140.  
                                                          
137 Davon 26 in der Nordsee und 3 in der Ostsee. Vgl. BMVBS (2013), S. 6. 
138 Vgl. BMVBS (2013), S. 6. 
139 Nordwestlich von Borkum in der Deutschen Bucht werden im Testfeld Alpha Ventus, dessen 12 Aggregate jeweils eine 
Leistung von 5 Megawatt bereitstellen, zwei verschiedene Anlagentypen auf verschiedenen Fundamenten getestet. Die 6 
Offshore-Windenergieanlagen des Herstellers Repower stehen auf sog. Jacket-Fundamenten. Die 45 Meter hohen, 
vierbeinigen Stahlgerüste sind einfach zu fertigen und relativ leicht (ca. 500 Tonnen). In der Gondel der Repower-Anlagen 
befindet sich ein sog. doppelt gespeister Asynchron-Generator mit Zahnradgetriebe, der durch Entfeuchtungsgeräte vor 
Salzwasserkorrosion geschützt wird. Die 6 Offshore-Windenergieanlagen des Herstellers Multibrid stehen auf sog. Tripods, 
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Nach Angaben der STIFTUNG OFFSHORE-WINDENERGIENUTZUNG (2012) befinden sich ca. 6.600 Offshore-
Windenergieanlagen im Zulassungsverfahren (Stand 09/2012)141.  
 
III.3.1.3 Politische und wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ   
Am 28.09.2010 hat die Bundesregierung ihr Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und 
bezahlbare Energieversorgung vorgestellt. Im Fokus stehen der Ausstieg aus der Kernenergienutzung und der 
Umbau der deutschen Energieversorgung hin zu einem überwiegend auf erneuerbaren Energien basierenden 
System:  
„Bis 2050 sollen 80% des Stroms aus Erneuerbarer Energie stammen – das wäre Weltrekord.“142  
Der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch beträgt im Jahr 2011 20,3 Prozent143. Bis zum 
Jahr 2020 soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch mindestens 35 Prozent betragen, 
bis zum Jahr 2030 mindestens 50 Prozent144. Wenn der Ausbau der erneuerbaren Energien im bisherigen Tempo 
weitergeht, können diese quantitativen Ziele erreicht werden. Der Anteil von Strom aus Windkraft am 
Bruttostromverbrauch beträgt im Jahr 2011 8 Prozent145. 
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ nimmt einen entscheidenden Platz in der Strategie der 
Bundesregierung auf dem Weg zu den im Energiekonzept proklamierten Zielen ein (siehe Tabelle 1). Bis zum 
Jahr 2030 sollen in der AWZ in Nord- und Ostsee insgesamt 25 Gigawatt146 installiert sein147.  
Momentan hinkt der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ den Prognosen aber hinterher.  
                                                                                                                                                                                     
700 Tonnen schweren Stahlbeinen. Ein sog. Synchron-Ringgenerator mit kleinerem Übersetzungsverhältnis erlaubt eine 
kompakte Bauform und verringert die Notwendigkeit der Verwendung störanfälliger Bauteile. Der Schutz von Turm und 
Gondel vor salzhaltiger Luft geschieht hier durch Unterdrucksetzung des Generators. Vgl. HAUTMANN (2011), S. 27 f. Der 
Bedarf an Testfeldern für die Offshore-Windenrgienutzung ist hoch. Deshalb laufen in Deutschland bereits Vorbereitungen 
für ein zweites Testfeld. Firmen wie Areva, Bard, Siemens, GE, Nordex, Repower und andere wollen dort neue 
Maschinenkonzepte, Gründungsstrukturen und Logistiklösungen untersuchen. Vgl. WEINHOLD (2011a), S. 62. 
140 Vgl. DENA (2012). Innerhalb der 12-Seemeilen-Zone ist bislang nur ein Offshore-Windpark in Betrieb: EnBW Baltic 1, 
Ostsee. Vgl. NEDDERMANN (2012), S. 34. 
141 Vgl. STIFTUNG OFFSHORE-WINDENERGIE (2012d). Unter www.Offshore-Windenergie.net/windparks (22.01.13) ist ein 
aktueller Überblick über die Anzahl der realisierten, genehmigten und sich im Bau befindlichen Offshore-Windenergieanlagen 
zu finden.  
142 BECKER (2010), S. 531. 
143 Vgl. BMWI, BMU (2012), S. 16. 
144 Vgl. BMWI, BMU (2012), S. 16. 
145 Vgl. FALTLHAUSER, GEIß (2012), S. 9, auf Datengrundlage des Bundesverbands der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 
(BDEW). 
146 Eine Leistung von 25 Gigawatt entspräche 400 Offshore-Windparks der Größe des Testfelds Alpha Ventus (60 
Megawatt). 
147 Vgl. HAUTMANN (2011), S. 28. 
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Als Gründe werden regelmäßig sowohl Investitionshemmnisse als auch technische Probleme angeführt.  
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ wird in den kommenden Jahrzehnten voraussichtlich 
über 100 Milliarden Euro beanspruchen148. Rund zwei Drittel der Kosten eines Offshore-Windparks werden in der 
Regel fremdfinanziert149. Da einzelne Banken ihr Engagement aufgrund der Risiken meist bis zur Summe von 50 
Millionen Euro beschränken, müssen bisweilen bis zu 20 Banken eingebunden werden, wenn man von einer 
Summe von 1,4 Milliarden Euro für einen Offshore-Windpark mit 80 Anlagen und 400 Megawatt Leistung 
ausgeht150.  
Europaweit ist ein harter Konkurrenzkampf um „Kapital, Kapazitäten und Investitionen“151 ausgebrochen. Vor 
allem Offshore-Windparks in Großbritannien ziehen aufgrund attraktiverer Renditemöglichkeiten durch 
Vergütungsvorteile und geringerem unternehmerischem Risiko der küstennahen Standorte Investoren an. 
Deutschland mache es sich in diesem Wettbewerb schwer, urteilt DÜRAND (2011). „So wollten es die Politiker: 
Weitab der Zivilisation, so ihr Kalkül, würde es weder Proteste aufgebrachter Wutbürger geben noch von 
Bürgermeistern, die um ihre Feriengäste fürchten. Doch die Verbannung der Parks auf hohe See macht diese zu 
den teuersten der Welt“152. 
Ein Investitionsstau ist vor allem bei der Netzanbindung der Offshore-Windenergieanlagen zu beobachten153. Seit 
dem Jahr 2006154 sind die regionalen Übertragungsnetzbetreiber zur Netzanbindung von Offshore-
Windenergieanlagen verpflichtet155. In der Nordsee ist das der Übertragungsnetzbetreiber TenneTTSO GmbH. 
Die Probleme des Übertragungsnetzbetreibers TenneT TSO GmbH, die hohen Investitionskosten für den 
Netzanschluss der Offshore-Windenergieanlagen in der Nordsee zu stemmen156, waren Anlass für die 
Bundesregierung, mit verschiedenen gesetzlichen Maßnahmen gegenzusteuern157. 
Auf technischer Seite erschwert die mangelnde Verfügbarkeit von speziellen Logistikvorrichtungen den Ausbau 
der Offshore-Windenergienutzung. So gibt es insbesondere Kapazitätsengpässe bei Spezialschiffen, die die 
tonnenschweren Offshore-Windenergieanlagen-Komponenten aufs Meer transportieren, bei Spezialkrans, die 
den Aufbau der Offshore-Windenergieanlagen bewerkstelligen oder auch bei Unterseerobotern zur Verlegung der 
Seekabel. Der Geschäftsführer des Instituts wind:research bekräftigt, dass es im Ingenieurbau und in der Logistik 
                                                          
148 Vgl. DÜRAND (2011), S. 113. 
149 Vgl. DÜRAND (2011), S. 113. 
150 Vgl. DÜRAND (2011), S. 113. 
151 DÜRAND (2011), S. 113. 
152 DÜRAND (2011), S. 113. 
153 Vgl. FORYSCH, DINGER (2013), S. 113.  
154 Die Anbindungspflicht wurde vom Jahr 2011 auf das Jahr 2015 verlängert. Vgl. DEUTSCHE BUNDESREGIERUNG (2008), S. 
4. 
155 Vgl. DEUTSCHE BUNDESREGIERUNG (2008), S. 4. 
156 TenneTTSO GmbH beziffert die Kosten auf etwa 15 Milliarden Euro. Nur rund ein Drittel davon könne das Unternehmen 
aus eigener Kraft aufbringen. Vgl. RINK, THIELICKE (2013), S. 35. 
157 Siehe unten, S. 39 ff. 
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kaum Vorhaben gebe, die so komplex seien, wie die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ158.  
DÜRAND (2011) geht von 10.000 Megawatt Leistung aus, die in der eingeplanten Offshore-Strommenge bis zum 
Jahr 2030 fehlen, sollte der Ausbau in der momentanen Geschwindigkeit weitergehen159. Ein Jahr später hat sich 
die Situation leicht verbessert, DÜRAND; ZERFAß (2012) sprechen von 6.000 Megawatt Offshore-Leistung, die bis 
zum Jahr 2030 fehlen160.  
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Neben der Schaffung neuer Arbeitsplätze161 erhofft sich die Bundesregierung auch die Erschließung neuer 
Exportmärkte durch technologische Innovationen162. Vor allem in den vom Niedergang der Werftindustrie163 
betroffenen Regionen in Nordwestdeutschland liegen seit einigen Jahren große Hoffnungen auf der Offshore-
                                                          
158 DÜRAND (2011), S. 113. 
159 DÜRAND (2011), S. 110.  
160 Die Autoren stützen sich hierbei auf eine Prognose des Bremer Beratungsunternehmens wind:research. Vgl. DÜRAND, 
ZERFAß (2012), S. 58. 
161 Laut einer von der Windenergie-Agentur Bremerhaven (Wab) beauftragen Studie von Price Waterhouse Coopers (PwC) 
zu Umsatz- und Beschäftigungspotenzialen der Offshore-Windindustrie in Deutschland, die im Januar 2012 veröffentlicht 
wurde, soll die Zahl der Arbeitsplätze entlang der Wertschöpfungskette bis 2021 auf 33.100 steigen. Vgl. WEINHOLD (2012b), 
S. 24. 
162 Vgl. KUHBIER (2008), S. 1. 
163 Von den 64 Seeschiffwerften (1960) an der deutschen Nord- und Ostseeküste sind im Jahr 2005 nur noch 29 übrig 
geblieben. Als Gründe für den Untergang der Werftindustrie nennen MOSSIG ET AL (2010) in erster Linie steigende 
internationale Konkurrenz durch die Globalisierung, Verzögerung der Produktionsumstellung durch staatliche 
Erhaltungssubventionen, höhere Lohn- und Materialkosten sowie Wechselkursnachteile durch die Aufwertung der D-Mark. 
Vgl. MOSSIG ET AL (2010),S. 224. 
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Windindustrie als Impulsgeber für Beschäftigung und Wachstum164. Ob diese Hoffnungen erfüllt werden, ist 
fraglich. Es zeigt sich, dass Aufträge für den Bau von Spezialschiffen, wie sie zur Errichtung der Offshore-
Windenergieanlagen in der AWZ benötigt werden, vermehrt nach Asien, insbesondere nach China und Korea, 
gehen165. 
Es bestehen aber auch andere Potenziale für regionale Beschäftigungseffekte entlang der Wertschöpfungskette 
der Offshore-Industrie. Ein erheblicher Teil der Investitionen entfällt auf die Lagerung und den Transport der 
Komponenten sowie auf die Wartung der Offshore-Windenergieanlagen auf See166. Die Offshore-Häfen nehmen 
hierbei eine wichtige Rolle als Umschlagplatz ein und ziehen Firmen wie zum Beispiel Komponentenhersteller an. 
Deutsche Häfen wie Bremerhaven, Emden, Cuxhaven oder Rostock könnten sich langfristig zu wichtigen 
Standorten der Offshore-Logistik entwickeln.  
III.3.1.4 Energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen 
Das wichtigste Instrument zur Förderung der erneuerbaren Energien in Deutschland ist das Gesetz für den 
Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)167. Es trat im April 2000 erstmals in Kraft und wurde seitdem mehrfach 
novelliert. Das EEG legt einen festen Vergütungssatz des Stroms aus regenerativen Quellen über einen Zeitraum 
von 20 Jahren fest und garantiert einen grundsätzlichen Vorrang bei Einspeisung, Verteilung und Verbrauch168. 
Nach § 31 EEG beträgt die Grundvergütung für Strom aus Offshore-Windenergieanlagen 3,5 Cent pro 
Kilowattstunde169. In den ersten 12 Jahren ab der Inbetriebnahme gibt es eine Anfangsvergütung von 15 Cent pro 
Kilowattstunde. Der Bezugszeitraum der Anfangsvergütung verlängert sich für jede über 12 Seemeilen 
hinausgehende volle Seemeile, die die Anlage von der Küstenlinie nach § 3 Nr. 9 Satz 2 EEG entfernt ist, um 0,5 
Monate und für jeden über eine Wassertiefe von 20 Metern hinausgehenden vollen Meter Wassertiefe um 1,7 
Monate170. Mit dieser Anpassung der Anfangsvergütung versucht der Gesetzgeber, die finanziellen Nachteile, die 
die Errichtung und der Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen in großer Küstenentfernung und hoher 
Wassertiefe mit sich bringen, zu entschärfen171. Alternativ zur regulären Anfangsvergütung hat der 
                                                          
164 Vgl. MOSSIG ET AL (2010), S. 222. 
165 Die deutschen Werften klagen über Haftungsrisiken in den Verträgen mit den potenziellen Auftraggebern, die sie nicht 
schultern könnten165. So sei von knapp 40 Aufträgen für Errichterschiffe bisher nur einer nach Deutschland gegangen (Stand 
2012). Vgl. Peter Sierk, Geschäftsführer der Flensburger Schiffbau-Gesellschaft (FSG)  in LÄSKER (2012), S. 19. 
166 Vgl. SCHLESIGER (2012), S. 90. 
167 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) vom 25.10.2008, (BGBl. I S. 
2074), zuletzt geändert am 22.12.2011 (BGBl. I S. 3044).  
168 Die Vergütungssätze unterliegen dabei einer Degression, um Anreize zur Kostenreduzierung zu schaffen. 
169 Vgl. § 31 Abs. 1 EEG. 
170 Vgl. § 31 Abs. 2 EEG. 
171 Trotz der verbesserten Förderbedingungen durch das EEG 2009 blieb der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in 
den vergangenen Jahren hinter den Erwartungen zurück. Im „EEG-Erfahrungsbericht 2011“ (zu beziehen unter: www.eeg-
aktuell.de/downloads/), nennt das BMU als zentrales Hemmnis die schwierigen Finanzierungsbedingungen. Vor allem die 
Höhe der Fremdkapitalzinsen von rund 6,5 Prozent bei einem Eigenkapitalanteil von 35 Prozent wirke sich ungünstig aus. 
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Anlagenbetreiber nach § 31 EEG die Möglichkeit, das sog. Stauchungsmodell Offshore in Anspruch zu nehmen. 
Wenn die Anlage vor dem 01.01.2018 in Betrieb genommen wird, kann 8 Jahre lang eine erhöhte 
Anfangsvergütung von 19 Cent pro Kilowattstunde bezogen werden172. Das kostenneutrale Stauchungsmodell 
ermöglicht die günstigere Kredittilgung einer finanzierten Offshore-Windenergieanlage. 
Im Zuge der jüngsten Novellierung des EEG im Jahr 2011173 wurden die Rahmenbedingungen für die Offshore-
Windenergienutzung erneut verbessert.  
Neu sind verstärkte Anreize zur Direktvermarktung des erneuerbar erzeugten Stroms. Erstmals reagiert das EEG 
auf die Herausforderung der Integration des steigenden Anteils an volatiler Stromerzeugung in das bestehende 
System der Elektrizitätsversorgung. Produzieren die Anlagen bislang losgelöst von Marktmechanismen und somit 
unabhängig vom konkreten Bedarf Strom, soll mit Einführung der Marktprämie nun eine Integration der 
erneuerbaren Stromerzeugung in den Markt eingeleitet werden174. Verzichtet der Anlagenbetreiber auf die 
Inanspruchnahme der festen Einspeisevergütung, stehen ihm verschiedene Wege der Direktvermarktung offen, 
wobei diese so gestaltet sind, dass zusätzliche Erlöse möglich sind, wenn der Börsenpreis für Strom hoch ist. 
Eine von drei Möglichkeiten der Direktvermarktung ist das sog. Marktprämienmodell (§§ 33 a bis 33 f EEG).  
Die Marktprämie wird unabhängig vom individuellen Verkaufspreis gezahlt, ihre Höhe ergibt sich aus der 
Differenz zwischen der EEG-Einspeisevergütung und dem durchschnittlichen Börsenstrompreis in einem 
bestimmten Zeitraum175. Hinzu kommt die sog. Managementprämie. Die Managementprämie soll die zusätzlichen 
Kosten abdecken, die dem Anlagenbetreiber durch die Direktvermarktung entstehen. Bei der Höhe der 
Managementprämie musste der Gesetzgeber allerdings bereits Ende des Jahres 2012 korrektiv gegensteuern. 
Erste Untersuchungen hatten gezeigt, dass die Höhe der Managementprämie über den wirtschaftlich 
abzudeckenden Kosten lag und somit eine Überförderung bestand. Mit Inkrafttreten der Verordnung über die 
Höhe der Managementprämie für Strom aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie 
(Managementprämienverordnung – MaPrV)176 am 08.11.2012 wurde die Managementprämie abgesenkt177. 
                                                                                                                                                                                     
Die Ergebnisse einer vom BMU durchgeführten Berechnung der Stromgestehungskosten anhand von zwei Modellfällen in 
der 12-Seemeilenzone und der AWZ zeigen, dass geplante Projekte bei den bis Ende 2015 geltenden 
Vergütungsbedingungen in Deutschland vor allem durch die Höhe der Fremdkapitalzinsen die Wirtschaftlichkeit knapp 
verfehlen, setzt man 14 bis 15 Prozent Eigenkapitalrendite an. Vgl. BMU (2012). Eine Studie des auf Windenergie 
spezialisierten Marktforschungsinstituts wind:research (2012) verweist auf einen Zusammenhang von zu hoch kalkulierten 
Erträgen der deutschen Offshore-Windparks und der Vorsicht der Kapitalgeber hin. So lägen die angesetzten 3.200 – 3.400 
Volllaststunden um mehr als ein Drittel über den Ergebnissen des Testfelds Alpha Ventus. Vgl. NALLINGER (2012), S.1. 
172 Vgl. § 31 Abs. 3 EEG. 
173 Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien am 01.01.2012 wurde das neue EEG 2012 rechtskräftig.  
174 Vgl. WUSTLICH, MÜLLER (2011), S. 380. 
175 Vgl. BMU (2011), S. 2. 
176 Vgl. BGBl I (2012), S. 2278. 
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Insbesondere der mengenmäßig relevante Anteil des Offshore-Windstroms an der Bruttostromerzeugung soll 
durch die Vermarktung nach dem Marktprämienmodell in Zukunft vermehrt zur Stabilisierung der Netze und somit 
zur Systemsicherheit beitragen178. Der steigende Anteil an volatilen erneuerbaren Energien stellt das deutsche 
Energieversorgungssystem zunehmend vor Herausforderungen. Dies gilt insbesondere, solange der erneuerbar 
erzeugte Strom losgelöst von der tatsächlichen Stromnachfrage in das Netz eingespeist wird. Das EEG enthält 
daher Regelungen zum Einspeisemanagement179. § 11 Abs. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG)180 berechtigt Netzbetreiber, unbeschadet ihrer Pflicht nach § 9 EEG, an ihr Netz angeschlossene 
Anlagen mit einer Leistung über 100 Kilowatt zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien, Kraft-
Wärme-Kopplung oder Grubengas zu regeln181. Voraussetzungen hierfür sind, dass   
- andernfalls die Netzkapazität im jeweiligen Netzbereich durch diesen Strom überlastet wäre, 
- die Netzbetreiber sichergestellt haben, dass insgesamt die größtmögliche Strommenge aus 
erneuerbaren Energien und aus Kraft-Wärme-Kopplung abgenommen wird, und 
- sie die Daten über die Ist-Einspeisung in der jeweiligen Netzregion abgerufen haben182.  
Bislang beträgt die abgeregelte Menge an erneuerbarem Strom unter einem Prozent der Stromproduktion aus 
erneuerbaren Energien183. 
Die Auswertung erster Datenreihen zeigt, dass das Marktprämienmodell am stärksten von den Windstrom- 
Erzeugern in Anspruch genommen wird184. Da sich das Kosten-Nutzen-Verhältnis dieser Form der 
                                                                                                                                                                                     
177 Die Höhe der Managementprämie ist an die Fernsteuerbarkeit von Anlagen gekoppelt. Fernsteuerbare Anlagen erhalten 
im Jahr 2013 bereits 10 Cent pro Kilowattstunde mehr, im Jahr 2014 15 Cent pro Kilowattstunde mehr und im Jahr 2015 
sogar 20 Cent pro Kilowattstunde mehr. Dieser Anreiz dient dem langfristigen Ziel einer bedarfsgerechten Einspeisung des 
erneuerbar erzeugten Stroms. Vgl. BGBl I (2012), S. 2278. 
178 Hierbei ist zu bedenken, dass die Marktintegration der Windenergienutzung allein nicht die vom Gesetzgeber 
gewünschten Effekte zur bedarfsgerechten Stromproduktion nach sich zieht. Die Windenergie bleibt eine stark 
wetterabhängige, und somit volatile Energiequelle, solange geeignete Speichermöglichkeiten für den erzeugten Strom 
fehlen. Vgl. hierzu auch LÜDEMANN, ORTMANN (2012), S. 332. 
179 Einspeisemanagement beschreibt die temporäre Reduzierung der Einspeiseleistung. Vgl. BNETZA (2012). 
180 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16.01.2012 (BGBl. I S. 74). 
181 Vgl. BNETZA (2012). 
182 Vgl. BNETZA (2012). 
183 Vgl. Plattform Erneuerbare Energien (2012), S. 27. 
184 LÜDEMANN, ORTMANN (2012) führen als Gründe hierfür auf, dass in der Windbranche besonders viele professionelle 
Vermarkter tätig sind, die durch ein großes Portfolio von gebündelten Einzelanlagen das Prognoserisiko der 
vorherzusagenden Erträge deutlich mindern und somit interessante Renditemöglichkeiten versprechen können. Auch die 
vergleichsweise günstigen Konditionen für Windstrom innerhalb des Marktprämienmodells tragen zu dieser Entwicklung bei. 
Vgl. LÜDEMANN, ORTMANN (2012), S. 328. 
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Direktvermarktung bei größeren Anlagen deutlich verbessert, ist das Marktprämienmodell auch für die Erzeuger 
von Offshore-Windstrom interessant185.  
Das EEG 2012 bereinigt zusätzlich einige Unklarheiten im alten Gesetzeswortlaut. Im Sinne des EEG ist eine 
Offshore-Windenergieanlage nur dann als solche zu bezeichnen, wenn sie in einer Entfernung von mindestens 
drei Seemeilen seewärts, gemessen von der Küstenlinie, errichtet worden ist. Die für diese Klassifizierung 
dringend notwendige Bestimmung des Verlaufs der Küstenlinie wurde § 3 Nr. 9 EEG a.F. nicht geleistet186: in den 
Karten des BSH187, auf die der Paragraph verwies, war sowohl für das Festland als auch für jede Insel eine 
eigene Küstenlinie eingezeichnet. Die herrschende Auffassung in der Fachliteratur, dass die Küstenlinie des 
Festlands heranzuziehen sei, stützte sich nach Ansicht von SCHULZ, ROHRER (2011) auf den Begründungsteil zu 
§ 3 Nr. 9 EEG a.F. § 3 Nr. 9 EEG begegnet diesem Auslegungsproblem nun mit der Neudefinition einer Offshore-
Windenergieanlage. Um eine Offshore-Windenergieanlage handelt es sich nur, wenn sie „auf See“ errichtet 
wurde, Windenergieanlagen, die auf Inseln 3 Seemeilen vor der Küstenlinie errichtet wurden, gelten nicht als 
Offshore-Windenergieanlagen188.  
Um den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu beschleunigen, ist ein rascher und 
koordinierter Netzanschluss der Offshore-Windenergieanlagen wichtig. Um die erheblichen Verzögerungen beim 
Netzanschluss, wie sie im Laufe des Jahres 2012 aufgetreten sind, einzudämmen, hat die Bundesregierung 
verschiedene Maßnahmen eingeleitet. Mit Inkrafttreten der jüngsten Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) am 01.01.2012 hat das BSH die Aufgabe erhalten, im Einvernehmen mit der BNetzA und in Abstimmung 
mit dem Bundesamt für Naturschutz sowie den Küstenländern jährlich einen Offshore-Netzentwicklungsplan zu 
erstellen, der durch die Identifikation von Windparkclustern die Sammelanbindungen von Offshore-Anlagen 
forcieren soll (§ 17 Abs. 2a Satz 3 und 4 EnWG)189. Als Fachplan füllt der Offshore-Netzentwicklungsplan den von 
der Raumordnung gesetzten Rahmen aus. Gemäß § 17a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EnWG sind bei seiner Aufstellung 
Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in 
Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG)190).  
Im Planwerk sollen Anlagen identifiziert werden, die für eine Sammelanbindung in Frage kommen. So können die 
notwendigen Trassen für die Anbindung sowie Standorte für Umspannplattformen und grenzüberschreitende 
Stromleitungen koordiniert geplant werden191. Die Ansprüche der Anlagenbetreiber aus § 5 Abs. 1 EEG 
(unverzüglicher, vorrangiger Netzanschluss) und § 9 (Erweiterung der Netzkapazität) sind mit Inkrafttreten des 
                                                          
185 Vgl. LÜDEMANN, ORTMANN (2012), S. 328. 
186 Vgl. SCHULZ, ROHRER (2011), S. 495. 
187 Hierbei handelt es sich um die Karten 2929 und 2921, Ausgabe 1994 XII. 
188 Vgl. SCHULZ, ROHRER (2011), S. 497. 
189 Vgl. BSH (2012a).  
190 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585).  
191 Vgl. SCHULZ, ROHRER (2011), S. 501. 
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EnWG 2012 erloschen192. Eine Offshore-Windenergieanlage kann künftig erst dann ans Netz angeschlossen 
werden, wenn ihr Anschluss laut Offshore-Netzentwicklungsplan vorgesehen ist, der Fertigstellungstermin 
benannt ist und der Anlage eine entsprechende Kapazität seitens BNetzA und BSH zugewiesen wurde193. 
Am 15.06.2012 hat das BSH auf der Rechtsgrundlage der Seeanlagenverordnung (SeeAnlV)194 eine 
Veränderungssperre für die AWZ der Nordsee195 erlassen, die Gebiete festlegt, in denen Offshore-
Windenergieanlagen die Errichtung von Infrastrukturen für den Stromtransport behindern können und deshalb 
dort nicht planfestgestellt, plangenehmigt oder genehmigt werden dürfen (§ 10 SeeAnlV)196. Die 
Veränderungssperre gilt so lange, bis der Offshore-Netzentwicklungsplan rechtlich gesichert ist bzw. zunächst 
längstens drei Jahre197. Aus Gründen des Vertrauensschutzes gilt die Veränderungssperre nicht für Anlagen, die 
vor dem 31. Januar 2012 gemäß SeeAnlV a.F. öffentlich bekannt gemacht wurden198. Rechtlich verbindlich für 
die Planfeststellungs- und Genehmigungsverfahren nach den Bestimmungen der SeeAnlV soll der Offshore-
Netzentwicklungsplan durch die Sicherung im Rahmen einer aktualisierten Raumordnungsverordnung für die 
AWZ werden199. 
Mit den Verzögerungen beim Netzanschluss kam die für Investoren entscheidende Frage auf, wer die Haftung 
übernimmt, wenn eine Offshore-Windenergieanlage nicht rechtzeitig ans Netz gehen kann200. Die 
Bundesregierung hat deshalb in den vorgelegten Entwurf zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher 
Vorschriften (EnWG) Haftungs- und Entschädigungsregelungen für Bauverzögerungen oder Betriebsstörungen 
aufgenommen (Stand November 2012)201. 
III.3.2 Planungsrechtlicher Umgang 
Bei der Untersuchung des planungsrechtlichen Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ steht 
die Verankerung der marinen Raumordnung im Bundesrecht, namentlich im ROG, im Vordergrund. Darüber 
                                                          
192 Vgl. Legler (2013), S.8. 
193 Vgl. Legler (2013), S.8. 
194 Verordnung über Anlagen seewärts der Begrenzung des deutschen Küstenmeeres (Seeanlagenverordnung – SeeAnlV) 
vom 23.01.1997 (BGBl. I S. 57), zuletzt geändert am 15.01.2012 (BGBl. I S. 112). 
195 Veröffentlicht am 15.06. 2012 in den Nachrichten für Seefahrer, einzusehen unter 
www.bsh.de/de/Meeresnutzung/Offshore-Netzplan/index.jsp.  
196 Vgl. BSH (2012a). 
197 Vgl. BSH (2012a). 
198 Vgl. ZABEL (2012), S. 267. 
199 Vgl. ZABEL (2012), S. 267. 
200 Angeblich aufgrund der unklaren Rechtslage bezüglich der Haftungsfrage hat der Konzern RWE sein Offshore-Projekt 
„Innogy Nordsee I“ im Juli 2012 vorläufig auf Eis gelegt. Vgl. FLAUGER; WEISHAUPT (2012), S. 18. 
201 Laut Beschlussempfehlung des DEUTSCHEN BUNDESTAGES (Drucksache 17/11705) zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung (Drucksachen 17/10754, 17/11269) soll die Entschädigungspflicht des Übertragungsnetzbetreibers bei 
einfacher Fahrlässigkeit auf 17,5 Millionen Euro je Schadensereignis begrenzt werden. Der Entschädigungshöchstbetrag soll 
auf 110 Millionen Euro gedeckelt werden. Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG, Drucksache 17/11705, S.1. 
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hinaus wird das Zusammenspiel von Raumordnung und fachlichem Zulassungsregime hinsichtlich der 
raumverträglichen Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ beleuchtet und 
bewertet. 
III.3.2.1 Behördliche Zuständigkeit 
Im Rahmen der Föderalismusreform I im Jahr 2006202 haben sich drei wesentliche Veränderungen ergeben, die 
die Rechtsmaterie der Raumordnung in Deutschland an sich betreffen und die wegen ihrer grundlegenden 
Bedeutung hier aufgeführt werden sollen: 
1) „Das Raumordnungsrecht ist von der Rahmengesetzgebung in die konkurrierende Gesetzgebung (Art. 
74 Abs. 1 Nr. 31 GG) überführt worden. 
2) Die Länder haben danach die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner 
Gesetzgebungszuständigkeit nicht Gebrauch gemacht hat (Art. 72 Abs. 1 GG). 
3) Hat der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit im Bereich Raumordnung Gebrauch gemacht, 
können die Länder durch Gesetz hiervon abweichende Regelungen treffen (Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
GG).“203 
Die Zuständigkeit für das Küstenmeer obliegt in Deutschland den angrenzenden Ländern. Für die AWZ ist nach 
internationalem Recht der Bund zuständig204.  
Auf Bundesebene ist die Zuständigkeit für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ auf 
mehrere Ressorts verteilt. Dem Bundesministerium für Umwelt und Gesundheit (BMU) obliegt die Federführung 
für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ und damit zusammenhängende 
Naturschutzfragen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) ist für die Netzanbindung der 
Offshore-Windenergieanlagen zuständig.  
Zuständige Behörde für den Bereich des Seeanlagenrechts und der Raumordnung ist das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)205. Die planungspraktische Ausführung der 
Raumordnungskompetenz obliegt dem nachgeordneten Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
(BSH)206. Das BSH erteilt auch die fachliche Zulassung für bauliche Anlagen im Meer und verfügt somit über eine 
Doppelkompetenz. Es entscheidet nicht nur über die Zulässigkeit von Offshore-Windenergieanlagen, sondern 
verantwortet auch deren räumliche Steuerung. Diese Doppelkompetenz wird in Fachkreisen kritisch bewertet207. 
Experten des DEWI GmbH – Deutsches Windenergie-Institut, sehen in der „alles andere als optimalen“ 
                                                          
202 Siehe auch DEUTSCHER BUNDESTAG (2013). 
203 StMWIVT (2011). 
204 Vgl. BSH (2011a). 
205 Vgl. STIFTUNG OFFSHORE-WINDENERGIE (2012c). 
206 Als Alternative wäre auch das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung als nachgeordnete Behörde in Frage 
gekommen. 
207 Vgl. BUCHHOLZ (2008), S. 9. 
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Doppelrolle des BSH einen „offensichtlichen Interessenskonflikt“208. In der Tat bestehen für die beiden 
Kompetenzen, nämlich die Planfeststellung von Offshore-Windenergieanlagen gemäß SeeAnlV und die 
gesamträumliche Ordnung und Entwicklung der AWZ gemäß ROG gänzlich unterschiedliche Intentionen des 
Gesetzgebers.  
Seit Inkrafttreten des EnWG 2012 hat das BSH eine weitere Kompetenz inne – § 17 Abs. 2a Satz 3 und 4 EnWG 
erteilt dem BSH die Zuständigkeit für eine koordinierte Netzanschlussplanung in der AWZ209.  
Die für eine sachgerechte Erfüllung dieser Aufgaben erforderliche strikte Trennung der Fachgebiete 
Raumordnung, Planfeststellung und Netzanschlussplanung innerhalb der Behörde kann letztendlich nur durch 
eine sehr gute personelle Ausstattung gewährleistet werden. 
III.3.2.2 Gesetzliche Grundlagen 
Einschlägige Gesetze für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Deutschland sind die 
energiewirtschaftlichen Gesetze EEG und EnWG sowie das für die Raumordnung relevante ROG und das für die 
Zulassung von Offshore-Windenergieanlagen relevante Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet 
der Seeschifffahrt (Seeaufgabengesetz –SeeAufgG) 210.  
III.3.2.3 Zulassungsverfahren 
Das Zulassungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb einer Offshore-Windenergieanlage in der AWZ wird 
in Form eines Planfeststellungsverfahrens durchgeführt. Rechtsgrundlage bei der Entscheidung über die 
Zulässigkeit von Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ ist die SeeAnlV211, gestützt auf § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
4a, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 1 Nr. 10a SeeAufgG als Ermächtigungsgrundlage.  
Um den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu beschleunigen, hat der Bundesgesetzgeber 
das SeeAufgG im Jahr 2011 dahingehend geändert212, dass in der SeeAnlV vorgesehen werden kann, dass die 
Errichtung und der Betrieb sowie wesentliche Änderungen an Offshore-Windenergieanlagen der Planfeststellung 
bedürfen, und dass Regelungen zur Reihenfolge der Bearbeitung von Zulassungsanträgen, zur Geltungsdauer 
von Zulassungsentscheidungen und für die Aufstellung von Veränderungssperren zur Sicherung des Offshore-
Netzentwicklungsplans213 getroffen werden können214. 
                                                          
208 Gespräch mit dem Projektleiter Research & Studies, DEWI GmbH – Deutsches Windenergie-Institut, am 23.05.2012. 
209 Siehe oben, S. 39 ff. 
210 Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt, geändert durch Erstes Gesetz zur Änderung 
schifffahrtsrechtlicher Vorschriften vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1512). 
211 Die SeeAnlV wurde erstmals am 23.01.1997 vom damaligen Bundesministerium für Verkehr erlassen. Die erste wichtige 
Änderung betraf im Jahr 2002 die ausdrückliche Verankerung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) in der SeeAnlV, im 
Zuge des Erlasses des Naturschutz-Neuregelgungsgesetzes. 
212 Art. 1 Erstes Gesetz zur Änderung schifffahrtsrechtlicher Vorschriften v. 22.07.2011, BGBl I, 1512. 
213 i.S. des § 17 II a EnWG. 
214 Vgl. SPIETH, UIBELEISEN (2012), S. 321. 
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Der Normgeber hat von der geänderten Ermächtigungsgrundlage Gebrauch gemacht und eine Verordnung zur 
Neuregelung des Rechts der Zulassung von Seeanlagen seewärts der Begrenzung des deutschen 
Küstenmeeres215 (Seeanlagen-NeuregelungsVO) verabschiedet, die am 31.01.2012 in Kraft getreten ist216. Sie 
brachte umfassende Veränderungen für die Zulassung von Offshore-Windenergieanlagen.  
An die Stelle der bisherigen gebundenen Genehmigungsentscheidung trat die Planfeststellungsentscheidung.  
Mit der gebundenen Genehmigungsentscheidung nach § 3 SeeAnlV a.F. war eine planerische Abwägung 
verschiedener Belange nicht möglich. Lag keiner der in § 3 SeeAnlV a.F. aufgeführten Versagungsgründe217 vor, 
hatte der Antragsteller einen Rechtsanspruch auf die Genehmigung der Errichtung und des Betriebs einer 
Offshore-Windenergieanlage. Die gebundene Genehmigungsentscheidung ließ der genehmigenden Behörde 
keinen Ermessensspielraum218. Die neue SeeAnlV gewährt indes keinen Anspruch auf Genehmigungserteilung. 
                                                          
215 BGBl. I S. 112. 
216 Bereits in ihrem 10-Punkte-Sofortprogramm zum Energiekonzept vom 28.09.2010 hat die Bundesregierung eine 
Anpassung der SeeAnlV angekündigt. „Vorratshaltungen“ von Genehmigungen für Offshore-Windenergieanlagen sollten 
künftig vermieden werden, um den Ausbau zu beschleunigen. Mit der Änderung des SeeAufgG hat der Bundesgesetzgeber 
die formalgesetzliche Voraussetzung für eine Anpassung der SeeAnlV geschaffen. Vgl. ZABEL (2012), S. 263 sowie 
BÜLLESFELD ET AL (2012), S. 274. 
217 In § 3 SeeAnlV a.F. fand sich eine abschließende Auflistung der materiellen Genehmigungsvoraussetzungen. Die 
Erfordernisse der Raumordnung wurden diesen im Jahr 2008 hinzugefügt. Vgl. FORYSCH, DINGER (2013), S. 113. 
„Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn  
1. die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigt oder die Meeresumwelt gefährdet wird, 
2. die Erfordernisse der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 oder sonstige überwiegende öffentliche Belange einer Genehmigung 
entgegenstehen, ohne dass dies durch eine Befristung, durch Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausgeglichen 
werden kann. Ein Versagungsgrund liegt insbesondere dann vor, wenn  
1. der Betrieb oder die Wirkung von Schifffahrtsanlagen und -zeichen, die Benutzung der Schifffahrtswege oder des 
Luftraumes oder die Schifffahrt beeinträchtigt würden, 
2. eine Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 Nr. 4 des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798) zu besorgen ist, 
3. der Vogelzug gefährdet wird oder 
4. ein Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung vorliegt.“ 
218 Vor allem gingen zunächst die Ziele der Raumordnung mit der von ihnen ausgehenden Beachtenspflicht sowie der 
Berücksichtigungspflicht nach § 4 Nr. 2 ROG ins Leere. Zum Zeitpunkt der Ausdehnung des Geltungsbereichs des ROG auf 
die AWZ im Jahr 2004 fanden die Erfordernisse der Raumordnung keinen Eingang in die Versagungsgründe der SeeAnlV, 
eine räumliche Steuerung der Offshore-Windenergienutzung war somit nicht möglich. Im Jahr 2008 wurden die Erfordernisse 
der Raumordnung dann in den Negativkatalog zur Versagung der Genehmigung aufgenommen. Bis dahin kam eine 
Übergangsregelung zum Tragen. § 3a SeeAnlV a.F. schrieb den Zielen der Raumordnung die Wirkung von 
Sachverständigengutachten zu. Erst durch Hinzufügen des Zusatzes „§ 4 ROG bleibt unberührt“ konnte der vorübergehende 
Charakter dieser Übergangsregelung klargestellt werden. Vgl. Gespräch mit dem ehem. Leiter der Abteilung 
Landesentwicklung im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, und ehem. 
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Auch wenn alle Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind, entscheidet die zuständige Behörde nach Ermessen. 
Eine Abwägung aller relevanten Belange findet im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens statt. § 5 SeeAnlV 
enthält allerdings einen abwägungsfesten Kern in Form von Belangen, die auch im Rahmen der planerischen 
Abwägung nicht überwunden werden können. Der Plan darf nur festgestellt werden, wenn die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs sowie die Sicherheit der Landes- und Bündnisverteidigung nicht beeinträchtigt, die 
Meeresumwelt und der Vogelzug nicht gefährdet und wenn anderen Anforderungen nach der SeeAnlV und nach 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfüllt werden219. Die abwägungsfesten Belange entsprechen somit 
im Wesentlichen den bisherigen Versagungsgründen nach § 3 SeeAnlV a.F.220 
Die Genehmigungsentscheidung nach der SeeAnlV a.F. hatte keine Konzentrationswirkung, das heißt, sie 
ersetzte nicht nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Verwaltungsakte. Das Planfeststellungsverfahren für 
die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen nach der neuen SeeAnlV hat nun eine 
Konzentrationswirkung. Auch heute umfasst der Planfeststellungsbeschluss für eine Offshore-Windenergieanlage 
jedoch nicht die Genehmigung des Netzanschlusses. Vielmehr sind die hierzu erforderlichen Anlagen (Konverter 
und Leitungen) vom BSH planfestzustellen. Das bedeutet, dass sich die Konzentrationswirkung nicht auf diese 
Anlagen erstreckt, sondern dass sie selbst Gegenstand von Beschlüssen mit Konzentrationswirkung sind. 
Per Verordnung darf das BMVBS die Planfeststellungs- und Anhörungsbehörde festlegen, eine Pflicht zur 
Durchführung einer UVP vorsehen und gemäß § 9 Abs. 1a SeeAufgG auch erlauben, die Beteiligung von 
anerkannten Vereinigungen und das Erfordernis des Einvernehmens bestimmter Bundesbehörden zuzulassen221.  
So wurde das BSH als zuständige Behörde festgelegt (§ 2 Abs 2 SeeAnlV). Es ist seit Inkrafttreten der 
novellierten SeeAnlV am 31.01.2012 verantwortlich für Anhörung und Planfeststellung222 bei der Zulassung von 
Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ. 
Mit § 9 Abs. 1a Nr. 3 SeeAufgG hat der Gesetzgeber das BMVBS ermächtigt, Fristen und Zeiträume für einzelne 
Realisierungsschritte von Offshore-Windenergieanlagen festzusetzen. So haben die Vorhabenträger seit dem 
31.01.2012 Zeit- und Maßnahmenpläne einzureichen und die darin festgelegten Fristen für die einzelnen 
Maßnahmen strikt einzuhalten223. Das BSH kann Anträge bei Fristverletzung zurückstellen.  
                                                                                                                                                                                     
Vorsitzenden des Rechtsausschusses der MKRO sowie Leiter des Fachgebiets Raumordnung und Landesplanung an der 
Universität Augsburg am 08.08.2013. 
219 Vgl. SPIETH, UIBELEISEN (2012), S. 322. 
220 Vgl. SPIETH, UIBELEISEN (2012), S. 322. 
221 Vgl. SCHULZ, ROHRER (2011), S. 501. 
222 Normalerweise sind für die Anhörung und Planfeststellung verschiedene Behörden vorgesehen (§§ 73 und 74 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)). Dass das BSH beide Aufgaben wahrnimmt, wird in der Begründung zur 
Seeanlagen-NeuregelungsVO dahingehend gerechtfertigt, dass für die Durchführung des gesamten Verfahrens nur eine 
einzige Behörde in Betracht käme, nämlich das BSH. Vgl. ZABEL (2012), S. 264. 
223 Vgl. ZABEL (2012), S. 268. 
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Mit § 9 Abs. 1a Nr. 2 SeeAufgG kann auch die Reihenfolge der Bearbeitung von Zulassungsanträgen eines 
Vorhabens in der SeeAnlV festgelegt werden. Auf dieser Grundlage wurde die sog. Konkurrenzregelung 
eingeführt (§ 3 SeeAnlV), die Parallelplanungen verschiedener Vorhabenträger vermeiden soll. Das BSH kann  
Planfeststellungsanträge nach Anhörung der Beteiligten zurückstellen, wenn sie hinsichtlich des Standorts mit 
einem früher beantragten Vorhaben kollidieren224. Die Konkurrenzregelung löst damit das sog. Prioritätsprinzip 
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 SeeAnlV a.F. ab, nach dem diejenigen Anträge zuerst bearbeitet werden mussten, 
deren Vorhaben zuerst genehmigungsfähig war225.  
Um eine Gefährdung der Meeresumwelt zu vermeiden, ist für Offshore-Windparks mit über 20 Anlagen seit der 
Novellierung der SeeAnlV im Jahr 2002 die Durchführung einer UVP verbindlich vorgeschrieben. Vor Baubeginn 
müssen die Antragsteller ein zweijähriges Untersuchungsprogramm nach einem 
Standarduntersuchungskonzept226 durchführen, welches die Bewertung potenzieller Belastungsrisiken in der 
Bauphase, der Betriebsphase und der Rückbauphase vorsieht227.  
 
Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen 
richtet sich nach den Vorgaben des Planfeststellungsrechts228 und gliedert sich in mehrere Phasen: 
1. Planeinreichung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 
Der Vorhabenträger stellt einen Antrag auf Planfeststellung und reicht hierzu seinen Plan ein. Der eingereichte 
Plan wird zunächst inhaltlich geprüft und gegebenenfalls zur nochmaligen Überarbeitung an den Vorhabenträger 
zurückgegeben. Zugleich findet die erste Beteiligungsrunde statt, in der die betroffenen Träger öffentlicher 
Belange (z.B. Wasser- und Schifffahrtsdirektionen, Landesbergamt, Umweltbundesamt, Bundesamt für 
Naturschutz) informiert und um Stellungnahme gebeten werden. Die Beteiligung der Öffentlichkeit geschieht in 
der Regel über Interessensverbände (z.B. Fischerei-, Schifffahrts-, Windenergie-, Naturschutzverbände), die 
Stellungnahmen zu den öffentlich ausgelegten Plandokumenten abgeben können229. Auch die Küstenländer 
werden bereits zu diesem Zeitpunkt ins Verfahren mit einbezogen, da sie für die Erteilung der Genehmigung für 




                                                          
224 Vgl. ZABEL (2012), S. 266. 
225 Vgl. SCHULZ, ROHRER (2011), S. 501. 
226 Hierbei handelt es sich um ein vom BSH ausgearbeitetes Programm, das genaueste Anweisungen zur Untersuchung der 
Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen auf die Meeresumwelt liefert. Zu beziehen unter: 
http://www.bsh.de/de/Produkte/Buecher/Sonstige_Publikationen/Standarduntersuchungskonzept/index.jsp  
227 Vgl. BSH (2007), S. 6. 
228 Vgl. IKEN (2012b), S. 20. 
229 Vgl. STIFTUNG OFFSHORE-WINDENERGIE (2012b).  
230 Vgl. BSH (2011b). 
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3. Antragskonferenz, Umweltverträglichkeitsstudie und Risikoanalyse 
Im Rahmen der Antragskonferenz (auch „Scopingtermin“231 genannt) hat der Antragsteller die Chance, im 
direkten Gespräch auf etwaige Belange, die seinem Projekt entgegenstehen, einzugehen und sich zu 
Untersuchungen zu verpflichten. Auf Grundlage der ökologischen Untersuchungen wird vom Antragsteller eine 
Umweltverträglichkeitsstudie erstellt. Üblich ist auch die Ermittlung der Kollisionsgefahr von Schiffen mit den 
geplanten Offshore-Windenergieanlagen mithilfe einer Risikoanalyse232. 
Es folgt eine erneute Versendung der Ergebnisse von Studien und Analysen an die Träger öffentlicher Belange 
und die Verbände. Eingegangene Stellungnahmen werden daraufhin bei einem Erörterungstermin diskutiert. 
Meist handelt es sich bei den Stellungnahmen um Hinweise zu den betroffenen Schutzgütern der Meeresumwelt 
und der Schiffsicherheit233. Gleichzeitig erfolgt eine weitere Beteiligung der Öffentlichkeit durch Auslegung der 
Unterlagen im BSH. 
4. Prüfung der Zustimmungsfähigkeit 
Mit der abschließenden Prüfung der Zustimmungsfähigkeit sind mehrere Behörden gleichzeitig befasst. Falls die 
Voraussetzungen für einen Planfeststellungsbeschluss vorliegen, prüft das BSH, ob und in welcher Form 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bzw. Ersatzgelder geleistet werden müssen. Die Zustimmungsfähigkeit in 
Bezug auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs wird von der zuständigen Wasser- und 
Seeschifffahrtsdirektion geprüft. Schließlich erfolgt durch das Bundesamt für Naturschutz die Prüfung, ob ein 
Verstoß gegen artenschutzrechtliche oder biotopschutzrechtliche Verbote vorliegt und ob es ggf. eine 
Ausnahmeregelung geben kann234.  
5. Entscheidung und ggf. Zulassungsbescheid 
Fällt die Entscheidung der Zulassungs- und Zustimmungsbehörden positiv aus, ergeht ein Zulassungsbescheid, 
der neben der Zulassung der Errichtung und des Betriebs einer Offshore-Windenergieanlage selbst zahlreiche 
Nebenbestimmungen enthalten kann. In der Regel wird die Zulassung auf 25 Jahre befristet und der 
Vorhabenträger verpflichtet, den Bau binnen eines festgelegten Zeitraums nach Erhalt des Bescheids zu 
beginnen. Darüber hinaus können die Nebenbestimmungen Auflagen enthalten. Zum Beispiel für  
• „einen sicheren Baubetrieb, 
• eine dem Stand der Technik entsprechende Baugrunderkundung, 
• die Einhaltung des Standes der Technik bei der Konstruktion der WEA vor ihrer Inbetriebnahme, 
• die Vorlage eines Schutz- und Sicherheitskonzeptes, 
• die Ausrüstung der Anlagen mit Lichtern, Radar und dem Automatischen Identifizierungssystem (AIS) 
• die Verwendung möglichst verträglicher Stoffe und blendfreier Anstriche, 
• die Verwendung kollisionsfreundlicher Fundamente, 
                                                          
231 Vgl. STIFTUNG OFFSHORE-WINDENERGIE (2012b).  
232 Vgl. BSH (2011b). 
233 Vgl. BSH (2011b). 
234 Vgl. BSH (2011b). 
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• die Schallminimierung während der Errichtung der WEA sowie für einen schallemissionsarmen Betrieb, 
• den Nachweis einer Bankbürgschaft zur Absicherung der Rückbaukosten“235 
6. Veröffentlichung des Ergebnisses 
Üblich ist die Bekanntmachung der Entscheidung über den Antrag auf Planfeststellung in den Nachrichten für 
Seefahrer sowie in zwei überregionalen Tageszeitungen. Die Unterlagen werden im BSH öffentlich ausgelegt und 
an alle beteiligten Träger öffentlicher Belange und die Interessensverbände geschickt236. 
 
Die Abkehr von der gebundenen Genehmigungsentscheidung hin zur Planfeststellungsentscheidung stärkt die 
Stellung der Verwaltung. Dem BSH obliegt die Abwägung aller vom Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 
Belange und dabei insbesondere der Erfordernisse der Raumordnung (vgl. § 3 Abs 1 Nr. 1 ROG), was der 
Behörde in hohem Maße planerische Gestaltungsfreiheit bringt237. Die Einführung des 
Planfeststellungsverfahrens führt somit zu einer Erhöhung der Möglichkeit zur räumlichen Steuerung des 
Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ.  
Die mögliche stärkere räumliche Steuerung kann mit Einschnitten für Investoren und Projektentwickler verbunden 
sein. Deshalb kommt vor allem aus der Offshore-Windbranche erhebliche Kritik an der Abkehr von der 
gebundenen Genehmigungsentscheidung hin zur Ermessensentscheidung im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens238.  
Die Abkehr von der gebundenen Genehmigungsentscheidung hin zur Planfeststellungsentscheidung mit ihren 
Folgen für die Steuerbarkeit des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist positiv zu sehen, weil 
nur durch eine starke räumliche Steuerung konkurrierender Belange eine nachhaltige Entwicklung der 
Meeresflächen ermöglicht werden kann. Das BSH muss die ihm eröffneten Spielräume nun ausnutzen. 
Unbeschadet dessen obliegt die Aufgabe der räumlichen Ordnung des Meeresraums der marinen Raumordnung, 
die es zu diesem Zweck seit dem Jahr 2004 gibt239. Daher ist es von besonderer Bedeutung, dass das 
Zusammenspiel von Raumordnung und Planfeststellung in der AWZ optimiert wird. Nur eine enge Verzahnung 
beider Instrumente ermöglicht eine nachhaltige Entwicklung der AWZ. 
III.3.2.4 Ausdehnung des Raumordnungsgesetzes (ROG) auf die AWZ 
Die Ausdehnung des Geltungsbereichs des ROG auf die AWZ im Jahr 2004 ist als entscheidender Schritt zu 
einer verbindlichen Steuerung der marinen Flächennutzung anzusehen. Im Folgenden wird der geschichtliche 
Hintergrund dieses Schrittes des Gesetzgebers beleuchtet, vor allem in Hinblick auf die auslösende Rechtslage. 
Auch wird auf den Wandel der Raumordnung als bis dahin rein terrestrische Disziplin eingegangen. 
                                                          
235 BSH (2011b). 
236 Vgl. BSH (2011b). 
237 Vgl. BÜLLESFELD ET AL (2012), S. 277. 
238 Vgl. IKEN (2012b), S. 20. 
239 Siehe unten, S. 50. 
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III.3.2.4.1 Historischer Werdegang 
Der auslösende Sachverhalt für die Ausdehnung des ROG auf die AWZ, die Verschärfung von 
Nutzungskonflikten auf den Meeresflächen, wurde im gesamteuropäischen Kontext bereits umfassend 
dargestellt240.   
Vor der Ausweitung des Geltungsbereichs des bis dahin terrestrischen ROG 1998 auf die Flächen der AWZ im 
Jahr 2004 konnte die fachliche Zulassungspraxis allein nicht in ausreichendem Maße für eine raumverträgliche 
Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ sorgen. Das ROG 1998 fand in der AWZ 
mangels Erstreckungsklausel keine Anwendung241, so dass entgegenstehende Belange nicht untereinander 
abgewogen werden konnten. Die damalige Rechtslage ermöglichte keine gezielte Ordnung, Entwicklung und 
Sicherung der Meeresflächen der AWZ. 
Auch MAIER (2008) kritisierte die unzureichende Abstimmung des Belangs der Offshore-Windenergienutzung mit 
anderen wirtschaftlichen Nutzungen und ökologischen Schutzansprüchen durch einzelne fachliche 
Genehmigungen242. Ohne die Einführung eines „planerischen in sich schlüssigen fachübergreifenden 
Gesamtkonzepts entsprechend der Raumordnung an Land“243 hätte laut MAIER (2008) dem wachsenden 
planerischen Ordnungsbedarf in der AWZ nicht begegnet werden können.  
Der Anstoß zur gesetzlichen Neuregelung erfolgte durch den Rechtsausschuss der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO). Erstmals in der Geschichte der deutschen Raumordnung sollte dem Bund die 
Möglichkeit zur Aufstellung verbindlicher Ziele der Raumordnung gegeben werden.  
Im Rahmen des am 20.07.2004 in Kraft getretenen Europarechtsanpassungsgesetzes Bau (EAG Bau) wurde der 
neue Gesetzentwurf eines auf die AWZ ausgedehnten ROG244 in der 206. Sitzung des Bundestages am 
30.04.2004 einstimmig angenommen245. Das Gesetz trat am 20.07.2004 in Kraft246.  
Die Auswirkungen der Einführung einer marinen Raumordnung in der AWZ im Zuge der Novellierung des ROG 
im Jahr 2004 werden in Literatur und Praxis überwiegend positiv bewertet247, wie beispielsweise durch ZEILER 
ET AL (2005): „Mit der Einführung einer Raumordnung in der AWZ wurde der Gesetzgeber der Notwendigkeit 
einer abgestimmten Planung auf dem Meer gerecht, die wirtschaftliche Interessen und Meeresumweltschutz 
zusammenführt und dabei künftigen Generationen Raum für eine weitere Entwicklung lässt.“248.  
Ob der Gesetzesvollzug durch die Bundesraumordnung diesem Anspruch gerecht wird, ist aus heutiger Sicht 
differenzierter zu betrachten. Die planungspraktische Ausgestaltung der marinen Raumordnung, die in erster 
                                                          
240 Siehe oben, S. 24. 
241 Vgl. MAIER (2008), S. 51. 
242 Vgl. MAIER (2008), S. 51. 
243 MAIER (2008), S. 54. 
244 Bei der Erstreckungsklausel handelt es sich um § 1 Abs. 4 ROG i.V.m. § 17 Abs. 3 ROG.  
245 Vgl. MAIER (2008), S. 58. 
246 Vgl. MAIER (2008), S. 58. 
247 Vgl. ZEILER ET AL (2005), S. 76. 
248 ZEILER ET AL (2005), S. 76. 
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Linie durch die im Jahr 2009 aufgestellten Raumordnungspläne erfolgt ist, weist erkennbare Schwächen auf249. 
Unbeschadet dessen ist die Ausdehnung des ROG auf die AWZ an sich als wichtiger und längst fälliger Schritt in 
Richtung einer nachhaltigen Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Meeresraums zu bewerten.  
III.3.2.4.2 Vereinbarkeit einer marinen Raumordnung mit dem Selbstverständnis der Raumordnung als 
terrestrische Disziplin 
Vor der Ausdehnung des Geltungsbereichs des ROG auf die AWZ und der Einführung einer marinen 
Raumordnung in Deutschland, musste die grundsätzliche Frage geklärt werden, ob sich eine marine 
Raumordnung überhaupt mit dem Selbstverständnis der Raumordnung als bis dahin rein terrestrische Disziplin 
vereinbaren lässt.  
Die positive Beantwortung dieser Frage liegt angesichts des heutigen Sachverhalts auf der Hand. Die Tatsache, 
dass andere EU-Mitgliedstaaten, die ebenfalls in Erwägung ziehen, eine marine Raumordnung zur Entschärfung 
von Nutzungskonflikten in ihren Meeresgebieten einzuführen, vor der gleichen Fragestellung stehen, rechtfertigt 
eine kurze Abhandlung der deutschen Bewertung. 
Wie aus der Aufgabendefinition der Raumordnung in § 1 Abs. 1 ROG 1998 hervorging, verstand sich die 
Raumordnung in Deutschland bis zur Novellierung des ROG im Jahr 2004 als rein terrestrische Disziplin. Die 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Teilräume nahm auf ein 
Raumverständnis Bezug, das Raum als Land bzw. Boden sieht250. So stellt GOPPEL (1991) fest, „welcher 
Instrumente auch immer die Raumordnung sich bedienen mag, sie ordnet Raum im Sinne von ‚Land‘ und 
‚Boden‘“251.  
Wie MAIER (2008) treffend darlegt, ist für die Frage, ob eine marine Raumordnung mit dem terrestrischen 
Selbstverständnis der Disziplin in Einklang zu bringen ist, der Grund für die bisherige terrestrische Ausrichtung 
entscheidend. So hat sich der Bezug auf Land und Boden in der Vergangenheit nicht aufgrund sachlicher 
Zwänge oder definitorischer Grenzen ergeben, sondern aufgrund der bis dato gültigen praktischen Notwendigkeit 
einer rein terrestrischen Raumordnung252. Die Beschränkung des Anwendungsbereichs der Raumordnung auf 
das Land ist historisch dadurch begründet, dass nur die Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Landbereichs 
erforderlich war. Eine Raumordnung auf dem Meer ist bis vor einem Jahrzehnt vom Gesetzgeber schlicht noch 
nicht als notwendig erachtet worden.  
Die Ausweitung des Anwendungsbereichs der Raumordnung auf das Meer bringt eine Fülle von 
planungspraktischen Herausforderungen mit sich. Eine davon ist das Fehlen von wissenschaftlichem 
Datenmaterial zu den Meeresgebieten. Das für den Planungs- und Abwägungsprozess vorhandene 
Datenmaterial sei laut VON NICOLAI (2004) spärlich und auch in seiner Qualität nicht ansatzweise mit dem für das 
                                                          
249 Siehe unten, S. 66 ff. 
250 Vgl. MAIER (2008), S. 58. 
251 GOPPEL (1991), S. 113. 
252 Vgl. MAIER (2008), S. 59. 
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Festland vorhandenen Datenmaterial zu vergleichen253.VON NICOLAI (2004) betont in diesem Zusammenhang 
besonders, dass eine unzureichende Datenbasis einer rechtlich belastbaren Raumordnung auf dem Meer zum 
Nachteil gereichen könne. Angesichts der „Goldgräberstimmung“254 bei der wirtschaftlichen Erschließung der 
Meeresflächen seien Rechtsstreitigkeiten vorprogrammiert 255. Doch nicht nur im Hinblick auf Rechtsstreitigkeiten, 
sondern auch für eine sachgemäße Abwägung von Nutzungsbelangen und Schutzanforderungen auf dem Meer 
ist eine qualitativ und quantitativ gute Datengrundlage von Nöten. VON NICOLAI (2004) fordert daher zurecht als 
wichtige Aufgabe der Planungsbehörden die permanente Erfassung, Vernetzung und Auswertung von Daten256. 
Auch die Forderung von kürzeren Planungszeiträumen als auf dem Festland, um eine ständige Optimierung der 
Planung zu ermöglichen, ist nachvollziehbar.  
Dieser Forderung wurde bei der Aufstellung der ersten Raumordnungspläne für die AWZ im Jahr 2009 nicht 
entsprochen. Der Normgeber nennt keinen ausdrücklich vorgesehenen Planungszeitraum, daher ist davon 
auszugehen, dass der Planungszeitraum der Raumordnungspläne für die AWZ in etwa vergleichbar mit dem 
zehnjährigen Planungshorizont terrestrischer Planwerke einzustufen ist, wie zum Beispiel den 
Landesentwicklungsplänen bzw. –programmen.  
III.3.2.5 Einzelne Regelungen des ROG 
Auf zwei Regelungen des ROG gilt es speziell einzugehen. Sie betreffen die Ausdehnung des Gesetzes auf die 
AWZ und sind im Zuge der Novellierung des ROG im Jahr 2004257 hinzugefügt bzw. geändert worden. Es handelt 
sich um § 1 Abs. 4 und § 17 ROG.  
III.3.2.5.1 § 1 Abs. 4 ROG: Ausdehnung des Geltungsbereichs des ROG auf die AWZ 
„Raumordnung findet im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. 
Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798) auch in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone statt.“258 
Die Aufnahme dieses Passus ins Gesetz bedeutet die Ausweitung des Geltungs- und Aufgabenbereichs der 
Raumordnung vom Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seiner Teilräume259 auf den Bereich der 
AWZ.  
Dabei gilt, dass der Träger der Raumordnung die AWZ nicht umfassend ordnen, entwickeln und sichern darf, 
sondern nur einzelne, ihm durch das SRÜ zugestandene Belange. Dies gilt im Übrigen für alle untersuchten EU-
Mitgliedstaaten und wird der weiteren Abhandlung stets zu Grunde gelegt. So betont MAIER (2008), dass „den 
Küstenstaaten (...) in der AWZ keine Kompetenz zur Raumordnung in Form einer umfassenden Gesamtplanung 
                                                          
253 Vgl. VON NICOLAI (2004), S. 493. 
254 VON NICOLAI (2004), S. 493. 
255 VON NICOLAI (2004), S. 493. 
256 Vgl. VON NICOLAI (2004), S. 493. 
257 Das ROG 2004 ist mit dem Europarechtsanpassungsgesetzes Bau (EAG Bau) am 20.07.2004 in Kraft getreten.  
258 § 1 Abs. 4 ROG. 
259 Anders als die 12-Seemeilenzone zählt die AWZ nicht zum Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und somit auch 
nicht zu deren Teilräumen. Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 114. 
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zur Bewältigung aller raumrelevanten Problemstellungen zu[steht], sondern lediglich eine materielle 
Koordinierungskompetenz der durch das SRÜ zugewiesenen souveränen Rechte, Hoheitsbefugnisse und 
Verpflichtungen. Die Planung muss sich auf das durch das Völkerrecht zugewiesene ‚Kompetenzbündel’ 
beschränken.“260.  
Die Entscheidung für die Zuständigkeit für die Raumordnung in der AWZ ist zu Gunsten des Bundes und nicht 
der Länder ausgefallen. Formelle und materielle Gründe lassen sich anführen. Aus formeller Sicht spricht die 
Tatsache, dass die AWZ nicht zum Gebiet der Länder gehört, für eine Zuständigkeit des Bundes. Als 
entscheidendes materielles Argument führt RUNKEL (2010) überzeugend an, dass „es sich bei der Raumordnung 
in der deutschen AWZ nicht um eine Aufgabe handelt, die unter dem Begriff der Raumordnung in den Ländern 
i.S.d. Art 75 Abs. 1 Nr. 4 GG alt zu subsumieren ist“261. Die Raumordnung auf dem Meer unterscheide sich als 
Verwaltungsaufgabe erheblich von der Raumordnung auf dem Land und stelle deshalb ein Spezialgebiet dar. 
RUNKEL (2010) schließt daraus, dass es nahe gelegen habe, die „(…) Raumordnung in der AWZ aus der Natur 
der Sache nicht nur als Gesetzgebungs-, sondern auch als Verwaltungsaufgabe des Bundes anzusehen“262. 
Erstmalig in der Geschichte der deutschen Raumordnung wurde dem Bund somit im Jahr 2004 mit § 18 a ROG 
a.F. die Kompetenz zugesprochen, Ziele und Grundsätze der Raumordnung festzulegen263. § 18 a ROG a.F. hat 
ein Exempel statuiert264. Mittlerweile ist der Bund auch zur Festlegung von Zielen zur verkehrlichen Anbindung 
von See- und Binnenhäfen sowie für Flughäfen befugt, die allerdings nur eine Selbstbindung des Bundes bei 
seiner Verkehrswegeplanung und keine Bindung von Ländern und Kommunen bewirken265. 
III.3.2.5.2 § 17 ROG: Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone 
Bis zur Novellierung des ROG im Rahmen der Föderalismusreform I im Jahr 2006 war die Ausdehnung des 
Geltungsbereichs des Gesetzes auf die deutsche AWZ im § 18 a ROG a.F. geregelt, seit der Novellierung im 
Jahr 2008 ist § 17 ROG einschlägig. Der Wortlaut der Sätze 1 bis 3 soll hier im Wortlaut wiedergegeben werden, 
um den Regelungsgehalt gegebenenfalls zum Vergleich mit entsprechenden Regelungen anderer untersuchter 
europäischer Staaten heranziehen zu können. 
 „§ 17 Raumordnungspläne für den Gesamtraum und für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone 
                                                          
260 MAIER (2008), S. 79. 
261 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 114. 
262 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 114. 
263 Vgl. GOPPEL (2011), S. 438. 
264 Dass die Bundesraumordnung zur Annahme dieser Kompetenz nur mühsam zu bewegen war, ist eine der Kuriositäten in 
der Geschichte des Raumordnungsrechts. Vgl. Gespräch mit dem ehem. Leiter der Abteilung Landesentwicklung im 
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie und ehem. Vorsitzenden des 
Rechtsausschusses der MKRO sowie Leiter des Fachgebiets Raumordnung und Landesplanung an der Universität 
Augsburg am 08.08.2013. 
265 Vgl. § 17 Abs. 2 ROG. 
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(1) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann im Einvernehmen mit den fachlich 
betroffenen Bundesministerien und unter Beachtung der Beratungs- und Unterrichtungspflicht nach § 26 Abs. 1 
und 4 einzelne Grundsätze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 für die räumliche Entwicklung des Bundesgebietes 
unter Einbeziehung der raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Europäischen Union und deren 
Mitgliedstaaten durch Grundsätze in einem Raumordnungsplan konkretisieren. Das Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung führt mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die 
vorbereitenden Verfahrensschritte zur Aufstellung des Raumordnungsplans durch. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung beteiligt bei der Planaufstellung die Bundesministerien und stellt das 
Benehmen mit den Ländern und den angrenzenden Staaten her. 
(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann Raumordnungspläne für das 
Bundesgebiet mit Festlegungen zu länderübergreifenden Standortkonzepten für See- und Binnenhäfen sowie für 
Flughäfen als Grundlage für ihre verkehrliche Anbindung im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung als 
Rechtsverordnung aufstellen, soweit dies für die räumliche Entwicklung und Ordnung des Bundesgebietes unter 
nationalen oder europäischen Gesichtspunkten erforderlich ist. Die Raumordnungspläne nach Satz 1 
entfalten keine Bindungswirkung für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen der Länder. 
(3) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung stellt für die deutsche ausschließliche 
Wirtschaftszone einen Raumordnungsplan als Rechtsverordnung auf. Der Raumordnungsplan soll Festlegungen 
zur wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Nutzung, zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs sowie zum Schutz der Meeresumwelt treffen; für diese Nutzungen und Funktionen können auch 
Gebiete festgelegt werden, § 8 Abs. 7 gilt entsprechend. Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
führt mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die vorbereitenden 
Verfahrensschritte zur Aufstellung des Raumordnungsplans durch. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung stellt bei der Planaufstellung das Benehmen mit den angrenzenden Staaten und Ländern 
her.“266 
III.3.2.5.2.1 Aufstellung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung in der AWZ 
Ziele der Raumordnung sind nach ihrer Legaldefinition in § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG „verbindliche Vorgaben in Form 
von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend 
abgewogenen (§ 7 Abs. 2) textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums“267. Ziele der Raumordnung haben 
Letztentscheidungscharakter und sind jeglicher Abwägung entzogen268. Bei allen raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen sind sie zu beachten. Eine besondere Steuerungsmöglichkeit in der AWZ stellen Ziele der 
Raumordnung in Form von Gebietsfestlegungen dar. So können in der AWZ gemäß § 17 Abs. 3 Satz 2 ROG269 
                                                          
266 ROG 2008. 
267 § 3 ABS. 1 NR. 2 ROG 
268 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 3, Rn. 11. 
269 „(…) für diese Nutzungen und Funktionen können auch Gebiete festgelegt werden, § 8 Abs. 7 gilt entsprechend.“  
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Vorrang-, Vorbehalts-, Eignungs-, Ausschluss- und kombinierte Gebiete ausgewiesen werden. Dies gilt nicht nur 
für den Belang Offshore-Windenergienutzung. 
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG handelt es sich bei den Grundsätzen der Raumordnung um „Aussagen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen“270.  
Grundsätze der Raumordnung sind einer Abwägung in nachgelagerten Planungsebenen und –verfahren 
zugänglich271. Als öffentliche Belange werden sie bei nachfolgenden fachplanerischen Entscheidungen in die 
Abwägung eingestellt und gewichtet, wo sie bei überwiegenden konfligierenden Interessen hintangestellt und 
überwunden werden können272. Die Grundsätze der Raumordnung sind zunächst gleichrangig und erhalten ihr 
konkretes Gewicht erst in der Abwägung im Einzelfall273.  
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ kennzeichnet gemäß SRÜ eine inhaltliche 
Beschränkung auf die Bereiche wirtschaftliche und wissenschaftliche Nutzung, Gewährleistung der Sicherheit 
und Leichtigkeit der Seeschifffahrt im Rahmen der internationalen Regelungen und Schutz der Meeresumwelt274. 
III.3.2.6 Bindungswirkung der Steuerungsinstrumente Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der 
AWZ 
Die Bindungswirkung gegenüber öffentlichen Stellen275 bei ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
besteht gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG bei Zielen der Raumordnung in einer Beachtenspflicht. Grundsätze der 
Raumordnung sind hierbei gemäß § 4 Abs. 2 ROG in der Abwägung zu berücksichtigen. Personen des 
Privatrechts sind den öffentlichen Stellen bei der Bindungswirkung von Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung dann gleichgestellt, wenn sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen, die mehrheitlich mit öffentlichen 
Mitteln finanziert werden oder wenn mehrheitlich öffentliche Stellen beteiligt sind276.  
Da die Errichtung und der Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen in der deutschen AWZ auch durch andere 
Staaten geschehen kann, stellt sich die Frage, ob andere Staaten in Funktion von Investoren den 
Bindungswirkungen nach § 4 Abs. 1 und 2 ROG unterliegen. In der Fachliteratur wird dies verneint. Andere 
Staaten sind keine öffentlichen Stellen im Sinne des ROG und unterliegen damit nicht den geltenden 
                                                          
270 § 3 ABS. 1 NR. 3 ROG 
271 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 3, Rn. 10. 
272 Vgl. SCHINK (2011), S. 912, gestützt auf BVerwG, Beschl. V. 17.6.2004, 4 BN 5.04, Rn.11, juris; Appel (Fn.1), UPR 2011, 
163; Beckmann (Fn.11), Kap. N., Rn. 121; Runkel (Fn 11), § 4 ROG Rn. 168 ff. 
273 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 3, Rn. 10. 
274 Vgl. MAIER (2008), S. 115. 
275 Gemäß § 3 Nr. 5 ROG gelten als öffentliche Stellen Behörden des Bundes und der Länder, kommunale 
Gebietskörperschaften, bundesunmittelbare und die der Aufsicht des Landes unterstehende Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
276 Vgl. § 4 Abs. 3 ROG 
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Bindungswirkungen nach § 4 Abs. 1 und 2 ROG277. Einschlägig ist aber § 4 Abs. 4 ROG. Es ist davon 
auszugehen, dass andere Staaten bei ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in der deutschen 
AWZ den sonstigen Personen des Privatrechts gleichgestellt sind. In ihrer Tätigkeit als privater Investor bzw. 
Bauherr müssen sie die Erfordernisse der Raumordnung bei Genehmigungen, Planfeststellungen und sonstigen 
behördlichen Entscheidungen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Maßnahmen, wie zum Beispiel der 
Errichtung und des Betriebs einer Offshore-Windenergieanlage in der AWZ, berücksichtigen278.  
III.3.3 Planungspraktischer Umgang 
Das BSH hat im Auftrag des BMVBS im Jahr 2009 erstmals Raumordnungspläne279 für die deutsche AWZ 
aufgestellt. Die in Form von Rechtsverordnungen erlassenen Raumordnungspläne für die AWZ sind am 
26.09.2009 (Nordsee) sowie am 10.12.2009 (Ostsee) in Kraft getreten280. Beide Planwerke enthalten Leitlinien 
zur räumlichen Entwicklung der AWZ, Ziele und Grundsätze der Raumordnung hinsichtlich der wirtschaftlichen 
und wissenschaftlichen Nutzung, der Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit der Seeschifffahrt sowie 
zum Schutz der Meere in der AWZ. Zugrunde liegt die Strategie der Bundesregierung, bis zum Jahr 2030 eine 
Kapazität von 25.000 Megawatt Offshore-Windenergieleistung zu installieren281.  
III.3.3.1 Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ 
Fünf grundlegende Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ sind in den Raumordnungsplänen für Nord- 
und Ostsee festgeschrieben: 
1) Sicherung und Stärkung des Schiffsverkehrs 
Die Aufführung der Belange des Schiffsverkehrs an erster Stelle der Leitlinien entspricht der ihnen 
zugemessenen nationalen und internationalen Bedeutung. Die Schifffahrtsstraßen vor den 
deutschen Küsten gehören bereits heute zu den am stärksten befahrenen der Welt282. Ein Großteil 
der aus Deutschland exportierten bzw. nach Deutschland importierten Güter beansprucht den 
Seeweg. 
Die völkerrechtliche Vorrangstellung der Belange der Schifffahrt durch das SRÜ führt dazu, dass die 
Hauptschifffahrtsrouten in den Raumordnungsplänen das „Grundgerüst für die Gesamtplanung“283 
bilden und alle anderen Nutzungen in der AWZ sich daran ausrichten müssen.  
                                                          
277 Vgl. MAIER (2008), S. 137. 
278 Vgl. MAIER (2008), S. 137. 
279 Es war lange umstritten, ob es sich bei diesen Festlegungen mit eng begrenztem Inhalt um Raumordnungspläne handelt. 
§ 17 Abs. 3 ROG bestätigt dies nun ausdrücklich. Vgl. GOPPEL (2011), S. 438. 
280 Vgl. BMVBS (2011). 
281 Vgl. DANNECKER; KERTH (2011), S. 1460. 
282 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
283 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
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2) Stärkung der Wirtschaftskraft durch geordnete Raumentwicklung und Optimierung der 
Flächennutzung 
Durch die Koordination konkurrierender Nutzungen soll ein Interessensausgleich geleistet werden, 
der letztendlich eine Steigerung der Wertschöpfung in der AWZ ermöglicht284. 
3) Förderung der Offshore-Windenergienutzung entsprechend der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung 
Die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist ein wichtiger Bestandteil der 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Die Raumordnungspläne für Nord- und Ostsee 
sollen insbesondere durch die Festlegung geeigneter Flächen einen Beitrag zur Umsetzung der 
Beschlüsse der Bundesregierung zur Förderung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
leisten285. 
4) Langfristige Sicherung und Nutzung der besonderen Eigenschaften und Potenziale der AWZ durch 
Reversibilität von Nutzungen, sparsame Flächeninanspruchnahme sowie Priorität für 
meeresspezifische Nutzungen 
Als besondere Eigenschaften und Potenziale der AWZ werden ihre räumliche Weite, Offenheit und 
Barrierefreiheit genannt, die es durch Konzentration der Gebietsfestlegungen zur Vermeidung von 
Zerschneidungseffekten, durch Mehrfachnutzung des vorhandenen Raums und durch das Gebot 
des Rückbaus286 bzw. der Entfernung von baulichen und technischen Anlagen nach Aufgabe der 
Nutzung zu sichern gilt287.  
5) Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen durch die Vermeidung von Störungen und 
Verschmutzungen der Meeresumwelt 
Die Beschädigung oder Zerstörung von Sandbänken, Riffen oder Bereichen mit besonders 
sensiblen Benthoslebensgemeinschaften288 soll auch außerhalb von Natura-2000-Gebieten 
                                                          
284 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
285 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
286 Allerdings sind die ökologischen Auswirkungen des Rückbaus von Fundamenten noch weitgehend unbekannt. Es ist nicht 
geklärt, ob der Rückbau von Fundamenten aus ökologischer Sicht möglicherweise unvorteilhaft ist, weil die Fundamente 
nach zwanzig Jahren zu künstlichen Riffen geworden sind, deren Lebensraumfunktion eine ökologische Aufwertung für die 
Meeresflora und –fauna bedeutet. Aus ökonomischer Sicht ist die aufwändige Bergung der fest verankerten Fundamente 
sehr kostenintensiv. Vgl. PEHLKEN (2012), S. 43. 
287 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
288 Als Benthos (griechisch: Meerestiefe, Dickicht) bezeichnet man in der Meeresbiologie alle Organismen, die auf, in oder 
unmittelbar über dem Meeresboden leben. Es wird geschätzt, dass etwa 98 Prozent aller im Meer lebenden Arten zum 
Benthos gehören. Vgl. PIEPENBURG (2009). 
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vermieden werden289. Dem weitläufigen Begriff der Meeresumwelt werden hier auch die Qualität 
des Meerwassers, die Hydrographie und die Sedimentverhältnisse zugerechnet290. Diese Leitlinie 
ist auch deshalb wichtig, weil die Auswirkungen menschlicher Eingriffe in das Ökosystem des 
Meeres bislang nur unzureichend erforscht sind und aufgrund der hohen Dynamik des Meeres die 
Störanfälligkeit in diesem Naturraum besonders hoch ist291. 
III.3.3.2 Ziele der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Die Ziele der Raumordnung in der AWZ haben, wie auch die Grundsätze, die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die 
fünf grundlegenden Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ eingehalten bzw. umgesetzt werden. Den 
Zielen der Raumordnung kommt dabei naturgemäß eine wichtigere Rolle zu als den Grundsätzen der 
Raumordnung. Sie haben Letztentscheidungscharakter und können nicht ab- und weggewogen werden.  
Im Lichte des Themas der vorliegenden Arbeit werden an dieser Stelle nur die in den Raumordnungsplänen 
verankerten Ziele zur Energiegewinnung behandelt.  
In den Raumordnungsplänen für die AWZ (hier stellvertretend im Plan für die Nordsee) sind einzelne Ziele zur 
Energiegewinnung festgelegt. Sie folgen im Wortlaut:  
„3.5 Energiegewinnung, insbesondere Windenergie 
3.5.1 Ziele und Grundsätze 
(1) In den in der Karte festgelegten Vorranggebieten für Windenergie wird der Gewinnung von Windenergie 
Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungen eingeräumt. Soweit raumbedeutsame Planungen, 
Maßnahmen und Vorhaben in diesen Gebieten mit der Funktion Vorranggebiete Windenergie des 
Vorranggebietes Windenergie nicht vereinbar sind, sind diese ausgeschlossen. (Z) Vorranggebiete 
Windenergie 
(2) Durch die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Energiegewinnung in Vorranggebieten für Windenergie 
darf die Sicherheit des Verkehrs nicht beeinträchtigt werden. (Z) Verkehr I 
(3) Offshore-Windenergieanlagen außerhalb der dafür vorgesehenen Vorranggebiete sind in den Natura-2000-
Gebieten unzulässig292. Ausgenommen von dieser Regelung sind bereits genehmigte Offshore-Windenergieparks 
                                                          
289 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
290 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
291 Vgl. Verordnung über die Raumordnung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 21. 
September 2009, BGBl. I S. 3107. 
292 Die Natura 2000-Gebiete in der deutschen AWZ umfassen acht Flora-Fauna-Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) und zwei 
Vogelschutzgebiete. Vgl. MAIER (2008), S. 43. Etwa 28 Prozent der Fläche der deutschen AWZ in der Nordsee und 56 
Prozent in der Ostsee werden so von der Nutzung durch Offshore-Windenergienutzunganlagen freigehalten. Vgl. 
Raumordnungsplan für die deutsche AWZ (Nordsee) (2009), S. 19 und Raumordnungsplan für die deutsche AWZ (Ostsee) 
(2009), S. 18. 
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und Offshore-Windenergieparks, die bei Inkrafttreten des Raumordungsplans planungsrechtlich verfestigt waren. 
(Z)Verkehr I 
(4) Die in der Karte gekennzeichnete Referenzfläche Windenergie dient anlagenbezogenen 
Begleituntersuchungen und ist von Bebauung frei zu halten. (Z) Referenzfläche 
(5) Nach Aufgabe der Nutzung sind Offshore-Windenergienutzunganlagen zurückzubauen293. Verursacht der 
Rückbau größere nachteilige Umweltauswirkungen als der Verbleib, ist von ihm ganz oder teilweise abzusehen, 
es sei denn, der Rückbau ist aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich. (Z) Rückbau 
(8) Die Nabenhöhe von Offshore-Windenergienutzunganlagen darf maximal 125 m über NN betragen. Diese 
Beschränkung gilt nur für Offshore-Windenergienutzunganlagen, die in Sichtweite der Küste oder der Inseln 
errichtet werden. (Z) Höhenbegrenzung 
(10) Bei Maßnahmen zur Energiegewinnung ist auf vorhandene Rohrleitungen und Seekabel gebührend 
Rücksicht zu nehmen und ein angemessener Abstand einzuhalten. (Z) Rohrleitungen und Seekabel“ 
 
Vorranggebiete 
Von besonderer Bedeutung hinsichtlich des Bewertungsmaßstabs der räumlichen Steuerung der konkurrierenden 
Belange sind raumordnerische Gebietsfestlegungen, zu denen die Vorranggebiete294 zählen. Sie spielen seit der 
Ausdehnung des Geltungsbereichs des ROG auf die AWZ eine entscheidende Rolle für die Steuerung der 
Offshore-Windenergienutzung in der AWZ295.  
Gemäß § 17 Abs. 3 Satz 2 ROG können Gebietsfestlegungen in der AWZ in Form von Vorrang-, Vorbehalts-, 
Eignungs-, Ausschluss- oder kombinierten Gebieten getroffen werden. Tatsächlich hat sich der Bund aber bislang 
nur für die Ausweisung von Vorranggebieten in der AWZ entschieden (Stand 2012). Die bestehenden 
Vorranggebiete für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ begründen ausdrücklich keinen 
außergebietlichen Ausschluss von Offshore-Windenergieanlagen. Begründet wird dies in den 
Raumordnungsplänen wie folgt:   
„Damit das Ausbauziel der Bundesregierung von bis zu 25 000 MW (Küstenmeere und AWZ in der Nordsee und 
Ostsee insgesamt) bis 2030 erreicht werden kann, schließt der Raumordnungsplan Windparkprojekte außerhalb 
                                                          
293 Um die weitere Beplanbarkeit der Flächen nicht zu behindern, bezieht sich die Rückbaupflicht auch auf 
Umspannstationen und parkinterne Verkabelungen. Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche AWZ (Nordsee) (2009), S. 20. 
294 Seit ihrer Einführung Mitte der 1970-er Jahre haben die Vorrang- und später auch die Vorbehaltsgebiete einen hohen 
Stellenwert als Instrumente zur Verwirklichung der Raumordnung und Landesplanung auf dem Land. Vgl. SCHOLICH (2004), 
S. 1261. 
295 Auch anderen Belagen wird in den Raumordnungsplänen für die AWZ Rechnung getragen. Die Raumordnungspläne 
enthalten Vorranggebiete für Schifffahrt sowie Rohrleitungen und Seekabel295. Für die Rohstoffgewinnung sind aufgrund 
geringer Kenntnisse über die Vorkommen von Rohstoffen in der AWZ bislang keine Vorranggebiete festgelegt worden. 
Dennoch wird der Erkundung, Sicherung und bedarfsgerechten Erschließung der Rohstoffvorkommen in der deutschen AWZ 
eine „hohe Bedeutung“ 295 in den Raumordnungsplänen zu Nord- und Ostsee beigemessen. 
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der festgelegten Vorranggebiete – mit Ausnahme der Natura-2000-Gebiete – nicht aus; dies gilt insbesondere für 
die Weißflächen des Plans. Vielmehr richtet sich die Zulässigkeit nach der SeeAnlV;“296. 
Ausgeschlossen sind lediglich die EU-rechtlich geschützten Vogelschutz- und FFH-Gebiete297.  
Bislang wurden fünf Vorranggebiete für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ausgewiesen (siehe 
Abbildung 7), nämlich „Nördlich Borkum“ (zusammengesetzt aus drei kleineren Flächen), „Östlich Austerngrund“ 
und „Südlich Amrumbank“ in der Nordsee, sowie „Kriegers Flak“ und „Westlich Adlergrund“ in der Ostsee (Stand 
2010). Zusammen haben sie eine Ausdehnung von ca. 1010 Quadratkilometern (880 Quadratkilometer in der 
Nordsee und 130 Quadratkilometer in der Ostsee)298. Im Hinblick auf andere entgegenstehende Nutzungen 
haben diese Gebiete eine Sicherungsfunktion zugunsten der vorrangigen Nutzung Windenergie299. Auf die 
Zulassung von Offshore-Windenergieanlagen außerhalb dieser Gebiete hat die Festlegung von Vorranggebieten 
keinen Einfluss.  
Abbildung 7) Vorranggebiete für Windenergie in der deutschen AWZ (Nordsee) 
 
Quelle: BSH (2011f) 
 
                                                          
296 Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Nordsee (2009), S. 19 f. 
297 Vgl. BMVBS (2011). 
298 Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Nordsee (2009), S. 19. 
299 Vgl. Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Nordsee (2009), S. 19. 
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Abbildung 8) Vorranggebiete für Windenergie in der deutschen AWZ (Ostsee) 
 
Quelle: BSH (2011g) 
III.3.3.3 Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Neben den Zielen der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ sind in den 
Raumordnungsplänen für die AWZ auch Grundsätze der Raumordnung aufgestellt. Auch sie sollen im Folgenden 
wörtlich wiedergegeben werden.  
„3.5 Energiegewinnung, insbesondere Windenergie 
3.5.1 Ziele und Grundsätze 
(6) Die einzelnen Windenergieanlagen in den entsprechenden Windenergieparks sollen möglichst 
flächensparend angeordnet werden. Anordnung von Windenergieanlagen 
(7) Durch die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Energiegewinnung sollen die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt werden. Verkehr II 
(9) Für den Fall einer zeitgleichen Flächeninanspruchnahme durch Windenergienutzung sowie durch das 
Aufsuchen und die Gewinnung von Rohstoffen soll eine bestmögliche Koordination der Belange nach Maßgabe 
der von den zuständigen Fachbehörden zu entwickelnden Kriterien angestrebt werden. Rohstoffe 
(11) Die Belange der Fischerei und der Verteidigung sollen bei Planung, Fischerei und Verteidigung 
Betrieb und Bau von Anlagen zur Energiegewinnung berücksichtigt werden. Fischerei und Verteidigung 
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(12) Bei der konkreten Ausgestaltung von Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Energiegewinnung sollen 
nachteilige Auswirkungen auf die Meeresumwelt, insbesondere die natürlichen Funktionen und die ökosystemare 
Bedeutung des Meeres, vermieden werden. Die beste Umweltpraxis („best environmental practice“) gemäß 
OSPAR-Übereinkommen sowie der jeweilige Stand der Technik sollen berücksichtigt werden.  
Die Auswirkungen der Energiegewinnung auf die Meeresumwelt sollen nach den Vorgaben der 
Genehmigungsbehörde im Rahmen eines vorhabenbezogenen Monitorings untersucht und dargelegt 
werden. 
Ausbreitungsvorgänge und weiträumige ökologische Wechselbeziehungen von Tier- und Pflanzenarten im Meer 
sollen bei der Wahl von Standorten zur Energieerzeugung berücksichtigt werden. Die Beschädigung oder 
Zerstörung von Sandbänken, Riffen sowie abgrenzbaren Bereichen mit Vorkommen schutzwürdiger 
Benthoslebensgemeinschaften als besonders sensible Lebensräume durch die Energiegewinnung soll vermieden 
werden. Schutz der Meeresumwelt 
(13) Bei der Standortwahl für Offshore-Windenergieparks sollen bekannte Fundstellen von Kulturgütern 
berücksichtigt werden. Sollten bei der Planung oder Errichtung von Offshore-Windenergieparks bisher nicht 
bekannte im Meeresboden befindliche Kulturgüter aufgefunden werden, sollen entsprechende Maßnahmen zur 
Sicherung des Kulturgutes getroffen werden300. Kulturgüter“ 
III.3.3.4 Bewertung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ im Lichte der Leitlinien zur räumlichen Entwicklung in der AWZ 
Die fünf grundlegenden Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ sind rahmengebend für die Ableitung von 
Zielen und Grundsätzen der Raumordnung in der AWZ. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ 
haben sich an den Leitlinien auszurichten. Sie müssen sich daher inhaltlich innerhalb dieses Rahmens bewegen. 
Darüber hinaus müssen sie aber auch dafür sorgen, dass die Inhalte der Leitlinien bei der zukünftigen 
Entwicklung der AWZ zum Tragen kommen301. Beide Aspekte sollen hier bewertet werden. Aufgrund ihres 
Letztentscheidungscharakters und der darauf beruhenden Beachtenspflicht, kommt den Zielen der Raumordnung 
bei der räumlichen Entwicklung der AWZ ein größeres Gewicht zu als den Grundsätzen.  
Zunächst ist also die Frage zu stellen, ob die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ inhaltlich aus den grundlegenden Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der 
AWZ abgeleitet sind. Wie folgende Tabelle zeigt, ist dies zu bejahen. Jedes Ziel und jeder Grundsatz kann einer 
oder mehreren Leitlinien zugeordnet werden.  
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ bewegen sich im 
von den Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ vorgegebenen Rahmen. 
 
                                                          
300 Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Nordsee (2009), S. 17. 
301 Siehe oben, S. 56. 
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Tabelle 2) Ziele und Grundsätzen der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ im Lichte der 
Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ 
Leitlinien zur räumlichen 
Entwicklung der AWZ 
Ziele der Raumordnung für die 
Offshore-Windenergienutzung in 
der AWZ 
Grundsätze der Raumordnung 
für die Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ 






Stärkung der Wirtschaftskraft durch 
geordnete Raumentwicklung und 
Optimierung der Flächennutzung 
Vorranggebiete Windenergie 
 
Rohrleitungen und Seekabel 
Rohstoffe 
 
Fischerei und Verteidigung 
Förderung der Offshore-
Windenergienutzung entsprechend 






Langfristige Sicherung und Nutzung 
der besonderen Eigenschaften und 
Potenziale der AWZ durch 
Reversibilität von Nutzungen, 
sparsame 
Flächeninanspruchnahme sowie 









Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen durch die 
Vermeidung von Störungen und 






Schutz der Meeresumwelt 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die Raumordnungspläne für die deutsche AWZ (2009).  
 
Zudem müssen sich die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-Windenergienutzung in der 
AWZ insbesondere daran messen lassen, inwiefern sie für die inhaltliche Umsetzung der Leitlinien zur 
räumlichen Entwicklung der AWZ sorgen. Dies soll anhand der einzelnen fünf Leitlinien überprüft werden.  
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Die erste in den Raumordnungsplänen für die deutsche AWZ festgeschriebene Leitlinie zur räumlichen 
Entwicklung der AWZ betrifft die Stärkung und Sicherung des Schiffsverkehrs. Ihr wird mit den Zielen Verkehr I 
und Rückbau sowie dem Grundsatz Verkehr II ausreichend Rechnung getragen. Die Leichtigkeit und Sicherheit 
des Schiffsverkehrs „darf“ innerhalb der Vorranggebiete für Windenergie (Z) und „soll“ außerhalb der 
Vorranggebiete Windenergie (G) nicht beeinträchtigt werden302. Offshore-Windenergieanlagen sind nach 
Beendigung ihrer Produktionszeit rückzubauen. 
Die zweite Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ betont die Stärkung der Wirtschaftskraft durch 
geordnete Raumentwicklung und Optimierung der Flächennutzung. Durch die Ziele Vorranggebiete Windenergie 
und Rohrleitungen und Seekabel sowie die Grundsätze Rohstoffe und Fischerei und Verteidigung soll die zweite 
Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ umgesetzt werden. Die Stärkung der Wirtschaftskraft setzt voraus, 
dass die Flächen der AWZ optimiert genutzt werden. Dies kann nur durch eine geordnete Raumentwicklung 
stattfinden. Ob dem Ordnungsauftrag in der derzeitigen Planungspraxis ausreichend entsprochen wird, darf in 
Frage gestellt werden303. 
Die dritte Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ macht sich die Förderung der Offshore-
Windenergienutzung entsprechend der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung zu Eigen. Die Ziele zur 
Ausweisung von Vorranggebieten für Windenergie, in denen die Offshore-Windenergienutzung alle ihr 
entgegenstehenden Belange ausschließt, und die Freihaltung von Referenzflächen für die Offshore-
Windenergienutzung erhöhen sich die Planungssicherheit für Investoren und Projektentwickler. Der Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung in der AWZ gemäß den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung wird 
unterstützt. Der dritten Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ wird somit hinreichend entsprochen.  
Anliegen der vierten Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ sind die langfristige Sicherung und Nutzung 
der besonderen Eigenschaften und Potenziale der AWZ durch Reversibilität von Nutzungen, sparsame 
Flächeninanspruchnahme sowie Priorität für meeresspezifische Nutzungen. Die langfristige Sicherung 
besonderer Eigenschaften und Potenziale eines Raums ist eine grundlegende Aufgabe der Raumordnung. Sie 
kann aber nur durch eine aktive Ordnung des Raums gelingen. Eine Planung, die an keiner Stelle des 
Planungsraums Belange ausschließt304, kann besondere Eigenschaften dieses Raums nicht langfristig sichern. 
Dies gilt in besonderem Maße für die AWZ, die unter erheblichem Nutzungsdruck steht. Die in der Leitlinie 
vorgesehenen Maßnahmen Reversibilität von Nutzungen, sparsame Flächeninanspruchnahme und Priorität für 
meeresspezifische Nutzungen können das Defizit einer Positivplanung hierbei nicht ausgleichen. Die vierte 
Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ ist folglich als solche unzureichend zu bewerten. Dies gilt auch für 
ihre Verwirklichung durch die vorgesehenen Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ. Die Festsetzung von Ausschlussgebieten müsste aufgenommen werden. Der 
geforderten Reversibilität von Nutzungen wird durch die Rückbaupflicht von Offshore-Windenergieanlagen 
                                                          
302 Raumordnungspläne für die deutsche AWZ (2009). 
303 Siehe unten, S. 66. 
304 Siehe unten, S. 66. 
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ausreichend Rechnung getragen. Ob die geforderte Priorität meeresspezifischer Nutzungen ausreichend 
berücksichtigt ist, lässt sich nicht bewerten, ohne die zu Grunde liegende Auslegung des Begriffs 
„meeresspezifisch“ zu kennen. Schließlich handelt es sich gerade bei der Energiegewinnung um eine 
Nutzungsform, die grundsätzlich auch an Land durchgeführt werden kann. Wenn die Offshore-
Windenergienutzung als meeresspezifische Nutzung klassifiziert wird, ist der vierten Leitlinie durch das Ziel der 
Vorranggebiete ausreichend entsprochen. Ist dies nicht der Fall, wirkt gerade das Fehlen eines gebietlichen 
Ausschlusses der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ der Priorität anderer meeresspezifischer Nutzungen 
entgegen. 
Schließlich sollen gemäß der fünften Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ die natürlichen 
Lebensgrundlagen durch Vermeidung von Störungen und Verschmutzungen der Umwelt gesichert werden. Durch 
die Ziele zum Rückbau von Offshore-Windenergieanlagen nach Ablauf ihrer Produktionszeit, zur Unzulässigkeit 
von Offshore-Windenergieanlagen außerhalb der dafür vorgesehenen Vorranggebiete in Natura-2000-Gebieten 
und zur Höhenbegrenzung der Anlagen soll die fünfte Leitlinie umgesetzt werden. Hinzu kommt ein Grundsatz, 
der sich allgemein dem Schutz der Meeresumwelt annimmt. So wichtig der Rückbau von Offshore-
Windenergieanlagen sein mag, um die Meeresflächen für zukünftige Nutzungen nicht einzuschränken, und so 
sinnvoll die gezielte Steuerung von Anlagen innerhalb der Natura-2000-Gebiete sein mag – die Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen in der AWZ kann damit nicht gewährleistet werden. Höhenbegrenzungen dienen 
zudem nur der Vermeidung optischer Umweltbeeinträchtigungen. Der Grundsatz Schutz der Meeresumwelt kann 
bei einer Abwägung unterliegen, da er nur eine Berücksichtigungspflicht auslöst. Gerade die Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen in der AWZ kann nur durch den Ausschluss von ökologisch sensiblen Gebieten, 
wie beispielsweise der Brutstätten von Meeressäugern, gelingen. Einschlägig für eine erfolgreiche Umsetzung 
der fünften Leitlinie wäre also das Ziel Vorranggebiete Windenergie. Dieses Ziel müsste allerdings um die 
Möglichkeit erweitert werden, auch Ausschlussgebiete oder Vorranggebiete mit außergebietlichem Ausschluss 
festzulegen. Die rechtliche Grundlage hierfür besteht durch § 17 Abs. 3 Satz 2 ROG.  
III.3.3.5 Bewertung der räumlichen Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
durch die Ziele der Raumordnung  
Das Erfordernis der räumlichen Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ kann 
direkt aus der zweiten und fünften Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ abgeleitet werden, die eine 
„geordnete Raumentwicklung“305 und die „Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen“306 fordern. Beides ist nur 
möglich, wenn die zur Verfügung stehenden Instrumente, in diesem Fall die Ziele der Raumordnung, dazu 
genutzt werden, den Raum zu ordnen. Dies ist in der derzeitigen Planungspraxis nur sehr bedingt der Fall. Die 
reine Ausweisung von Vorranggebieten, denen kraft Gesetzes keine Ausschlusswirkung zukommt307, bedeutet 
eine Positivplanung für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ. Sie bringt in diesem Fall zwar Vorteile für 
                                                          
305 Raumordnungspläne für die deutsche AWZ (2009). 
306 Raumordnungspläne für die deutsche AWZ (2009). 
307 Vgl. GOPPEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar), § 8, Rn. 73. 
69 
 
Investoren und Projektentwickler der Offshore-Wind-Branche und beinhaltet sehr wohl einen Ordnungsaspekt, 
weil sie die Verwirklichung eines höchst raum- und umweltrelevanten Belangs jedenfalls dort in Form von 
Vorranggebieten privilegiert, wo sie nach vorangegangener Gewichtung und Schlussabwägung aller 
konkurrierenden Belange am ehesten vertretbar ist. Aber, es sind auch Gebiete festzulegen, wo die Offshore-
Windenergienutzung ausgeschlossen ist. Andernfalls werden andere Nutzungsbelange möglicherweise 
benachteiligt und insbesondere ökologische Belange vernachlässigt, denen durch das Fehlen von Tabuflächen 
nicht ausreichend Rechnung getragen werden kann.  
Um den Belang der Offshore-Windenergienutzung an bestimmten Stellen im Planungsraum auszuschließen, gibt 
es gemäß § 8 Abs. 7 ROG drei Möglichkeiten. Die erste Möglichkeit umfasst die Festlegung von 
Eignungsgebieten (§ 8 Abs. 7 Nr. 3 ROG). Diese attestieren dem Belang, dass innergebietlich andere 
raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, schließen ihn aber an anderer Stelle im Planungsraum aus. Im 
Fall der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist dieser weitläufige Ausschluss nicht zielführend. Die 
Offshore-Windenergienutzung soll ja an mehreren Stellen in der AWZ stattfinden, sie ist bereits an mehreren 
Stellen im Planungsraum mit einem Vorrang belegt. Sinnvoller wäre die zweite Möglichkeit des Ausschlusses. Sie 
besteht darin, Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten festzulegen. Ausdrücklich ist diese 
Verbindung vom Gesetzgeber erlaubt. Sie hat zur Folge, dass die mit dem Vorrang belegte Funktion oder 
Nutzung innergebietlich andere raumbedeutsamen Nutzungen ausschließt, sowie diese mit den vorrangigen 
Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. Außergebietlich ist diese innergebietlich vorrangige Funktion 
oder Nutzung dann ausgeschlossen308.  
Darüber hinaus können auch eigene Ausschlussgebiete festgelegt werden. Ausschlussgebiete sind im § 8 Abs. 7 
ROG nicht explizit legal definiert. Jedoch ist der Katalog von Gebietsfestlegungen in Abs. 7 nicht abschließend. 
Die Länder haben die Möglichkeit, weitere im Bundesrecht nicht geregelte Typen gebietsscharfer Festlegungen 
landesrechtlich einzuführen309. GOPPEL (2010) bestätigt, dass es sich bei den Ausschlussgebieten um eine 
zulässige Neuerfindung handelt310. Somit steht es dem Bund frei, in der AWZ Ausschlussgebiete für die Offshore-
Windenergienutzung festzulegen. Sie sind allerdings nur bei vorausgehender Abwägung zulässig.  
Welche Art des Ausschlusses des Belangs der Offshore-Windenergienutzung an bestimmten Stellen in der AWZ 
gewählt wird, Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten oder eigene Ausschlussgebiete, ist nicht 
entscheidend. Entscheidend ist, dass es im Ergebnis des Planungsprozesses in ausreichendem Umfang Stellen 
in der AWZ gibt, die von der äußerst raumrelevanten Offshore-Windenergienutzung freigehalten werden. 
 
Abgesehen von der Unverzichtbarkeit des Ordnungsaspekts im Lichte des Erfordernisses der räumlichen 
Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung für eine Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
(fünfte Leitlinie zur räumlichen Entwicklung der AWZ) und für eine geordnete Raumentwicklung (zweite Leitlinie 
                                                          
308 Vgl. GOPPEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 8, Rn. 73 – 74. 
309 Vgl. GOPPEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 8, Rn. 71. 
310 Vgl. GOPPEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 8, Rn. 72. 
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zur räumlichen Entwicklung der AWZ) stellt sich die Frage, ob die bestehende Planungspraxis die 
Raumordnungspläne für die deutsche AWZ als solche angreifbar macht. Werden die Raumordnungspläne für die 
deutsche AWZ ihrem Charakter als Raumordnungspläne überhaupt gerecht? 
 § 1 Abs. 1 ROG bezeichnet die Raumordnungspläne als wesentliche Instrumente der Raumordnung zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes. Raumordnungspläne sind als 
überörtliche, überfachliche und zusammenfassende Planwerke definiert. Ihre Aufgaben umfassen im 
Wesentlichen drei Aspekte: 
- Abstimmung der unterschiedlichen Anforderungen an den Raum (Koordinierungsauftrag) 
- Ausgleich der auftretenden Konflikte (Ausgleichsauftrag) 
- Treffen von Vorsorge und Offenhalten von Optionen (Vorsorgeauftrag)311 
RUNKEL (2010) unterscheidet dabei zwei Arten der Abstimmung. Die raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen sind untereinander abzustimmen. Diese Abstimmungsrichtung kommt besonders dann zum Tragen, 
wenn Planungen und Maßnahmen in räumlicher Nähe durchgeführt werden312. Gerade für den begrenzten Raum 
der AWZ trifft dies zu. Die Abstimmung der einzelnen konkurrierenden Nutzungsansprüche untereinander ist 
notwendig, um die knappen Flächen sinnvoll zu nutzen. Die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind 
nach RUNKEL (2010) aber auch noch in eine andere Richtung abzustimmen. Dies betrifft die Abstimmung mit den 
Erfordernissen der Raumordnung. Die Raumverträglichkeit eines Vorhabens ist abhängig von der 
Übereinstimmung mit den Festlegungen im maßgeblichen Raumordnungsplan313.  
Die Raumordnungspläne für die deutsche AWZ müssen ihren Koordinierungs-, Ausgleichs- und Vorsorgeauftrag 
in einem besonders herausfordernden Umfeld erfüllen. Sie beplanen mit der AWZ einen Raum, der durch die 
zahlreichen Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen, die innerhalb seiner engen Grenzen 
aufeinanderprallen, unter starkem Druck steht. Vor dem Hintergrund dieser speziellen Situation in der AWZ, muss 
infrage gestellt werden, ob die Raumordnungspläne mit der Ausweisung von Vorranggebieten den von RUNKEL 
(2010) postulierten Aspekten gerecht werden. Die Abstimmung der unterschiedlichen Anforderungen an den 
Raum dürfte durch die vorhandenen Ziele und Grundsätze der Raumordnung befriedigend gelingen. Mithilfe der 
Vorranggebiete koordinieren die Raumordnungspläne besonders raumrelevante Nutzungen in der AWZ. Ein 
Ausschluss von Gebieten ist hierbei nicht zwingend erforderlich. Anders sieht es beim Ausgleichsauftrag aus. Um 
auftretende Konflikte auszugleichen, ist es erforderlich, Nutzungen an bestimmte Stellen im Raum auch 
auszuschließen. Dies gilt insbesondere für die AWZ, wo starke Nutzungskonflikte auftreten. Vor allem 
Schutzanforderungen laufen ansonsten Gefahr, zu kurz zu kommen. Das Treffen von Vorsorge und Offenhalten 
von Optionen wird durch eine Positivplanung erheblich erschwert. Ohne den Ausschluss von Gebieten können 
diese nur schwer von bestimmten Nutzungen freigehalten werden. Gerade vor dem Hintergrund des starken 
                                                          
311 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 82 - 92, sowie DOMHARDT ET AL 
(2011), S. 233. 
312 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 83. 
313 Vgl. RUNKEL (2010) in SPANNOWSKY, RUNKEL, GOPPEL, ROG (Kommentar) 2010, § 1, Rn. 84. 
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Nutzungsdrucks, der die AWZ kennzeichnet. Die derzeitigen Raumordnungspläne für die deutsche AWZ erfüllen 
die Aufgaben von Raumordnungsplänen gemäß § 1 Abs. 1 ROG daher nur ansatzweise. 
In den ersten Entwürfen der Raumordnungspläne für die deutsche AWZ war anscheinend auch ein Ausschluss 
der Offshore-Windenergienutzung im Planungsraum vorgesehen. Dieser ist bekanntermaßen letztlich aber nicht 
erfolgt. Verschiedene Verbände sowie die Stiftung der Deutschen Wirtschaft zur Nutzung und Erforschung der 
Windenergie auf See sprechen von einer geplanten „Ausschlusswirkung der der raumordnerisch festgelegten 
Vorranggebiete“314 und begrüßen die Entscheidung gegen diese als „eine Entscheidung für weitere 
Projektplanungen“315. Auch der Vorstandsvorsitzende der Stiftung Offshore-Windenergienutzung hat sich im 
Vorfeld der Entwicklung der deutschen Raumordnungspläne für die AWZ für die Streichung der 
„Ausschlusswirkung der Vorranggebiete“316 in der AWZ stark gemacht. KUHBIER (2008) begründete seine 
Forderung damit, dass eine pauschale Ausschlusswirkung nicht sachgerecht sei und erst erfolgen dürfe, wenn 
die energiepolitischen Ziele der Bundesregierung erreicht seien317. Abgesehen davon, dass dies hieße, dass eine 
fachgerechte Planung erst dann stattfinden dürfte, wenn sich der maßgebliche Belang voll durchgesetzt hätte, 
gibt es die Gebietsfestlegung „Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung“ nicht. Gemeint ist vermutlich die 
Festlegung von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungsgebieten (§ 8 Abs. 7 ROG)318. Auch BUCHHOLZ 
(2008) spricht sich gegen eine Ausschlusswirkung der Ziele der Raumordnung an anderer Stelle des 
Planungsraums aus, wie es ursprünglich im Entwurf des Raumordnungsplans der AWZ vorgesehen war. Die in 
den Entwürfen angeführte Argumentation für eine „aussergebietliche Ausschlusswirklung der Vorranggebiete für 
Windenergie“319 gemäß dem Leitbild der dezentralen Konzentration, sieht er als nichtig an, da in der AWZ der 
Bau einzelner, gestreuter Offshore-Windenergieanlagen aufgrund zu hoher Kosten für eigene 
Versorgungsplattformen und Elektrokabelanschlüsse zu den Einspeisepunkten an Land, nicht zu befürchten 
sei320. Die Argumentation von BUCHHOLZ (2008) scheint insofern fragwürdig, als die Aufgaben von 
Raumordnungsplänen einen mittel- bis langfristigen Charakter haben321. Die Entwicklung finanzieller Kosten ist 
mitunter kurzfristigen Veränderungen unterworfen. Gerade bei neuen Technologien, denen die Offshore-
Windenergienutzung ohne Zweifel zuzuordnen ist, kann es zu raschen preislichen Veränderungen kommen. Das 
Leitbild der dezentralen Konzentration sorgt für eine langfristige Sicherung des Raums. 
Die Einführung einer marinen Raumordnung hat zu einer deutlichen Erhöhung der Steuerbarkeit des Ausbaus 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ geführt. Insbesondere die nach § 17 Abs. 3 Satz 2 ROG zur 
                                                          
314 STIFTUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT ZUR NUTZUNG UND ERFORSCHUNG DER WINDENERGIE AUF SEE (2009), S. 3. 
315 STIFTUNG DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT ZUR NUTZUNG UND ERFORSCHUNG DER WINDENERGIE AUF SEE (2009), S. 3. 
316 KUHBIER (2008), S. 11. 
317 Vgl. KUHBIER (2008), S. 11. 
318 Siehe oben, S. 67. 
319 Auch hier sind vermutlich Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten gemeint. 
320 Vgl. BUCHHOLZ (2008), S. 15. 
321 Zur Langzeitverantwortung der Raumordnung auch ERBGUTH (2011), S. 122 ff. 
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Verfügung stehenden Gebietsfestlegungen eignen sich in hohem Maße zur Sicherstellung einer nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Meeresflächen in der AWZ. Die Möglichkeiten des 
Instrumentariums der Raumordnung werden in der Planungspraxis allerdings nicht ausgeschöpft. Somit sind 
zwar planungsrechtliche Voraussetzungen für eine raumverträgliche Steuerung des Ausbaus vorhanden, die 
planungspraktische Ausgestaltung bleibt aber hinter den rechtlichen Möglichkeiten und Notwendigkeiten zurück. 
Die Möglichkeit, auch einen Ausschluss der Offshore-Windenergienutzung festlegen zu können, war überhaupt 
der Auslöser für das Tätigwerden des Gesetzgebers auf Anstoß des Rechtsausschusses der MKRO322.  
III.3.3.6 Ausblick: Ausschreibungsoption für die Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
In ihrem ersten Monitoring-Bericht „Energie der Zukunft“323 zum Umsetzungsstand energiepolitischer 
Maßnahmen kündigt die Bundesregierung im Jahr 2012 an, mittelfristig eine Ausschreibungsoption für Wind-
Offshore324 zu prüfen. Durch ein staatliches Vergabeverfahren, im Zuge dessen der Zuschlag auf den 
wirtschaftlichsten Bieter erteilt werden kann, erhöht sich der Wettbewerb unter den Investoren und Projektieren. 
Dies kann die Kosten der Offshore-Windenergienutzung drücken. Die Offshore-Technologie ist nach wie vor 
relativ teuer. Die alleinige Förderung mittels einer Einspeisevergütung vermag nicht schnell genug Skaleneffekte 
zu erzielen, die zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit dieser Technologie führen.  
Die Einführung einer Ausschreibungsoption für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung könnte auch 
weitreichende Auswirkungen auf die räumliche Steuerung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ haben – 
wenn nicht nur Kapazitäten, sondern auch Flächen mit ausgeschrieben würden. Dies hätte ein Umschwenken 
vom Modell der freien Standortwahl325 hin zu einer staatlichen Vergabe von Flächen für die Errichtung und den 
Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen zur Folge und würde die Steuerung der Offshore-Windenergienutzung 
in der AWZ merklich erhöhen. Der Staat könnte gezielt die Flächen auswählen, die sich aus raumordnerischer 
Sicht am besten für die Offshore-Windenergienutzung eignen. Gerade bei einem solchen Ausschreibungsmodell 
wäre es von entscheidender Bedeutung, dass die Raumordnung im Vorfeld ökologisch sensible Flächen von der 
Offshore-Windenergienutzung ausschließt. Die Kombination einer staatlichen Vergabe der Flächen für die 
Offshore-Windenergienutzung mit einer marinen Raumordnung, die nicht nur aus einer reinen Positivplanung 
besteht, wäre dann besonders gut geeignet, eine nachhaltige Entwicklung der AWZ zu gewährleisten.  
                                                          
322 Vgl. Gespräch mit dem ehem. Leiter der Abteilung Landesentwicklung im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, und ehem. Vorsitzenden des Rechtsausschusses der MKRO sowie Leiter des 
Fachgebiets Raumordnung und Landesplanung an der Universität Augsburg am 08.08.2013. 
323 Zu beziehen unter: www.bmwi.de/DE/Themen/Energiewende/monitoring-prozess,did=484958.html (21.01.2013) 
324 BMWI, BMU (2012). 
325 In der derzeitigen Situation mit einer marinen Raumordnung, die eine reine Positivplanung darstellt, kann die 
Standortwahl durchaus als „frei“ bezeichnet werden. Diese Formulierung berücksichtigt nicht die Restriktionen, die durch 
Ausschlussgebiete aufgrund von Naturschutzvorgaben etc. bestehen.  
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III.3.3.7 Evaluierung und Fortschreibung der Raumordnungspläne für die deutsche AWZ aus dem Jahr 
2009 
Im Energiekonzept der Bundesregierung aus dem Jahr 2010 wurde die Evaluierung der Raumordnungspläne für 
die deutsche AWZ angekündigt. Anfang des Jahres 2013 ist der unter der Federführung des BMVBS erstellte 
Bericht über die Evaluierung der Raumordnungspläne des Bundes für die ausschließliche Wirtschaftszone in der 
Nordsee und in der Ostsee erschienen.  
Der Bericht über die Evaluierung der Raumordnungspläne des Bundes für die ausschließliche Wirtschaftszone in 
der Nordsee und in der Ostsee kommt zu der grundsätzlichen Einschätzung, dass sich die aktuellen 
Raumordnungspläne als sachgerecht und ausgewogen erwiesen hätten326. Sie würden den einzelnen Nutzungen 
und Funktionen in der AWZ jetzt und in absehbarer Zukunft gerecht. Fortschreibungsbedarf entstehe in erster 
Linie durch den mittelfristig erhöhten Flächenbedarf der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ einschließlich 
deren Netzanbindung. Um das Ziel des Energiekonzepts der Bundesregierung aus dem Jahr 2010 von 25.000 
Megawatt installierter Offshore-Windenergieleistung bis zum Jahr 2025 zu erreichen, sollten weitere 
Vorranggebiete für die Offshore-Windenergienutzung sowie mögliche Trassenkorridore für die Netzanbindungen 
identifiziert werden327. Dabei geht das BMVBS allerdings abweichend vom Energiekonzept der Bundesregierung 
davon aus, dass bis zum Jahr 2025 nur 12.000 Megawatt Offshore-Windenergieleistung installiert sein werden. 
Gleichzeitig heißt es, die aktuellen Raumordnungspläne für die deutsche AWZ in der Nordsee und in der Ostsee 
würden – zusammen mit den schon bestandskräftig genehmigten Offshore-Windenergieanlagen außerhalb der 
raumordnerischen Vorranggebiete – bereits heute ca. 12.000 Megawatt Offshore-Windenergieleistung sichern328. 
Obgleich der hier angenommene prognostizierte Wert von 12.000 Megawatt bis zum Jahr 2025 weitaus 
realistischer erscheint, als der im Jahr 2010 veröffentlichte Wert von 25.000 Megawatt, dürfte ein 
argumentatorischer Widerspruch bestehen. Der Bericht über die Evaluierung der Raumordnungspläne des 
Bundes für die ausschließliche Wirtschaftszone in der Nordsee und in der Ostsee stellt an mehreren Stellen 
deutlich heraus, dass eine Fortschreibung nur aufgrund des mittelfristig erhöhten Flächenbedarfs der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ und deren Netzanbindung nötig sei. Gleichzeitig würden die aktuellen Pläne 
aber den bis zum Jahr 2025 prognostizierten Ausbau der Offshore-Windenergienutzung sichern. Wenn man 
weiterhin davon ausgeht, dass neue Nutzungskonflikte derzeit „nicht in dem Maße messbar“ seien, dass eine 
„raumplanerische Koordinierung zielführend wäre“329, stellt sich die Frage, warum überhaupt fortgeschrieben 
werden muss. Auf mögliche Defizite der Raumordnungspläne, wie die schwache Ausgestaltung des 
Ordnungsaspekts der Raumordnung in der AWZ geht der Bericht indes nicht ein. Es wird in diesem 
Zusammenhang auch nur die Koordinierungsfunktion der Raumordnungspläne hervorgehoben. Einen Hinweis 
auf Beweggründe politischer Art liefert folgender Schlusssatz: „Nachdem bis Mitte Oktober 2012 erst 35 
                                                          
326 Vgl. BMVBS (2013), Vorwort.  
327 Vgl. BMVBS (2013), Anlage 2. 
328 Vgl. BMVBS (2013), S. 30. 
329 Vgl. BMVBS (2013), S. 31. 
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Windkraftanlagen fertiggestellt wurden, setzt die Bundesregierung bei der Fortschreibung der 
Raumordnungspläne voraus, dass die Wirtschaft nunmehr ihren Ankündigungen nachkommt und zügig den Bau 
der Offshore-Windkraftanlagen realisiert“330. Dieser klare Appell an die Wirtschaft legt die Vermutung nahe, dass 
die Fortschreibung der Raumordnungspläne für die deutsche AWZ einer rein politischen Entscheidung 
nachkommt und sich nicht aus den Ergebnissen der Evaluierung ableitet. Nur so sind die offensichtlichen 
argumentatorischen Widersprüche im Bericht erklärbar. Die Fortschreibung der Raumordnungspläne für die AWZ 
ist als Ausdruck des politischen Willens zum Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu sehen. 
Eine politische Begründung für die Entscheidung zur Fortschreibung der Raumordnungspläne der AWZ wäre 
tragbar, wenn inhaltliche Verbesserungsmöglichkeiten ernsthaft geprüft würden. Eine Auseinandersetzung mit 
den Schwächen der aktuellen Raumordnungspläne für die AWZ ist im Rahmen der jüngsten Evaluierung nicht 
hinreichend erfolgt. Dadurch wird die Chance einer Nachbesserung hin zu einer stärkeren räumlichen Steuerung 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ vertan.  
III.3.4 Zusammenfassung 
Die deutsche AWZ in der Nordsee und Ostsee nimmt etwa ein Zehntel der Fläche der Bundesrepublik ein. Auf 
diesen Meeresflächen befinden sich derzeit rund 6.600 Offshore-Windenergieanlagen im Zulassungsverfahren. 
Dabei bleibt der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung hinter den Zielen der Bundesregierung von 25.000 
Megawatt installierter Leistung bis zum Jahr 2030 deutlich zurück. Der Nutzungsdruck auf die knappen Flächen 
wird künftig noch zunehmen. 
Im Zuge des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung ist die Notwendigkeit einer gezielten Ordnung, 
Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen in der deutschen AWZ offen zu Tage getreten. 
Um Nutzungskonflikte zu entschärfen und eine nachhaltige Entwicklung in der AWZ zu ermöglichen, hat sich der 
deutsche Gesetzgeber daher im Jahr 2004 für die Einführung einer marinen Raumordnung entschieden, den 
Geltungsbereich des bis dahin terrestrischen ROG auf die AWZ ausgedehnt und dem Bund somit erstmals in der 
Geschichte der Raumordnung die Möglichkeit eingeräumt, Ziele der Raumordnung aufzustellen. Die 
Zuständigkeit für die AWZ obliegt gemäß SRÜ331 dem Bund. Federführend für die marine Raumordnung ist seit 
dem Jahr 2004 das BMVBS. Ermächtigt durch § 17 Satz 3 ROG hat das BSH als nachgeordnete Behörde im 
Jahr 2009 verbindliche Raumordnungspläne für die AWZ der Nord- und Ostsee aufgestellt, die sowohl 
allgemeine Leitlinien als auch Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die AWZ enthalten.  
Beim Zulassungsregime für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen hat der 
Gesetzgeber im Jahr 2012 eine wesentliche Änderung vorgenommen. Rechtsgrundlage bei der Entscheidung 
über die Zulässigkeit von Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ ist die SeeAnlV. Mit Inkrafttreten der 
                                                          
330 Vgl. BMVBS (2013), S. 36. 
331 Neben der Zuständigkeitsfrage lehnt sich auch die materielle Ausgestaltung der marinen Raumordnung an das SRÜ an. 
So bewegt sich die marine Raumordnung in Deutschland innerhalb der vom SRÜ auferlegten materiellen Grenzen. Siehe 
oben, S. 12. 
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Seeanlagen-NeuregelungsVO am 31.01.2012 wurde die ehemals gebundene Genehmigungsentscheidung332 
durch eine Planfeststellungsentscheidung ersetzt. Letztere stellt eine Ermessensentscheidung dar. Im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens findet eine Abwägung aller vom Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 
Belange statt. Insbesondere die Erfordernisse der Raumordnung finden hier Eingang (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ROG).  
Neben der Aufstellung der Raumordnungspläne für die AWZ und der Durchführung der seeanlagenrechtlichen 
Planfeststellungsverfahren liegt auch die Erstellung eines Offshore-Netzentwicklungsplans im Aufgabenbereich 
des BSH. 
Mit der marinen Raumordnung nach § 17 ROG verfügt der Bund über das Instrumentarium für eine wirksame 
räumliche Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der deutschen AWZ. Insbesondere durch 
die Festlegung von verbindlichen Vorrang-, Vorbehalts- und Ausschlussgebieten in der AWZ können 
Nutzungskonflikte entschärft und Schutzanforderungen erfüllt werden. Dieses Instrumentarium entfaltet seine 
Wirksamkeit aber nur, wenn es auch sachgerecht angewendet wird. Im Moment ist das Potenzial der 
Raumordnung zur nachhaltigen Entwicklung der Meeresflächen in der deutschen AWZ bei weitem nicht 
ausgeschöpft.  
Bislang weisen die Raumordnungspläne für die AWZ nur Vorranggebiete für den in hohem Maße raumrelevanten 
Belang der Offshore-Windenergienutzung aus. An keiner Stelle des Planungsraums findet ein Ausschluss statt. 
Dies bedeutet eine Positivplanung für die Offshore-Windenergienutzung, die mit Sicherheit Vorteile für Investoren 
und Projektentwickler der Offshore-Wind-Branche mit sich bringt. Auch beinhaltet diese Positivplanung sehr wohl 
einen Ordnungsaspekt, weil sie die Verwirklichung eines höchst raum- und umweltrelevanten Belangs jedenfalls 
dort inForm von Vorranggebieten privilegiert, wo sie nach vorangegangener Gewichtung und Schlussabwägung 
aller konkurrierenden Belange am ehesten vertretbar ist. Aber es sind auch Gebiete festzulegen, wo die 
Offshore-Windenergienutzung ausgeschlossen ist. Andernfalls werden andere Nutzungsbelange möglicherweise 
benachteiligt und insbesondere ökologische Belange vernachlässigt, denen durch das Fehlen von Tabuflächen 
nicht ausreichend Rechnung getragen werden kann. 
Die Raumordnungspläne für die deutsche AWZ müssen ihren Koordinierungs-, Ausgleichs- und Vorsorgeauftrag 
in einem besonders herausfordernden Umfeld erfüllen. Sie beplanen mit der AWZ einen Raum, der durch die 
zahlreichen Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen, die innerhalb seiner engen Grenzen 
aufeinanderprallen, unter starkem Druck steht. Vor dem Hintergrund dieser speziellen Situation in der AWZ muss 
festgestellt werden, dass die derzeitigen Raumordnungspläne für die deutsche AWZ die Aufgaben von 
Raumordnungsplänen gemäß § 1 Abs. 1 ROG nur ansatzweise erfüllen. 
Die Einführung einer marinen Raumordnung hat zu einer deutlichen Erhöhung der Steuerbarkeit des Ausbaus 
der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ geführt. Insbesondere die nach § 17 Abs. 3 Satz 2 ROG zur 
                                                          
332 Versagungsgründe für die Erteilung der Genehmigung zur Offshore-Windenergienutzung nach SeeAnlV a.F.: 
Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, Gefährdung der Meeresumwelt, Entgegenstehen von 
Erfordernissen der Raumordnung (Beachtung der Ziele und Berücksichtigung der Grundsätze der Raumordnung) oder 
sonstigen überwiegenden öffentlichen Belangen (Rohstoffsicherung, Landesverteidigung und Fischerei). Vgl. BSH (2012b).  
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Verfügung stehenden Gebietsfestlegungen eignen sich in hohem Maße zur Sicherstellung einer nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Meeresflächen in der AWZ. Die Möglichkeiten des 
Instrumentariums der Raumordnung werden in der Planungspraxis allerdings nicht ausgeschöpft. Somit sind 
zwar planungsrechtliche Voraussetzungen für eine raumverträgliche Steuerung des Ausbaus vorhanden, die 
planungspraktische Ausgestaltung bleibt aber hinter den rechtlichen Möglichkeiten und Notwendigkeiten zurück. 
Die Möglichkeit, auch einen Ausschluss der Offshore-Windenergienutzung festlegen zu können, war überhaupt 
der Auslöser für das Tätigwerden des Gesetzgebers auf Anstoß des Rechtsausschusses der MKRO333.  
Umso erstaunlicher ist es, dass der erste Bericht über die Evaluierung der Raumordnungspläne des Bundes für 
die ausschließliche Wirtschaftszone in der Nordsee und in der Ostsee aus dem Jahr 2013 zu der grundsätzlichen 
Einschätzung kommt, dass sich die aktuellen Raumordnungspläne als sachgerecht und ausgewogen erwiesen 
hätten. Eine hinreichende Auseinandersetzung mit den Schwächen der aktuellen Raumordnungspläne für die 
AWZ bleibt aus. Somit wird die Chance vertan, den Ordnungsaspekt der marinen Raumordnung im Zuge der 
anstehenden Fortschreibung der Raumordnungspläne für die AWZ stärker zum Tragen zu bringen.  
Wie sich die von der Bundesregierung angekündigte Ausschreibungsoption für die Offshore-Windenergienutzung 
auf die räumliche Situation in der AWZ auswirken wird, ist noch nicht abzuschätzen. Falls von staatlicher Seite 
aus Flächen für die Ausschreibung ausgewählt werden, ist grundsätzlich eine stärkere räumliche Steuerung des 
Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung möglich. 
Die Raumordnung bietet nicht nur geeignete, etablierte Instrumente für eine nachhaltige räumliche Ordnung, 
Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen in der AWZ, es ist auch ihre ureigene Aufgabe, verschiedene 
Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen an den Raum in Einklang zu bringen.  
So scheint derzeit bezüglich der AWZ weniger der Gesetzgeber gefordert, als vielmehr die praktizierende 
Raumordnung des Bundes, jene Aufgaben tatsächlich fachgerecht wahrzunehmen, die ihr mit der Übertragung 
einer Raumordnungskompetenz für die AWZ zugewachsen sind.  
III.4 Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Belgien 
III.4.1 Grundlagen 
III.4.1.1 Ausdehnung der belgischen AWZ 
Die Proklamierung der belgischen AWZ erfolgte im Jahr 1999334. Die vergleichsweise kurze Küstenlinie Belgiens 
von 66 Kilometern335 korrespondiert mit der relativ geringen Fläche der AWZ am Nordost-Ausgang des 
                                                          
333 Vgl. Gespräch mit dem ehem. Leiter der Abteilung Landesentwicklung im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, und ehem. Vorsitzenden des Rechtsausschusses der MKRO sowie Leiter des 
Fachgebiets Raumordnung und Landesplanung an der Universität Augsburg am 08.08.2013. 
334 The Belgian EEZ Act of 1999. Vgl. UNESCO (2012a). 
335 Vgl. MUMM (2012b). 
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Ärmelkanals von 3.453 Quadratkilometern336. Mit über 300.000 Schiffen337, die jährlich die belgische AWZ 
durchkreuzen, gehören die enthaltenen Schifffahrtsrouten zu den am häufigsten frequentierten der Welt.  
Abbildung 9) Belgische AWZ 
 
Quelle: MUMM (2012a). 
III.4.1.2 Ausbaustand der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Die Offshore-Windenergienutzung beschränkt sich auf die für die erneuerbare Energiegewinnung vorgesehene 
Zone d’énergie renouvelable, die sich größtenteils auf den Bereich der AWZ erstreckt, zum Teil aber auch im 
Küstenmeer liegt. Die Zone d’énergie renouvelable hat eine Ausdehnung von ca. 240 Quadratkilometern und 
beherbergt 3 große Sandbänke338, auf denen die ersten Offshore-Windenergieanlagen errichtet wurden.  
Bis Ende des Jahres 2012 sind 91 Offshore-Windenergieanlagen errichtet worden, die eine installierte Leistung 
von 380 Megawatt bereitstellen339. Der größte im Bau befindliche Offshore-Windpark ist Thornton Bank. Seit dem 
Jahr 2009 ist er in der ersten Ausbaustufe mit 30 Megawatt Leistung in Betrieb. Im März 2012 erfolgte in 
Thornton Bank die Installation der bis dahin leistungsstärksten Offshore-Turbine der Welt. Ihre Leistung beträgt 
                                                          
336 Vgl. PAULY (2011). 
337 Vgl. MUMM (2012b). 
338 Thorntonbank, Lodewijkbank und Bligh Bank. Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA 
CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), Annexe 1, S. 11. 
339 Vgl. L’APERE (2012). 
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6,15 Megawatt. Insgesamt 48 Turbinen dieses Typs sollen folgen. Thornton Bank wäre damit der größte 
Offshore-Windpark in Europa340. 
III.4.1.3 Politische und wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in Belgien 
Der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch liegt derzeit (Stand 2012) in Belgien bei 
etwa 5 Prozent. Bis zum Jahr 2020 sehen die Vorgaben der EU eine Steigerung dieses Anteils auf 13 Prozent 
vor341. Der Nationaal actieplan voor hernieuwbare energie342 der belgischen Regierung aus dem Jahr 2010, der 
nationale Aktionsplan für erneuerbare Energien, setzt bis zum Jahr 2020 das Ziel eines Anteils der erneuerbaren 
Energien an der Bruttostromerzeugung von 21 Prozent343. In den belgischen Meeresgebieten sollen bis zum Jahr 
2020 2 Gigawatt Offshore-Wind-Leistung installiert sein344. Das Ausbaupotenzial ist aufgrund des bereits hohen 
Ausbaugrads und geringen Flächenausmaßes der belgischen Meeresgebiete vergleichsweise gering. Bei einem 
weiteren Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ ist die Verschärfung von Nutzungskonflikten 
vorprogrammiert. Belgien sieht sich auf Platz 4 in Europa, was die installierte Offshore-Leistung angeht (Stand 
2013)345. Nach Angaben der belgischen Regierung sind 1.376 Personen (Stand 2013) in der Offshore-Wind-
Branche beschäftigt. Hinzu kommen Beschäftigte der Zulieferindustrie und des Dienstleistungssektors, die der 
Branche indirekt zuzuordnen sind und ihre wirtschaftliche Bedeutung verstärken346.  
III.4.1.4 Energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen 
Aufgrund der hohen Komplexität der Förderinstrumente für erneuerbare Energien in Belgien, die der 
administrativen Gliederung geschuldet ist, soll hier nur auf die Grundzüge des Fördersystems hingewiesen 
werden.  
Zur Förderung der erneuerbaren Energien bestehen sowohl auf föderaler, als auch auf regionaler Ebene 
Mengenregelungen in Gestalt von Quotenverpflichtungen. Die Stromlieferanten unterliegen der Verpflichtung, 
anhand von Zertifikaten nachzuweisen, dass ein gesetzlich bestimmter, kontinuierlich steigender Anteil des von 
ihnen gelieferten Stroms aus erneuerbaren Energien stammt. Der Mindestpreis pro Zertifikat ist dabei staatlich 
garantiert347. Die Kosten dieser Mengenregelung tragen die belgischen Verbraucher, auf die die Kosten im 
                                                          
340 Vgl. BMWI (2013). 
341 Vgl. BMWI (2013). 
342 In englischer Fassung zu beziehen unter: http://ec.europa.eu/energy/renewables/action_plan_en.htm (21.05.2013). 
343 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2012), S. 10. 
344 Vgl. MAES (2012), S. 14. 
345 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 62. 
346 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 62. 
347 Der Mindestpreis für Zertifikate offshore erzeugten Windstroms beträgt bis 216 Megawatt installierte Leistung 107 Euro 




Rahmen energiewirtschaftlicher Grundsätze umgelegt werden dürfen. Es besteht ein Einspeisevorrang für Strom 
aus erneuerbaren Energien348. Die Förderung der Offshore-Windenergienutzung erfolgt ausschließlich auf der 
föderalen Ebene. Zuständige Behörde für die Ausgabe der Zertifikate ist die Commission de Régulation de 
l’Électricité et du Gaz (CREG). Auch steuerliche Begünstigungen sind Teil des belgischen Fördersystems für 
erneuerbare Energien349.  
Konkrete Maßnahmen, die als Anreiz für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in den belgischen 
Meeresgebieten getroffen werden, sind die Einrichtung von Zonen für die Offshore-Windenergienutzung, die 
Vergabe von Konzessionen für die Stromerzeugung an einem bestimmten Standort, die Vergabe von Zertifikaten 
für den erneuerbar produzierten Strom sowie eine Bezuschussung der Netzanschlusskosten einer Offshore-
Windenergieanlage350. Die Kosten für den Netzanschluss trägt grundsätzlich der Anlagenbetreiber351. 
III.4.2 Planungsrechtlicher Umgang 
Die Entwicklung eines Systems für das nachhaltige räumliche Management der knappen Flächen der belgischen 
AWZ ist ohne Vorhandensein eines planungspraktischen Rahmens von statten gegangen352. Anders als 
beispielsweise in Deutschland, wo die materiellen Raumordnungspläne erst einige Jahre nach Schaffung eines 
gesetzlichen Rahmens  erstellt wurden.  
III.4.2.1 Behördliche Zuständigkeit 
Die behördliche Zuständigkeit für Offshore-Windenergienutzung und marine Raumordnung ist in Belgien 
vergleichsweise unübersichtlich. Die unübersichtliche Struktur hat mit der komplexen administrativen Gliederung 
des Landes zu tun. Belgien besteht aus drei eigenständigen Regionen353: Région Bruxelles-Capitale, Vlaanderen 
und Wallonie. Alle drei Regionen verfügen über eine eigene Regierung, Gesetzgebung und Verwaltung. 
Zusätzlich gibt es eine nationale Regierung mit einem eigenen Verwaltungsapparat in Brüssel. Die national für 
Energie zuständige Behörde ist SPF354 Économie, PME et Energie, Direction Générale de l’Énergie. 
In der Regierung der Région Bruxelles-Capitale gibt es vier Minister, die dem Ministerpräsidenten unterstehen. 
Sie sind unter anderem für die Fachbereiche Raumordnung und Energie zuständig, verfügen aber über keinen 
eigenen ministeriellen Unterbau. Es gibt in der Région Bruxelles-Capitale nur eine oberste Verwaltungsbehörde, 
das Ministère de la Région de Bruxelles-Capitale. Dieses ist in sektorale Verwaltungseinheiten, die sog. 
Administrations, untergliedert und deckt sämtliche Fachbereiche ab. Dem für Raumordnung zuständigen Minister 
steht eine eigene Verwaltungseinheit zur Verfügung, L’Administration de l’Aménagement du Territoire et du 
                                                          
348 Vgl. RES LEGAL (2011c). 
349 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 14. 
350 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 13. 
351 Vgl. RES LEGAL (2011c). 
352 Auch DOUVERE ET AL (2006), S. 186. 
353 Die Kompetenzverteilung zwischen den Regionen regelt das Gesetz Loi spéciale de réformes institutionelles vom 
15.08.1980. 
354 SPF steht für Service publique fédérale und kann mit Föderaler Öffentlicher Dienst übersetzt werden. 
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Logement. Energiefragen werden teilweise durch die Verwaltungseinheit L’Administration de l’Économie et de 
l’Emploi abgedeckt. Zusätzlich gibt es eine Energieagentur, L’Agence Bruxelloise de l’Énergie355.  
In der Regierung Vlaanderen besteht das Kabinett des Ministerpräsidenten aus neun Ministern. Es gibt jeweils 
einen Minister für Energie und Raumordnung. Die flämische Verwaltung ist in dreizehn sektorale Departements 
aufgeteilt, denen wiederum verschiedene Agenturen untergeordnet sind. Das Departement für Umwelt, Natur und 
Energie verfügt über eine nachgeordnete Energieagentur, der Vlaamse Energieagentschap356. 
Dem Ministerpräsidenten der Regierung Wallonie unterstehen sieben Minister. Zuständig für die Bereiche 
Energie und Raumordnung ist der Ministre du Développement durable et de la Fonction publique. Es gibt zudem 
die Verwaltungseinheit L’Administration wallone de l’Énergie, die wiederum die Direction générale opérationnelle 
Aménagement du territoire, Logement, Patrimoine et Énergie mit dem Département de l’énergie et du bâtiment 
durable enthält357.  
Im Bereich Energiepolitik sind die Kompetenzen wie folgt verteilt: die nationalen Behörden sind unter anderem für 
Fragen der Kernkraft, für Speicher- und Stromnetzinfrastruktur, allgemein für Fragen der Energieerzeugung und –
transport sowie für das Vergütungssystem zuständig358. Den Regionen obliegen entsprechend die Aspekte der 
Energiepolitik, die keine national einheitliche Implementierung erfordern, wie zum Beispiel die Energieeffizienz, 
die Fernwärmeversorgung, aber auch die Aufsicht über das Stromnetz im niedrigeren Spannungsbereich359.  
Die nationalen Behörden sind indes verantwortlich für den Meeresbereich Belgiens. Der Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ fällt in ihren Zuständigkeitsbereich. Dies gilt nicht nur für Energiepolitik, sondern 
auch für marine Raumplanung und förmliche Genehmigungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb von 
Offshore-Windenergieanlagen360. 
III.4.2.2 Gesetzliche Grundlagen 
Die gesetzlichen Grundlagen für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ umfassen sowohl 
nationale Regelwerke als auch regionale Regelungen. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sollen nur die 
wichtigsten nationalen Gesetzesgrundlagen aufgeführt werden.  
Zu nennen sind die beiden Gesetze Loi du 29 avril 1999 relative à l'organisation du marché de l'électricité und Loi 
du 20 janvier 1999 visant la protection du milieu marin dans les espaces marins sous juridiction de la Belgique, 
am 20.07.2012 abgeändert in Loi visant la protection du milieu marin et l’organisation de l’aménagement des 
espaces marins sous juridiction de la Belgique. Letzteres wird künftig als Rechtsgrundlage für eine marine 
Raumordnung herangezogen werden und soll demnach in Kürze novelliert werden. Darüber hinaus existieren 
mehrere königliche Erlasse, die die Energieerzeugung in den Meeresgebieten regeln.  
                                                          
355 Vgl. RÉGION BRUXELLES-CAPITALE (2013). 
356 Vgl. VLAANDEREN (2013). 
357 Vgl. PORTAIL DE L’ÉNERGIE EN WALLONIE (2013). 
358 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 6. 
359 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 6. 




Das Genehmigungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb einer Offshore-Windenergieanlage umfasst 
mehrere einzelne Genehmigungen. Als Dauer des gesamten Genehmigungsverfahrens wird ein Zeitraum von 
vier Jahren angegeben361. So ist für den Betrieb einer Offshore-Windenergieanlage der Erhalt einer Konzession 
notwendig. Die Vergabe von Konzessionen für die Stromerzeugung obliegt dem für Energie zuständigen 
Ministerium, ausführende Behörde ist die belgische Energieregulierungsbehörde CREG. Die Baugenehmigung 
erteilt das für Meeresangelegenheiten zuständige Ministerium362. Desweiteren ist eine umweltfachliche 
Genehmigung von Nöten, die von der Management Unit of the North Sea Mathematical Models (MUMM)363 erteilt 
wird. Schließlich muss die Verlegung stromführender Seekabel genehmigt werden sowie der Netzanschluss an 
das Festland. Die Genehmigung für den Netzanschluss von Offshore-Windenergieanlagen ist bei den Behörden 
von Vlaanderen einzuholen364. Die gesamte Küstenlinie Belgiens gehört zu Vlaanderen.  
Eine Bündelung der Verfahren, wie nach deutschem Verfahrensrecht, ist in Belgien bei der Offshore-
Windenergienutzung bislang nicht vorgesehen. 
III.4.3 Planungspraktischer Umgang 
Belgien hat als erstes der in der vorliegenden Arbeit untersuchten europäischen Länder einen räumlichen Plan 
für seine Meeresgebiete aufgestellt, den sog. Masterplan Mer du Nord. Im Rahmen eines universitären 
Forschungsprojekts wurden erste Ansätze der räumlichen Planung der belgischen Meeresgebiete erarbeitet und 
der Masterplan Mer du Nord entworfen. 
III.4.3.1 GAUFRE Project 
Als die Notwendigkeit einer stärkeren Koordinierung der Nutzungsansprüche auf den knappen Flächen der 
belgischen AWZ offensichtlich wurde, hat sich die belgische Regierung im Jahr 2000 entschlossen, ein auf 
mehrere Jahre ausgelegtes wissenschaftliches Pilotprojekt ins Leben zu rufen. 
Das „GAUFRE Project – Towards a spatial structure plan for sustainable management of the North Sea“365 wurde 
in den Jahren 2003 bis 2005 an der Universität Gent durchgeführt. Forscherteams von 3 Instituten366 der 
Universität Gent sowie ein Beratungsunternehmen hatten den Auftrag erhalten, einen geeigneten methodischen 
Ansatz zur Entwicklung einer marinen Raumordnung in der belgischen AWZ zu erarbeiten. Zunächst 
beschäftigten sich die Wissenschaftler mit der Verbesserung der Datengrundlage zur Art, zur Intensität und zu 
den Wechselwirkungen der Nutzungsarten in der AWZ. Auch die Wechselwirkungen von Nutzungsansprüchen 
                                                          
361 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 25. 
362 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 66. 
363 MUMM ist Teil des Royal Belgian Institute of Natural Sciences.  
364 Vgl. FEDERAL-REGIONAL ENERGY CONSULTATION GROUP CONCERE-ENOVER (2010), S. 25. 
365 Vgl. MAES (2005), S. 6. 
366 Beteiligt waren das Maritime Institut, das Renard Center für Marine Geologie und der Lehrstuhl für Meeresbiologie. Vgl. 
MAES (2005), S. 6. 
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und Schutzerfordernissen waren Gegenstand der Untersuchung. Laut MAES (2005) gab es einen hohen 
Grundlagenforschungsbedarf, weil der bisherige Fokus wissenschaftlicher Untersuchungen eher auf einzelnen 
marinen Forschungsbereichen gelegen hatte, wie zum Beispiel der Erforschung der Seevögel367. 
Wechselwirkungen innerhalb des marinen Ökosystems wurden selten berücksichtigt. Ein bereits vorliegender 
Atlas mit der Bezeichnung „Limited Atlas of the Belgian Part of the North Sea”368 war als Datengrundlage für die 
Entwicklung einer marinen Raumordnung ebenfalls ungeeignet. Neuere Nutzungsansprüche, zu denen auch die 
Energiegewinnung zählen dürfte, blieben darin ebenso unberücksichtigt wie mögliche Konkurrenzen einzelner 
Nutzungsansprüche untereinander sowie Konflikte von Nutzungsansprüchen und Schutzerfordernissen in den 
sensiblen Meeresbereichen. Unter Einbeziehung von Stakeholdern aus den Bereichen Schifffahrt, Umweltschutz, 
Fischfang, Rohstoffförderung, Energiegewinnung, Tourismus etc. wurden im Rahmen des GAUFRE Project 
mehrere Funktionen des Meeresraums definiert, die als Grundwerte von einer Leitphilosophie für die marine 
Raumordnung in Belgien aufgegriffen werden sollten. Als besonders wichtig erachteten die Beteiligten die 
Erholungsfunktion von Meer und Küste für den Menschen, die ökologische und landschaftliche 
Schutzbedürftigkeit sowie die wirtschaftliche Funktion des Meeresraums369. Als geeigneten methodischen Ansatz 
für eine strategische, nachhaltige Planung in der AWZ haben die Wissenschaftler eine Methodik empfohlen, die 
bereits bei der terrestrischen räumlichen Planung in Vlaanderen zum Tragen kommt370. 
Auf der Grundlage der neu gewonnenen Daten, insbesondere zur aktuellen Nutzung und zu den bis dahin noch 
nicht erforschten Wechselwirkungen einzelner Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse, und dem innerhalb 
des Pilotprojekts entwickelten methodischen Ansatzes zur nachhaltigen Entwicklung der belgischen AWZ, 
entstand der erste räumliche Plan für die AWZ, der Masterplan Mer du Nord371. 
III.4.3.2 Masterplan Mer du Nord 
Der als Masterplan Mer du Nord bezeichnete räumliche Plan zur Sicherung einzelner Nutzungsbelange ist das 
Kernstück des materiellen Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in Belgien. Er bezieht sich auf das 
Küstenmeer, auf die AWZ und auf raumrelevante Aktivitäten im terrestrischen Küstenbereich, die sich auf die 
marine Umwelt auswirken könnten372.  
                                                          
367 Vgl. MAES (2005), S. 6. 
368 Vgl. MAES (2005), S. 6. 
369 FAHRENKRUG (2007), S. 22. 
370 Der raumplanerische Ansatz in Vlaanderen sieht vor, in einem ersten Schritt eine sog. Vision zu entwickeln, wie der zu 
beplanende Raum aussehen soll, welche Aufgaben er erfüllen soll etc., und dann in einem zweiten Schritt eine Strategie zu 
entwerfen, wie diese Vision Wirklichkeit werden kann. Der Prozess der Planung an sich spielt hier eine große Rolle. Eine 
gebietsscharfe, funktionale Definition des Raums wird als unnötig angesehen. Vgl. FAHRENKRUG (2007), S. 20.  
371 Weiterführende universitäre Arbeiten haben die Forschungsergebnisse des GAUFRE Project aufgearbeitet und konkrete 
Szenarien entwickelt. Zu nennen sei hier beispielsweise die Veröffentlichung „A Flood of Space“, MAES (2005), auf die in 
diesem Kapitel häufig Bezug genommen wird. 
372 Vgl. DOUVERE, EHLER (2009), S. 83. 
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Erste Überlegungen für den Masterplan Mer du Nord fanden innerhalb des GAUFRE Project ab dem Jahr 2003 
statt. Zuletzt wurde der Masterplan Mer du Nord im Jahr 2012 überarbeitet373. Zunächst kam es in den Jahren 
2003 bis 2004 zur Ausweisung von Flächen für den Abbau von Sand und Kies im Planwerk. Zur Sicherung 
dieses Nutzungsbelangs wurden ein differenziertes Zonierungssystem und eine maximale Fördermenge für einen 
Zeitraum von fünf Jahren festgelegt. Beides wurde im Jahr 2004 gesetzlich festgeschrieben374. Um die 
Planungssicherheit für Investoren der künftigen Offshore-Windenergienutzung zu erhöhen und gleichzeitig die 
Auswirkungen der Offshore-Windenergienutzung auf die Meeresumwelt möglichst gering zu halten, folgte die 
Ausweisung einer Zone für die Offshore-Windenergienutzung375. In den Jahren 2005 bis 2006 wurden Natura 
2000 Flächen identifiziert und in den Masterplan Mer du Nord aufgenommen376. Schließlich fand auch der Schutz 
mariner Denkmäler wie zum Beispiel gesunkener Schiffswracks Eingang in das Planwerk, ökologische 
Schutzzonen wurden ausgewiesen und Flächen für die Meeresforschung377 gesichert. 
Durch die zeitlich versetzt vorgenommene Sicherung einzelner sektoraler Belangen mittels Ausweisung von 
Nutzungs- und Schutzzonen hat keine gesamträumliche planerische Abwägung aller raumrelevanten Belange 
stattgefunden. Von Anfang war es aber erklärtes Ziel des Masterplan Mer du Nord, konkurrierende 
Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse räumlich aufeinander abzustimmen und Konflikte zu minimieren. Es 
darf daher durchaus die Frage gestellt werden, ob der Masterplan Mer du Nord diese Aufgabe überhaupt erfüllen 
konnte. Zumal der Masterplan Mer du Nord keine Rechtsverbindlichkeit aufweist. Durch die Ausweisung von 
Zonen bietet er eine grundlegende räumliche Orientierung für bestimmte sektorale Belange, wobei diese Belange 
                                                          
373 Vgl. UNESCO (2012a). 
374 Royal Decree of 1 September 2004 concerning conditions, the geographical delimination, and the procedure for granting 
concessions for the exploration of mineral resources and other non-living resources in the territorial sea and on the 
continental shelf, MB 7 October 2004.  
375 Besonders interessant ist die Vorgehensweise bei der Identifizierung der Offshore-Wind-Zone in Zusammenarbeit mit den 
beteiligten Stakeholdern. Dies ist noch innerhalb des GAUFRE Project geschehen. Zu Beginn einer Workshop-Reihe wurde 
ergebnisoffen die Frage gestellt, ob der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung notwendig sei, um die Nachfrage nach 
erneuerbaren Energien zu decken. Ein breiter Konsens über die Notwendigkeit des Ausbaus war die Folge. Dieser Konsens 
wurde sämtlichen weiteren Diskussionen über das „wie“ und „wo“ zu Grunde gelegt. Ein Ergebnis der Workshops war 
schließlich, dass die Flächen für die Offshore-Windenergienutzung minimale Auswirkungen auf die Landschaft und die 
Ökologie haben dürften, die Erholungsfunktion der Küste nicht beeinträchtigen dürften und der Natur genug Platz lassen 
müssten. Vgl. FAHRENKRUG (2007), S. 20 und S. 25. Bemerkenswert ist, wie zu einem frühen Zeitpunkt eine hohe Legitimität 
des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung hergestellt wurde. Reibungsverluste durch immer wieder aufkeimende 
Diskussionen über die Notwendigkeit des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung, wie sie in Deutschland beispielsweise 
zu beobachten sind, konnten so möglicherweise vermieden werden. 
376 Vgl. DOUVERE, EHLER (2009), S. 83. 
377 Hier ist besonders eine Zone für Forschungsaktivitäten im Hinblick auf alternative Fischfangmethoden zu nennen. Vgl. 
Vgl. DOUVERE, EHLER (2009), S. 83. 
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nicht durch den Masterplan Mer du Nord, sondern durch die Zonen selbst gesichert werden. Zur Minimierung von 
Konflikten eignet sich der Masterplan Mer du Nord kaum378.  
Obwohl sich die belgische Regierung früh für eine marine Raumordnung zur Steuerung der Entwicklung ihrer viel 
genutzten Meeresflächen entschieden hat, kann das hierfür eingeführte Instrument, der Masterplan Mer du Nord, 
nicht als Instrument der Raumordnung im eigentlichen Sinne und auch nicht als materielles Indiz für die Existenz 
einer marinen Raumordnung in Belgien angesehen werden. Eine marine Raumordnung besteht nicht allein schon 
deshalb, weil Nutzungskonflikte erkannt worden sind und ein räumlicher Plan aufgestellt wird, in dem einige 
wenige sektorale Belange gesichert werden. Die marine Raumordnung hat den Gesamtraum im Blick und wägt 
alle raumrelevanten Belange überfachlich ab. Ein Raumordnungsplan spiegelt dies wider. Eine Gesamtabwägung 
aller raumrelevanten Nutzungsbelange hat im Zuge des Aufstellungsverfahrens des Masterplan Mer du Nord 
nicht stattgefunden. Unabhängig voneinander wurden teilweise im Abstand von mehreren Jahren verschiedene 
Nutzungs- und Schutzzonen ausgewiesen. Nur durch eine querschnittsbezogene und verbindliche Planung kann 
Belgien die Nutzungskonflikte in der AWZ minimieren. 
Der Titel eines Vortrags von RAEYMAEKERS (o.J.), Belgisches Generaldirektorat für Umwelt, gibt die 
Notwendigkeit eines Prozesses von der Entwicklung des sektoralen Masterplan Mer du Nord hin zu einer 
querschnittsbezogenen marinen Raumordnung treffend wieder: „From mapping to planning“379.  
III.4.3.3 Plan d’aménagement des espaces marins (PAEM) 
III.4.3.3.1 Ausgangslage 
Die Nutzungskonflikte380 in den knappen Meeresflächen nehmen an Intensität und Komplexität zu. Um die 
Konflikte zu entschärfen, plant Belgien die Erstellung eines „neuen marinen Raumordnungsplans“. Der derzeitig 
vorliegende Masterplan Mer du Nord sei an seine Grenzen gekommen und nicht in der Lage, eine nachhaltige 
Nutzung der belgischen Meeresflächen sicherzustellen381. 
Im Mai 2013 hat der belgische Ministerrat daher grünes Licht für das Projet de Plan d’aménagement des espaces 
marins (PAEM) gegeben. Um den neuen marinen Raumordnungsplan aufstellen zu können, musste eine 
Rechtsgrundlage geschaffen werden. Notwendig hierfür war zunächst eine Gesetzesänderung. Aus dem Gesetz 
Loi du 20 janvier 1999 visant la protection du milieu marin dans les espaces marins sous juridiction de la 
                                                          
378 Diese Einschätzung wird duch die aktuelle Entwicklung bestätigt. Siehe unten, S. 80. 
379 RAEYMAEKERS (o.J.), S. 1. 
380 Anders als in Deutschland ist in Belgien ein starker Grundkonflikt zwischen der wirtschaftlichen Inwertsetzung und der 
Erholungs- und Tourismusfunktion des Meeres auszumachen. Aufgrund des geschützten Wattenmeerbereichs in 
Deutschland verlagert sich die wirtschaftliche Nutzung automatisch weitgehend in die AWZ, dies betrifft auch die Offshore-
Windenergienutzung. Die Fläche der belgischen Meeresgebiete ist insgesamt wesentlich kleiner, die wirtschaftliche Nutzung 
rückt näher an die Küste heran und somit auch an die Menschen.  
381 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 5. 
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Belgique382 wurde im Jahr 2012 Loi visant la protection du milieu marin et l’organisation de l’aménagement des 
espaces marins sous juridiction de la Belgique, welches die Möglichkeit der Aufstellung eines marinen 
Raumordnungsplans in der AWZ vorsieht. Der in Aufstellung befindliche PAEM soll in Form eines Arrêté Royal 
(AR)383 erlassen werden. Der PAEM wird sich planungsmethodisch an den Masterplan Mer du Nord anlehnen384. 
Er soll zudem rechtsverbindlich sein. 
III.4.3.3.2 Aufstellung 
L’AR du 13/11/12 legt den Aufstellungsprozess des PAEM detailliert fest: 
- Vorstellung des Vorhabens und eines Planentwurfs in Form eines sog. Vorprojekts vor der eigens 
einberufenen Beratungskommission durch den zuständigen Minister („Avant-projet de plan 
d’aménagment des espaces marins“385). 
- Stellungnahme der Beratungskommission innerhalb von 30 Tagen. 
- Ggf. Abänderung des Planentwurfs. Aus dem Vorprojekt wird ein Projekt („Projet de plan 
d’aménagement des espaces marins“386). 
- Zustimmung des Ministerrats zum grundsätzlichen Vorhaben und Entwurf in der vorliegenden Fassung. 
- Konsultation der Öffentlichkeit, der regionalen Regierungen, der an die belgischen Meeresgebiete 
angrenzenden Nachbarländer sowie des Conseil Fédéral pour le Développement Durable. Dauer des 
Konsultationsverfahrens: 60 Tage. 
- Gleichzeitige Durchführung einer SUP. 
- Berücksichtigung der eingegangen Stellungnahmen und ggf. Abänderung des Planentwurfs. Aus dem 
Projekt wird der eigentliche Plan („Plan d’aménagement des espaces marins“387). 
- Einbringung des Planentwurfs in Form eines AR in den Ministerrat durch den zuständigen Minister. 
- Zustimmung und Inkraftsetzung. 
Alle 6 Jahre soll der PAEM umfassend evaluiert und überarbeitet werden388. 
 
 
                                                          
382 Publication MB 12/03/99, modifiée par la loi du 17/09/05, du 21/0407 et du 20/0712. 
383 Königlicher Erlass. 
384 Siehe oben, S. 79. 
385 Vgl. SERVICE PUBLIC FEDERAL (SPF) SANTE PUBLIQUE, SECURITE DE LA CHAINE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 11. 
386 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 11. 
387 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 11. 
388 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 




Übergeordnete Leitphilosophie des PAEM („la vision spatiale“389) ist die Herstellung und Erhaltung eines 
sauberen, intakten, sicheren, produktiven und biologisch artenreichen Meeres. Diese Vorstellungen erinnern an 
die im GAUFRE Project definierten Funktionen des Meeresraums, die als Grundwerte in die Leitphilosophie für 
die marine Raumordnung in Belgien eingehen sollten: die Erholungsfunktion von Meer und Küste für den 
Menschen, die ökologische und landschaftliche Schutzbedürftigkeit sowie die wirtschaftliche Funktion des 
Meeresraums. Die genannten Funktionen werden in der Leitphilosophie des PAEM aufgegriffen. Der PAEM soll 
nicht nur die aktuelle, sondern auch die zukünftige Nutzung der Meeresflächen berücksichtigen. Dies bedingt 
eine gewisse Flexibilität, die durch eine geringe Detailtiefe der Festlegungen im PAEM erreicht werden soll390.  
III.4.3.3.4 Ziele 
Ziel des PAEM ist es, ein Gleichgewicht zwischen den sektoriellen Interessen herzustellen und eine nachhaltige 
Nutzung der marinen Ressourcen sicherzustellen. Der PAEM soll Investoren mehr Rechtssicherheit geben und 
somit das Investitionsklima stärken391. Er soll rechtsverbindliche Festlegungen zu folgenden Belangen enthalten: 
- Naturschutz 
- Seekabel und Pipelines, Energiespeicherung und –produktion 
- Schifffahrt, Entwicklung der Häfen, Meeresbodenabtragung 
- Fischerei und Aquakultur 
- Abbau von Sand und Kies 
- Küstenschutz 
- Wissenschaftliche Forschung, Radar- und Funkmasten 
- Militärische Nutzung 
- Tourismus und Freizeit 
- Kulturerbe und marine Landschaft392 
III.4.3.3.5 Festlegungen zur Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Bezüglich des Belangs Seekabel und Pipelines, Energiespeicherung und –produktion, der eigentlich zwei 
verschiedene Nutzungsarten umfasst, aber als ein Belang im PAEM behandelt wird, stehen die Ziele einer 
sparsamen Flächeninanspruchnahme sowie einer Mehrfachnutzung der belegten Flächen im Vordergrund393. 
                                                          
389 SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013). 
390 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 7. 
391 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 6. 
392 Frei übersetzt. Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET 
ENVIRONNEMENT (2013), Annexe 2. 
393 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 2, S. 26. 
87 
 
Standorte sollen so gewählt werden, dass die Beeinträchtigung der anderen Belange möglichst klein ist. Der 
PAEM übernimmt die bereits im Masterplan Mer du Nord bestehenden Gebietsfestlegungen für 
Energiespeicherung und –produktion. Es handelt sich hierbei um eine Zone, die eigens für die erneuerbare 
Energiegewinnung vorgesehen ist, die Zone d’énergie renouvelable. Ausdrücklich soll keine Neuausweisung von 
Gebieten für die Energiegewinnung, also auch für die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen, 
vorgenommen werden. Neue Flächen soll es nur für die Speicherung von Energie geben394. Allerdings wird eine 
Überprüfung des Bedarfs an neuen Flächen für die Energiegewinnung bereits in Aussicht gestellt. Sie soll im 
Rahmen der nächsten Fortschreibung des PAEM erfolgen395. 
III.4.3.4 Bewertung 
Es drängt sich die Frage auf, warum so viel Zeit zwischen der Erarbeitung der ersten planungspraktischen 
Grundlagen für eine marine Raumordnung und dem Versuch, durch die Erstellung eines rechtsverbindlichen 
Plans auf den offenkundig zunehmenden Nutzungsdruck in der AWZ  zu reagieren, vergangen ist.  
Das Vorhandensein von Nutzungskonflikten war bereits vor zehn Jahren bekannt und wurde als Anlass für die 
Entwicklung der planungspraktischen Grundlagen einer marinen Raumordnung angeführt. Das aktuelle 
Eingreifen der belgischen Regierung zeigt, dass das Modell des Masterplan Mer du Nord gescheitert ist. Die 
Nutzungskonflikte in der belgischen AWZ haben sich weiter verschärft. Abhilfe soll nun der PAEM schaffen. 
Vielleicht wurde die Entwicklung der Nutzungskonflikte unterschätzt oder das Instrument des Masterplan Mer du 
Nord hinsichtlich seiner Wirksamkeit überschätzt. Der anfänglich vermiedene Aufwand der Etablierung einer 
gesamträumlichen, rechtsverbindlichen marinen Raumordnung in der AWZ wirkt sich letztendlich nachteilig auf 
die zukünftige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen aus. Es bleibt nun abzuwarten, ob der 
PAEM tatsächlich einen integrierten Raumordnungsplan darstellt, der in der Lage ist, den Nutzungskonflikten 
entgegenzuwirken. Dagegen spricht, dass die bereits ausgewiesenen sektoralen Zonen des Masterplan Mer du 
Nord beibehalten werden sollen, das würde bedeuten, dass  die zeitlich versetzt und nach akutem Bedarf 
ausgewiesenen Zonen keiner gesamträumlichen Überprüfung und Abwägung ausgesetzt werden. Eine optimale 
Raumnutzung der AWZ ist somit nicht möglich. Allerdings darf davon ausgegangen werden, dass die 
bestehenden Probleme in der AWZ mittlerweile so groß sind, dass eine gesamträumliche Harmonisierung und 
Abstimmung der einzelnen Belange unumgänglich geworden ist. Die praktizierte ad-hoc Vorgehensweise ist nicht 
mehr haltbar. Für die nachhaltige „Verwaltung“ der belgischen AWZ ist eine gesamträumliche, verbindliche 
Planung dringend notwendig. Nur so kann es gelingen, die den Belgiern so wichtigen Funktionen ihres Meeres 
wie Erholung, Naturrefugium, Wirtschaftsfaktor etc., künftig zu erhalten. Es ist also davon auszugehen, dass 
Belgien aus den Fehlern bei der vergangenen räumlichen Planung in der AWZ gelernt hat und nun bemüht ist, 
                                                          
394 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 2, S. 27. 
395 Vgl. SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 2, S. 27. 
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mit dem PAEM ein Instrument zu schaffen, dass in erster Linie wirksam ist – und daher mit großer 
Wahrscheinlichkeit einem Raumordnungsplan nach deutschem Verständnis ähnlich sein wird. 
Bemerkenswert ist, dass sich Belgien im Zuge der aktuellen Aufstellung des PAEM als Pionier in Europa sieht396. 
Diese Einschätzung verwundert nicht nur deshalb, weil das Land auch die Erstellung seines Masterplan Mer du 
Nord bereits im Lichte der Einführung einer marinen Raumordnung gesehen hat, sondern auch, weil es 
bestehende marine Raumordnungssysteme in der EU außer Acht lässt. Ob die Erfahrungen der anderen 
europäischen Küstenanrainer mit der marinen Raumordnung bei der inhaltlichen Ausarbeitung des neuen 
belgischen marinen Raumordnungsplans mit einbezogen werden, bleibt demnach abzuwarten. 
                                                          
396 Vgl. SERVICE PUBLIC FEDERAL (SPF) SANTE PUBLIQUE, SECURITE DE LA CHAINE ALIMENTAIRE ET ENVIRONNEMENT (2013), 
Annexe 1, S. 5. 
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Abbildung 10) Zone d'énergie renouvelable 
 
Quelle: SERVICE PUBLIC FÉDÉRAL (SPF) SANTÉ PUBLIQUE, SÉCURITÉ DE LA CHAÎNE ALIMENTAIRE ET 
ENVIRONNEMENT (2013), Annexe 1, S. 63. © Sweco397. 
                                                          
397 Map made by Sweco (former Grontmij) within the framework of the making of a „Marien Ruimtelijk Plan voor het 




Belgien wird in der Literatur als eines der europäischen Vorreiterländer bei der Einführung einer marinen 
Raumordnung angeführt. Tatsächlich hat Belgien als erstes der in der vorliegenden Arbeit untersuchten 
europäischen Länder einen räumlichen Plan für seine Meeresgebiete aufgestellt, den sog. Masterplan Mer du 
Nord. Der Master Plan Mer du Nord wurde im Rahmen des universitären Forschungsprojekts GAUFRE Project 
erarbeitet. Ohne gesetzliche Grundlage und Rechtsverbindlichkeit sollte er die erheblichen 
Nutzungskonkurrenzen in der räumlich stark begrenzten belgischen AWZ entschärfen. So kam es in den Jahren 
2003 bis 2004 zur Ausweisung von Flächen für den Abbau von Sand und Kies. Um die Planungssicherheit für 
Investoren der künftigen Offshore-Windenergienutzung zu erhöhen und gleichzeitig die Auswirkungen der 
Offshore-Windenergienutzung auf die Meeresumwelt möglichst gering zu halten, folgte die Ausweisung einer 
Zone für die Offshore-Windenergienutzung. Im Masterplan Mer du Nord wurden nach dem Bedarfsprinzip zeitlich 
versetzt einzelne sektorale Belange gesichert. Unabhängig voneinander wurden teilweise im Abstand von 
mehreren Jahren verschiedene Nutzungs- und Schutzzonen ausgewiesen. Eine gesamträumliche planerische 
Abwägung aller raumrelevanten Belange hat im Zuge des Aufstellungsverfahrens nicht stattgefunden. Obwohl 
sich die belgische Regierung früh für eine „marine Raumordnung“ zur Steuerung der Entwicklung ihrer viel 
genutzten Meeresflächen entschieden hat, kann das hierfür eingeführte Instrument, der Masterplan Mer du Nord, 
nicht als Instrument der Raumordnung im eigentlichen Sinne und auch nicht als materielles Indiz für die Existenz 
einer marinen Raumordnung in Belgien angesehen werden. Die marine Raumordnung hat den Gesamtraum im 
Blick und wägt alle raumrelevanten Belange überfachlich ab. Ein Raumordnungsplan muss dies widerspiegeln.  
Der Masterplan Mer du Nord hat die Anforderung, konkurrierende Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse 
räumlich aufeinander abzustimmen und Konflikte zu minimieren, in der Praxis auch nicht hinreichend erfüllt. Die 
Nutzungskonflikte in der AWZ haben sich weiter verschärft. Im Jahr 2013 hat die belgische Regierung daher 
beschlossen, eine Rechtsgrundlage für die Erstellung eines neuen marinen Raumordnungsplans zu schaffen. 
Der derzeit in Aufstellung befindliche neue Raumordnungsplan PAEM soll in Form eines Arrêté Royal erlassen 
werden und rechtsverbindlich sein. Planungsmethodisch wird er sich an den Masterplan Mer du Nord anlehnen; 
er soll der übergeordneten Leitphilosophie der Herstellung und Erhaltung eines sauberen, intakten, sicheren, 
produktiven und biologisch artenreichen Meeres Rechnung tragen. Der PAEM soll ein Gleichgewicht zwischen 
den sektoriellen Interessen herstellen, eine nachhaltige Nutzung der marinen Ressourcen sicherstellen und 
Investoren mehr Rechtssicherheit geben. Die bereits im Masterplan Mer du Nord bestehenden 
Gebietsfestlegungen für die Energiespeicherung und –produktion sollen indes übernommen werden. Zu einer 
Neuausweisung von Gebieten für die Energiegewinnung, also auch für die Errichtung von Offshore-
Windenergieanlagen, soll es vorerst nicht kommen. 
Wird es der belgischen Regierung gelingen, mit dem PAEM nun einen integrierten Raumordnungsplan 
aufzustellen, der tatsächlich in der Lage ist, die Nutzungskonflikte in der AWZ zu mindern? Dagegen spricht, dass 
die bereits ausgewiesenen sektoralen Zonen des Masterplan Mer du Nord beibehalten werden sollen, das würde 
bedeuten, dass  die zeitlich versetzt und nach akutem Bedarf ausgewiesenen Zonen keiner gesamträumlichen 
Überprüfung und Abwägung ausgesetzt werden. Einer optimalen Raumnutzung der AWZ stünde dies eindeutig 
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entgegen. Allerdings darf davon ausgegangen werden, dass die bestehenden Probleme in der AWZ mittlerweile 
so groß sind, dass eine gesamträumliche Harmonisierung und Abstimmung der einzelnen Belange unumgänglich 
geworden ist. Die praktizierte ad-hoc Vorgehensweise ist nicht mehr haltbar. Für die nachhaltige „Verwaltung“ der 
belgischen AWZ ist eine gesamträumliche, verbindliche Planung dringend notwendig. Nur so kann es gelingen, 
die den Belgiern so wichtigen Funktionen ihres Meeres wie Erholung, Naturrefugium, Wirtschaftsfaktor etc., 
künftig zu erhalten. Es ist also davon auszugehen, dass Belgien aus den Fehlern bei der vergangenen 
räumlichen Planung in der AWZ gelernt hat und nun bemüht ist, mit dem PAEM ein Instrument zu schaffen, dass 
in erster Linie wirksam ist – und daher mit großer Wahrscheinlichkeit einem Raumordnungsplan nach deutschem 
Verständnis ähnlich sein wird. 
 
III.5 Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Dänemark 
III.5.1 Grundlagen  
III.5.1.1 Ausdehnung der dänischen AWZ 
Die Proklamation der dänischen AWZ erfolgte im Jahr 1996 durch einen Erlass des dänischen Außenministers398. 
Die Fläche der dänischen AWZ umfasst 107.579 Quadratkilometer399 und besteht aus zwei getrennten Teilen: der 
AWZ um das Festland und der AWZ rund um die Insel Bornholm400.  
 
                                                          
398 Der dänische Original-Erlass ist in englischer Übersetzung als Act. No. 411 on the Exclusive Economic Zone bekannt und 
trat am 0107.996 in Kraft. Vgl. COLSON, SMITH (2005), S. 3515. 
399 Vgl. PAULY (2011). 
400 Siehe Abbildung 11. 
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Abbildung 11) Dänische AWZ 
 
Quelle: EUROPEAN MSP PLATFORM (2017). 
III.5.1.2 Ausbaustand der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
In den dänischen Gewässern stellen 13 Offshore-Windparks eine installierte Leistung von insgesamt 1.268 
Megawatt bereit (Stand 12/2012). 3 Parks befinden sich in der AWZ, die übrigen 10 im Küstenmeer. In Planung 
ist der Forschungs-Offshore-Windpark Frederikshavn mit 6 einzelnen Anlagen401. Die dänische Regierung hat die 
Ausschreibung zweier weiterer Offshore-Windparks angekündigt. Sie sollen an den Standorten Kriegers Flak und 











                                                          
401 Vgl. ENS (2012e). 
402 Vgl. ENS (2012a).  
93 
 
Tabelle 3) Realisierte Offshore-Windparks in Dänemark 







Vindeby 1991 11 5 Küstenmeer 
Tunø Knob 1995 10 5 Küstenmeer 
Middelgrunden 2000 20 40 Küstenmeer 
Horns Rev I 2002 80 160 AWZ 
Rønland 2003 8 17 Küstenmeer 
Nysted 2003 72 165 Küstenmeer 
Samsø 2003 10 23 Küstenmeer 
Frederikshavn 2003 3 7 Küstenmeer 
Horns Rev II 2009 91 209 AWZ 
Avedøre Holme  2009/10 3 10-13 Küstenmeer 
Sprogø 2009 7 21 Küstenmeer 
Rødsand II 2010 90 207 Küstenmeer 
Anholt 2012  400 AWZ 
Quelle: Eigene Erstellung nach ENS (2012e). 
III.5.1.3 Politische und wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Dänemark blickt auf eine lange Tradition der Windenergienutzung an Land zurück und gilt auch in der Offshore-
Windenergienutzung als Pionier. Mit einem Windstromanteil an der Bruttostromerzeugung von rund 30 Prozent 
(Stand 2009) eilt dem Land der Ruf des „Windkraft-Weltmeisters“403 voraus.  
Die weltweit ersten dokumentierten Versuche der Energiegewinnung durch Windkraft gehen auf den dänischen 
Meteorologen Paul La Cour zurück, der im Jahr 1891 den Prototyp einer Windenergieanlage mit einem 
Rotordurchmesser von 22 Metern aufstellte404. Eine kleine Gruppe von dänischen Lehrern und Studenten, die 
HAUTMANN (2012) als „Ideologen“405 bezeichnet, errichteten im Jahr 1975 das damals größte Onshore-Windrad 
der Welt auf dem gemeinsam bewohnten Bauernhof am Ringkøbing Fjord an der dänischen Westküste. Diese 
Anlage namens Tvind war Vorbild für Unternehmen wie Siemens oder Vestas und prägte wegweisend die 
industrielle Entwicklung von Windenergieanlagen der Megawattklasse406. Preben Maegaard vom Nordic 
Folkecenter for Renewable Energy bekräftigt: „Tvind hat gezeigt, dass Windkraft funktioniert. Wenn wir nur die 
                                                          
403 HOFFMANN (2009), S. 1. 
404 Vgl. BECHBERGER ET AL (2008), S. 64 ff. 
405 HAUTMANN (2012), S. 40. 
406 Vgl. HAUTMANN (2012), S. 42. 
94 
 
Erfahrung von Growian407 und Co hätten, dann gäbe es heute vielleicht gar keine Windkraftindustrie“408. Bereits 
Ende der 1970-er Jahre hat die dänische Regierung ein Förderprogramm zur Erforschung und Entwicklung von 
Windturbinen für die kommerzielle Stromerzeugung im Megawatt-Bereich aufgelegt409. Die Bemühungen führten 
dennoch nicht sogleich zur serienreifen Massenproduktion von Windenergieanlagen der Megawattklasse, 
sondern ließen zunächst Kleinwindanlagen (25 – 55 Kilowatt) vom entstandenen Knowhow profitieren, die dann 
einen regelrechten Boom erlebten. Erst der steigende Strombedarf der dänischen Haushalte verhalf den 
Megawatt-Anlagen schließlich zum Durchbruch410. Der Ausbau der Windenergienutzung in Dänemark war von 
Anfang an stark staatlich beeinflusst. In den frühen 1990-er Jahren zeichnete sich ab, dass besonders die 
Offshore-Windenergienutzung politisch erwünscht war. Erste Pilotanlagen auf dem Meer wurden auf Geheiß des 
dänischen Staats errichtet411. Die starke staatliche Einflussnahme auf die Entwicklung der dänischen 
Windenergienutzung erreichte ihren Höhepunkt in der staatlichen Veranlassung von Demonstrationsvorhaben. 
Später fand wieder eine Abkehr hin zu betont marktorientierten Förderinstrumenten statt. Die neueren 
Strategiepapiere der Regierung (darunter auch die „Energistrategi 2025“412 aus dem Jahr 2005) unterstreichen 
den marktbasierten Ausbau der erneuerbaren Energien in Dänemark.  
Ende Februar 2011 hat das Dänische Ministerium für Klima, Energie und Bauwesen – Klima-, Energi- og 
Bygningsministeriet (KEMIN) die „Energistrategi 2050“413 publiziert.  
Experten bemängeln, dass die Energistrategi 2050 keine neuen Impulse für die Windenergie bringe414. 
Tatsächlich liegen die neuen Ausbauziele für die Windenergienutzung hinter den bisherigen, on- wie offshore415.  
Im Jahr 2011 hat sich die Regierung für eine Anhebung des Offshore-Ziels ausgesprochen416 und will kurzfristig 
600 Megawatt Offshore-Windkraftleistung am Standort Kriegers Flak und weitere 400 Megawatt an kleineren, 
                                                          
407 Growian steht für Große Windenergieanlage und bezeichnet ein mit staatlichen Mitteln gefördertes Windrad, das im Jahr 
1983 in der Kaiser-Wilhelm-Koog bei Marne (Schleswig-Holstein) zur Erprobung der neuen Technologie errichtet wurde. 
Growian galt mit einem Rotordurchmesser von über 30 Metern und einer theoretischen Leistung von 3 Megawatt langezeit 
als größte Windenergieanlage der Welt. Der Testbetrieb scheiterte allerdings an den Baumaterialien, die den wirkenden 
Kräften nicht gewachsen waren. Bereits 2 Jahre nach der Errichtung wurde Growian stillgelegt. Es sollten noch Jahrzehnte 
dauern, bis Anlagen dieser Größenordnung Marktreife erlangten. Vgl. WELT ONLINE (2007). 
408 HAUTMANN (2012), S. 43. 
409 Vgl. ENS (2005), S. 3. 
410 Vgl. ENS (2005), S. 3. 
411 Vgl. ENS (2005), S. 4. 
412 Im Original zu beziehen unter: http://www.trm.dk/~/media/Files/Publication/2005/Energistrategi2025/ens_strategi.pdf 
(12.10.2012) 
413 Im Original zu beziehen unter: http://www.kemin.dk/Documents/Klima-
%20og%20Energipolitik/Energistrategi%202050%20-%20final.pdf (12.10.2012) 
414 Vgl. FRANKEN (2011), S. 102. 
415 Vgl. FRANKEN (2011), S. 102. 
416 Vgl. WEINHOLD (2012a), S. 36. 
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küstennahen Standorten ausschreiben. Sollten zu der bereits installierten Leistung von 810 Megawatt nur die 
genannte Leistung von 1.000 Megawatt hinzukommen, fehlen gegenüber älteren Offshore-Zielen von 2.000 
Megawatt installierter Leistung bis zum Jahr 2025 trotzdem noch 100 Megawatt 417. In den dänischen 
Küstengewässern sind nicht mehr allzu viele Offshore-Standorte verfügbar, so dass sich die Regierung einen 
regen Wettbewerb beim Ausschreibungsverfahren erhofft. Die Hoffnung auf einen regen Wettbewerb wird 
deshalb betont, weil es bei einem Vergabeverfahren im Jahr 2009 nur einen einzigen Bieter gegeben hat – 
aufgrund eines sehr engen Zeitrahmens zur Verwirklichung der Projekte und hoher Strafen bei 
Fristüberschreitung sahen sich viele potenzielle Bieter nicht in der Lage, realistische Projektanträge 
einzureichen418. 
Am 22. März 2012 hat das dänische Parlament mit 171 von 179 Stimmen ein neues Energie-Abkommen 
beschlossen419. Das „Ny Aftale om den danske energipolitik 2012-2020420 schreibt fest, dass der Anteil von 
Windstrom am Bruttostromverbrauch bis zum Jahr 2020 50 Prozent betragen soll und dass in Kürze zwei weitere 
Offshore-Windparks mit einer Gesamtleistung von 3.300 Megawatt errichtet werden sollen421. 
Die energiepolitische Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in Dänemark ist heute nach wie vor groß. 
Mittlerweile ist aber eine Verlangsamung des Ausbautempos erkennbar. Primär geht dies auf die zunehmende 
physische Beschränkung des Standortangebots zurück. Nach dem relativ frühen und raschen Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung in Dänemark tritt nun eine entschleunigte Phase ein, in der vermehrt auch 
Überlegungen zur Verbesserung der Raumverträglichkeit der Offshore-Windenergienutzung angestellt werden.  
III.5.1.4 Energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen 
Umfassende Reformierungen des Strommarkts veränderten die energiepolitischen Rahmenbedingungen in 
Dänemark seit Ende der 1990-er Jahre immer wieder. Nach zahlreichen Reformprozessen weist das 
gegenwärtige Vergütungssystem für die Windenergienutzung eine hohe Komplexität auf. Für Offshore-
Windenergieanlagen gelten in Abhängigkeit vom Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme Sonderregeln. So gestaltet sich 
die Vergütungsstruktur des Stroms aus den ersten Offshore-Windenergieanlagen, die auf Geheiß der Regierung 
errichtet wurden, anders als für später errichtete Offshore-Windenergieanlagen, bei denen die Vergütungssätze 
individueller Teil der staatlichen Vergabeverfahren waren422.  
                                                          
417 Vgl. FRANKEN (2011), S. 102. 
418 Beim Vergabeverfahren des Offshore-Windparks Anholt im Jahr 2009 erhielt Dong Energy als einziger Bieter den 
Zuschlag. Eine Studie von DELOITTE (2011) nennt als Gründe die kurzen zeitlichen Fristen für die Errichtung des Parks, 
verbunden mit hohen Strafzahlungen bei Nichteinhaltung. Vgl. DELOITTE (2011), S. 5. 
419 Vgl. ENS (2012a). 
420 Im Original zu beziehen unter: http://www.ens.dk/da-DK/Info/Nyheder/Nyhedsarkiv/2012/Documents/Aftale_22-03-
2012_FINAL_ren.doc.pdf (12.10.12) 
421 Vgl. ENS (2012a). 
422 Vgl. ENS (2005), S. 105. 
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Heute werden mehrere Instrumente bei der Förderung erneuerbarer Energien in Dänemark unterschieden. 
Relevant für die Offshore-Windenergienutzung ist vor allem der sog. Premium Tarif, ein variables Bonussystem 
gemäß §§ 36-48 Lov om fremme af vedvarende energi No. 1392/2008 (VE-Lov)423 (Dänisches Gesetz zur 
Förderung erneuerbarer Energien). Der Anlagenbetreiber hat einen gesetzlichen Anspruch auf den Premium 
Tarif, der als variable Bonusvergütung zusätzlich zum Marktpreis gezahlt wird. Mittels zweier verschiedener 
Methoden kann die Höhe des Bonus berechnet werden. Bei Methode 1 (Höchstvergütung) richtet sich die Höhe 
des Bonus nach der individuell festgelegten Höchstgrenze/kWh der dem Anlagenbetreiber zustehenden 
Vergütung. Diese sog. Höchstvergütung besteht aus dem Marktpreis plus Bonus424. Diese Höchstgrenze der 
Vergütung ist abhängig vom Anschlussdatum und von der Lage der Offshore-Windenergieanlage425. Methode 2 
(Fester Bonus) umfasst keine gesetzlich festgelegte Vergütungshöchstgrenze, sondern gewährt zusätzlich zum 
Marktpreis einen festen Bonus426. Sowohl in Bezug auf die zeitliche Dauer der Förderung als auch auf die 
Begrenzung der erzeugten Strommenge können die Festlegungen variieren427. Das VE-Lov unterscheidet bei den 
Förderbedingungen zudem „Windparks“ und „Anlagen finanziert von Energieunternehmen“428, wobei die 
Kategorie „Windparks“ explizit Offshore-Windenergieanlagen subsummiert, die anteilig oder vollständig von 
Bürgern finanziert und/oder betrieben werden. Die Förderung für „Windparks“ besteht momentan aus einer 
Höchstvergütung (Bonus + Marktpreis), die abhängig vom Standort der Offshore-Windenergieanlagen ist (0,518, 
0,629 oder 1,051 Dänische Kronen/Kilowattstunde) (Stand 2012) und nach oben hin gedeckelt ist. Nur bis zu 
einer Arbeit429 von zehn Terawattstunden wird vergütet. Die Förderungsdauer beträgt maximal 20 Jahre nach 
Netzanschluss des Offshore-Windenergieanlage (§ 37 VE-Lov). Dieser Förderpfad ist auf kleinere Offshore-
Windparks ausgerichtet430. Bei Offshore-Windenergieanlagen, die von Energieunternehmen finanziert werden, 
liegt die Höchstvergütung bei nur 0,353 Dänischen Kronen/Kilowattstunde und ist auf eine Stromerzeugung von 
42.000 Volllaststunden431 begrenzt. Hinzu kommt ein zeitlich unbegrenzter, fester Bonus in Höhe von 0,1 
                                                          
423 Vgl. RES LEGAL (2011b). Im Original zu beziehen unter: https://www.retsinformation.dk/Forms/R0710.aspx?id=122961 
(16.11.2012) 
424 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
425 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
426 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
427 Vgl. § 37 VE-Lov und § 40 VE-Lov.  
428 Die Bezeichnungen sind der offiziellen deutschen Übersetzung der Förderbedingungen entnommen, vgl. RES LEGAL 
(2011b). 
429 Die Arbeit entspricht der in einem Jahr erzeugten Strommenge. Vgl. beispielsweise FALTLHAUSER, GEIß (2012), S. 7. 
430 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
431 Die Einheit Volllaststunden gibt an, wie viele Stunden eine Anlage mit maximaler Leistung pro Jahr in Betrieb ist. Hierfür 
werden Teillastbetriebszeiten (z.B. bei schwachem Wind) in Volllastbetriebszeiten zusammengefasst. Mulitipliziert man die 
Volllaststunden eines Windparks mit der installierten Leistung, ergibt sich die in einem Jahr erzeugte Strommenge, die 
Arbeit. Vgl. FALTLHAUSER, GEIß (2012), S. 7. 
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Dänischen Kronen/Kilowattstunde (§ 40 VE-Lov)432. Das Wegfallen einer zeitlichen Begrenzung der Förderung 
und einer Obergrenze der tatsächlich erzeugten Strommenge begünstigt größere Offshore-Windparks.  
Durch das Splitting in zwei Förderpfade, die auf die unterschiedlichen Bedürfnisse von kleinen und großen 
Offshore-Windparks zugeschnitten sind, schafft der dänische Gesetzgeber zielgruppenkonforme 
Förderbedingungen. Die Kosten der Förderung werden auf die Verbraucher umgelegt, festgelegt in § 8 Abs. 2 
Bekendtgørelse af lov om elforsyning No. 1115/2006433 (Dänisches Stromversorgungsgesetz). Der 
Verteilmechanismus vom Verbraucher über den Netzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber zum 
Anlagenbetreiber funktioniert wie folgt: Die Verbraucher zahlen einen als „Public Service Obligation“434 auf der 
Stromrechnung ausgewiesenen Zusatzbetrag an die Netzbetreiber, der je nach Wohnort und individuellem 
Verbrauch gestaffelt ist. Die Ausgangshöhe dieses Betrags wird quartalsweise vom staatlichen 
Übertragungsnetzbetreiber Energinet.dk bestimmt435. Der Netzbetreiber gibt diesen Betrag gesammelt an 
Energienet.dk weiter. Gemäß § 56 Abs. 1 VE-Lov ist Energienet.dk dann zur Zahlung der Vergütung an den 
Anlagenbetreiber verpflichtet436.  
Das Bekendtgørelse af lov om elforsyning No. 1115/2006 regelt auch Netzfragen. So hat der Anlagenbetreiber 
ein Recht auf diskriminierungsfreien Anschluss seiner Anlage ans Netz, er entrichtet hierfür ein Entgelt437. Eine 
vorrangige Netzanschlussverpflichtung gegenüber dem Netzbetreiber besteht in Dänemark aber nicht. Bei der 
Netznutzung ist der Strom aus erneuerbaren Energien indes vorrangig zu behandeln. Der Anlagenbetreiber hat 
keinen Anspruch auf den Ausbau der Netze. Der Netzbetreiber ist allerdings gesetzlich dazu verpflichtet, die 
Netze auszubauen, sofern dies zum effizienten Transport des Stroms erforderlich ist (§ 20 Bekendtgørelse af lov 
om elforsyning No. 1115/2006)438.  
Die seit Jahren relativ hohe Menge an eingespeistem Windstrom stellt eine große Herausforderung für das 
elektrische Energieversorgungssystem439 dar und forcierte früh die Entwicklung eines ausgeklügelten 
                                                          
432 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
433 Im Original zu beziehen unter: https://www.retsinformation.dk/Forms/R0710.aspx?id=22613 (16.11.2012) 
434 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
435 Vgl. RES LEGAL (2011b). Die auf das Jahr 2005 rückdatierte Gründung des staatlichen Übertragungsnetzbetreibers geht 
auf ein Gesetz zur Nationalisierung des Stromnetzes zurück, welches im Jahr 2004 in Kraft getreten ist und die entgeldfreie 
Übergabe des Hochspannungsübertragungsnetzes von den bisherigen Netzbetreibern Eltra, Elkraft System, Elkraft 
Transmission und Gastra auf Energinet.dk regelt (Act. No 1384 of  20 December 2004 - Act on EnergiNet Danmark). Vgl. 
KRUPPA (2007), S. 105 und FRANKEN (2006), S. 26. 
436 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
437 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
438 Vgl. RES LEGAL (2011b). 
439 ROHRIG ET AL (2009) identifizieren in diesem Zusammenhang die Variabilität der Windenergieeinspeisung, die 
Prognosefehler der Windeinspeisung und die Struktur des elektrischen Netzes zur Aufnahme und zum Transport des 
Windstroms als größte Herausforderungen an ein elektrisches Energieversorgungssystem mit sehr hohem Windanteil. Vgl. 
ROHRIG ET AL (2009), S. 2. 
98 
 
Einspeisemanagements in Dänemark. Der Windstromanteil von rund 30 Prozent wird regelmäßig überschritten, 
bei entsprechenden Wetterereignissen teilweise massiv. Hinzu kommt, dass sich die Höhe des Stromverbrauchs 
im Osten und Westen des Landes stark unterscheidet. Im dünnbesiedelten Westen ist der Verbrauch geringer. 
Lange Zeit war das gesamte dänische Hochspannungsnetz in zwei Teile getrennt. Erst im Jahr 2010 erfolgte eine 
Verbindung beider Netzbereiche über eine 56 Kilometer lange 400 Kilovolt-Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragungsleitung. Diese Leitung mit der Bezeichnung „StoreBælt“ ist in Erdverkabelung verlegt440. 
Kurzfristige Schwankungen in der Stromproduktion werden durch Import-/Export-Aktivitäten mit den 
Nachbarländern Norwegen, Schweden und Deutschland ausgeglichen441. Diese Länder haben einen wesentlich 
höheren Energieumsatz als Dänemark und verfügen zudem über große Speicherpotentiale, die aus der 
Wasserkraftnutzung resultieren: Norwegen und Schweden verpumpen überflüssigen (Wind-)Strom aus 
Dänemark und Deutschland in ihren Pumpspeicherkraftwerken442. Der kontinuierliche Ausbau der 
Windenergienutzung in Dänemark, der, wie jüngst im neuen Energie-Abkommen Ny Aftale om den danske 
energipolitik 2012-2020443 beschlossen, zu einem Windstromanteil an der Bruttostromerzeugung von 50 Prozent 
im Jahr 2020 führen soll, macht allerdings weitere Maßnahmen erforderlich, um trotz der hohen Volatilität der 
Windstromeinspeisung eine sichere Energieversorgung zu garantieren. In einer Modellrechnung des staatlichen 
Übertragungsnetzbetreibers Energinet.dk wäre unter Beibehaltung des bestehenden Netzkonzeptes ein Zubau 
von Gas- und Kohlekraftwerken in einer Größenordnung von rund 5.500 Megawatt nötig, sollte der Anteil der 
Windenergie an der Bruttostromerzeugung Richtung 100 Prozent gehen444.  
III.5.2 Planungsrechtlicher Umgang 
Bei der Darstellung des planungsrechtlichen Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in Dänemark steht 
neben den behördlichen Zuständigkeiten und dem Ablauf des Genehmigungsverfahrens für Offshore-
Windenergieanlagen das Fehlen einer planungsrechtlichen Verankerung einer marinen Raumordnung im Fokus. 
Anders als das VE-Lov, dessen Geltungsbereich nach § 3 VE-Lov auch die AWZ umfasst, beschränkt sich das 
Lov om Planlægning (Dänisches Nationales Raumordnungsgesetz) bislang nur auf den terrestrischen Bereich 
und die Küstenzone. Es trifft keinerlei Aussagen zu einer marinen Raumordnung. Um einschätzen zu können, wie 
sich die gesetzliche Verankerung einer zukünftigen marinen Raumordnung in Dänemark ausgestalten könnte, 
wird das Gesetz an dieser Stelle trotzdem behandelt.  
III.5.2.1 Behördliche Zuständigkeit  
Die Materie der Raumordnung unterliegt der Zuständigkeit des Miljøministeriet (MIM) (Dänisches 
Umweltministerium). Die Zuständigkeit für Belange der Offshore-Windenergienutzung ist auf zwei Ministerien 
                                                          
440 Vgl. IEEE TRANSMISSION AND DISTRIBUTION COMMITTEE (2008), S. 4. 
441 Vgl. FRANKEN (2006), S. 26. 
442 Vgl. FRANKEN (2006), S. 26. 
443 Siehe oben, S. 88 ff. 
444 Vgl. FRANKEN (2006), S. 26. 
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verteilt. Für Windenergieplanung an Land sowie im Küstenmeer sind das MIM sowie die kommunalen 
Gebietskörperschaften zuständig. In der AWZ hingegen ist das KEMIN zuständig445. Innerhalb des KEMIN gibt es 
das Dänische Generaldirektorat für Natur - Naturstyrelsen, welchem der praktische Vollzug der Raumordnung 
und Landesplanung obliegt und welches das Sekretariat für Windenergie - Vindmøllesekretariatet446 unterhält.  
Zuständige Behörde für die Genehmigung von Windenergieanlagen ist die Dänische Energieagentur – 
Energistyrelsen (ENS), mit Sitz in Kopenhagen. Sie wurde im Jahr 1976 als Dänische Energiebehörde gegründet 
und war unter dieser Bezeichnung Teil des Dänischen Ministeriums für Umwelt und Energie. Nach der 
Umbenennung ist die ENS heute nachgeordnete Behörde des KEMIN. Im Folgenden soll stets die Bezeichnung 
Energieagentur Verwendung finden, auch bei älteren Quellenangaben, die noch der Energiebehörde zuzuordnen 
sind. Struktur und Aufgabenbereich der ENS sind nach dem Ressortwechsel gleich geblieben.  
III.5.2.2 Gesetzliche Grundlagen 
Gesetzliche Grundlagen für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ sind das Lov om 
Planlægning, das VE-Lov sowie das Bekendtgørelse af lov om elforsyning No. 1115/2006.  
Im Lichte des Themas der vorliegenden Arbeit steht dabei das Lov om Planlægning im Vordergrund. Relevante 
Inhalte der beiden anderen Gesetze wie die Förderung der Offshore-Windenergienutzung und die Regelung des 
Netzanschlusses wurden bereits abgehandelt447. 
Das Lov om Planlægning, welches in seiner geltenden Fassung am 21.06.2007 in Kraft getreten ist448, 
differenziert zwar grundsätzlich zwischen Planungshandlungen an Land und auf See, nimmt dabei jedoch nur 
Bezug zum Küstenmeer (wörtliche englische Übersetzung „coastal zone“, also Küstenzone449) und nicht explizit 
zur AWZ450. Das sektorale VE-Lov betont indes explizit die hohe Bedeutung der Windenergienutzung als solche. 
Artikel 1.-(1) VE-Lov schreibt als übergeordnetes Ziel die Erhöhung der erneuerbaren Energieproduktion fest, um 
die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern, die Versorgungssicherheit zu erhöhen und den Ausstoß 
von Treibhausgasen zu limitieren451. Bereits in Artikel 1.- (3) VE-Lov wird die Absicht der dänischen Regierung 
kundgetan, den Ausbau der Windenergienutzung massiv voranzutreiben. Alle dänischen Kommunen wurden 
aufgefordert, bis zum Jahr 2011 in ihren kommunalen Plänen Flächen für 150 Megawatt Windenergieleistung zu 
reservieren. Auch wenn sich die Artikel 1. – 3. VE-Lov nur auf die Onshore-Windenergienutzung beziehen, 
bekundet die Platzierung des Ausbauziels zur Windenergienutzung im ersten Paragraphen des Gesetzes die 
                                                          
445 Vgl. NATURSTYRELSEN (2011). 
446 Das Sekretariat für Windenergie wurde im Jahr 2008 gegründet und stellt einen staatlichen Service zur Beratung 
kommunaler Behörden dar. Vgl. NATURSTYRELSEN (2011). 
447 Siehe oben, S. 90. 
448 Englische Übersetzung: The Planning Act in Denmark. Consolidated Act. No. 813 of 21 June 2007. Zu beziehen unter: 
www.kulturarv.dk/fileadmin/user_upload/kulturarv/english/documenter/Planning_Act_2007.pdf (25.06.2012). 
449 Vgl. TEGNER ANKER ET AL (2009), S. 127. 
450 Vgl. MANNAART (2009), S. 28. 
451 Vgl. VE-Lov. 
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hohe Bedeutung des Energieträgers Wind. Abschnitt 3 des Gesetzes legt fest, dass das Recht für jegliche 
Nutzung von Wind- oder Wellenenergie innerhalb des dänischen Meeres beim Staat liegt. Um eine Offshore-
Windenergieanlage zu errichten und zu betreiben, müssen drei verschiedene Lizenzen eingeholt werden.  
III.5.2.3 Genehmigungsverfahren 
Zuständige Behörde für die Genehmigung von Windenergieanlagen in Dänemark ist die ENS452. 
Sie bezeichnet sich selbst als „one-stop-shop“453. Das heißt, der Projektentwickler erhält alle 3 Lizenzen, die für 
die Errichtung und den Betrieb einer Offshore-Windenergieanlage nötig sind, bei der ENS: 
1. Lizenz für die Durchführung von Voruntersuchungen 
2. Lizenz für die Errichtung einer Offshore-Windenergieanlage (falls die Voruntersuchungen zeigen, dass 
die Anlage kompatibel mit anderen Nutzungsinteressen ist) 
3. Lizenz für den Betrieb der Offshore-Windenergieanlage über einen bestimmten Zeitraum454  
Zudem muss eine UVP455 durchgeführt werden, wenn Beeinträchtigungen der Meeresumwelt zu erwarten sind. 
Dies war bislang bei allen dänischen Offshore-Windparks der Fall456.  
Das Genehmigungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb einer Offshore-Windenergieanlage kann auf zwei 
verschiedene Arten auf den Weg gebracht werden. Zum einen als Vergabeverfahren der Regierung, das in der 
Fachliteratur als „government tender procedure“457 bezeichnet wird und in der Zuständigkeit der ENS liegt, und 
zum anderen als freies Genehmigungsverfahren, das nicht an ein staatliches Vergabeverfahren gebunden ist, 
genannt „open door procedure“458. In beiden Fällen ist der Erhalt der 3 oben aufgeführten Lizenzen obligatorisch. 
Government tender procedure 
Das staatliche Vergabeverfahren dient dem Ziel, einen neuen Offshore-Windpark zu möglichst geringen Kosten 
errichten zu lassen. Dazu wird von der ENS eine Ausschreibung für eine bestimmte Kapazität installierter 
Leistung innerhalb eines ausgewählten Gebiets vorgenommen459. Die Höhe des von der ENS festgelegten 
Vergütungspreises variiert je nach Windbedingungen am spezifischen Standort und dem aktuellen 
Strompreisniveau am Strommarkt gemäß §§ 36-48 VE-Lov460. Die ENS prüft auch die technische und finanzielle 
Ausstattung der beteiligten Investoren. Seit den schlechten Erfahrungen im Zuge des Genehmigungsprozesses 
des Offshore-Windparks Rødsand II, bei dem der bereits bezuschlagte Bieter aufgrund veränderter 
                                                          
452 Siehe oben, S. 93. 
453 ENS (2011a). 
454 Vgl. ENS (2011b). 
455 Die englische Bezeichnung lautet Environmental Impact Assessment (EIA). 
456 Vgl. ENS (2011b). 
457 Vgl. ENS (2011b). 
458 Vgl. ENS (2011b). 
459 Vgl. ENS (2011b). 
460 Siehe oben, S. 90. 
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Marktbedingungen von seinem Angebot zurückgetreten ist, muss eine Strafe gezahlt werden, wenn der 
genehmigte Offshore-Windpark nicht oder verspätet errichtet wird461.  
Bei Projekten, die dem staatlichen Vergabeverfahren unterliegen, ist der dänische Stromversorger Energinet.dk 
Eigentümer der Umspannwerke auf See und der Unterseekabel. 
Open door procedure 
Das nicht an ein staatliches Vergabeverfahren gebundene Genehmigungsverfahren zeichnet sich dadurch aus, 
dass der Projektentwickler die Initiative ergreift und einen Antrag zur Genehmigung der Errichtung und des 
Betriebs einer Offshore-Windenergieanlage stellt. Der gewünschte Standort darf nicht deckungsgleich mit 
Standorten sein, die im aus dem Jahr 2007 stammenden und im Jahr 2011 aktualisierten Bericht „Fremtidens 
Havmølleplaceringer – 2025“462 als geeignet designiert wurden463. Dort sind ausschließlich staatliche 
Vergabeverfahren vorgesehen.  
Beim nicht an eine staatliche Vergabe gebundenen Genehmigungsverfahren richtet der Projektentwickler eine 
Bewerbung an die ENS, die eine Beschreibung des geplanten Projekts, den geschätzte Umfang der 
Voruntersuchungen, die Größe und Anzahl der Turbinen und die exakte Position des Standorts enthalten 
muss464. Bevor der Projektantrag bearbeitet wird, führt die ENS ein Anhörungsverfahren unter Einbeziehung 
anderer staatlicher Behörden durch, um frühzeitig festzustellen, ob dem geplanten Projekt wesentliche öffentliche 
Interessen entgegenstehen465. Auf Basis dieses Anhörungsverfahrens entscheidet die ENS über die Lizenz zur 
Durchführung der Voruntersuchungen, einschließlich einer UVP. Falls die Voruntersuchungen zeigen, dass das 
vorgeschlagene Projekt genehmigungsfähig ist, erhält der Projektentwickler die Lizenz zur Errichtung des 
Offshore-Windparks466. Für die Übertragung des offshore produzierten Stroms auf das Festland zahlt bei einem 
open door Projekt der Betreiber.  
Bislang hat es allerdings noch kein Genehmigungsverfahren gegeben, das nicht an eine staatliche Vergabe 
gebunden war. Es stellt sich die Frage, warum die Option der open door Verfahren bisher von Investoren und 
Projektentwicklern ungenutzt geblieben ist. Als nachteilig erweisen sich zwei Faktoren. Zum einen entstehen 
wirtschaftliche Nachteile durch höhere Kosten für die Übertragung des offshore erzeugten Stroms auf das 
Festland, für die der Betreiber bei dieser Art der Genehmigung selbst aufkommen muss. Zum anderen sind die 
Flächen, die der Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 als geeignet für die Offshore-
Windenergienutzung ausweist, nicht für open door Verfahren zugelassen. Potenziell geeignete Offshore-
Standorte sind in den dänischen Meeresflächen mittlerweile knapp geworden. Die erschwerte Standortsuche 
könnte also ein Hindernis für Investoren und Projektentwickler sein, den Weg des open door Verfahrens zu 
                                                          
461 Vgl. ENS (2011b). 
462 Siehe unten, S. 101. 
463 Vgl. ENS (2011b). 
464 Vgl. ENS (2011b). 
465 Vgl. ENS (2011b). 
466 Vgl. ENS (2011b). 
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wählen. Aus staatlicher Sicht bringt dieses Verfahren den Nachteil, dass keine Einflussmöglichkeit auf die Höhe 
der zu installierenden Kapazität der Offshore-Windenergieanlagen und auf die Dauer der Errichtung bis zur 
Inbetriebnahme besteht467. Aus Effizienzgesichtspunkten kann dies negative Auswirkungen auf die Gesamtheit 
der Offshore-Windenergienutzung haben.  
Aus raumplanerischer Sicht kann man sogar noch einen Schritt weitergehen. Das open door Verfahren ist ein 
Schlupfloch, die staatliche Flächenauswahl zu umgehen.  
Die zumindest in gewissem Maße vorhandene räumliche Steuerungswirkung des Berichts Fremtidens 
Havmølleplaceringer – 2025 könnte entscheidend geschwächt werden, wenn das open door Verfahren genutzt 
würde. Die Standorte der mittels open door Verfahren genehmigten Offshore-Windenergieanlagen lägen 
außerhalb der im Vorfeld als geeignet identifizierten Gebiete. 
Bei beiden dargelegten Verfahrensmöglichkeiten zum Erhalt einer Genehmigung für Errichtung und Betrieb einer 
Offshore-Windenergieanlage handelt es sich um mehrstufige Verfahren. Die Erteilung der Genehmigung stellt 
eine Abwägungsentscheidung dar, die im Ermessen der zuständigen Behörde, nämlich der ENS liegt468. Dadurch 
hat die ENS einen Spielraum zur räumlichen Steuerung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ. 
 
Ende des Jahres 2010 hat das KEMIN die Unternehmensberatung Deloitte beauftragt, eine Studie zur 
Wirtschaftlichkeit des staatlichen Vergabeverfahrens für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-
Windenergieanlagen469 zu erstellen. Die im April 2011 veröffentlichte Studie identifiziert mehrere 
Problembereiche, die aus Sicht von Investoren Hindernisse beim Eintritt in den dänischen Markt für die Offshore-
Windenergienutzung darstellen.  
Kritisiert wird vor allem die mangelnde Flexibilität des staatlichen Vergabeverfahrens. Es gebe zu wenig 
Verhandlungsspielraum470. Hier muss aus vergaberechtlicher Sicht allerdings entgegengehalten werden, dass 
das Verhandlungsverbot ein Wesensmerkmal der Öffentlichen Ausschreibung ist. Nur durch die Wahl einer 
anderen Art von Vergabeverfahren könnten Verhandlungen im Vergabeprozess ermöglicht und somit eine höhere 
Flexibilität erreicht werden. Grundsätzlich ist öffentlich auszuschreiben. Eine Abweichung ist nur unter 
bestimmten vergaberechtlichen Tatbeständen zulässig. Aufgrund der Auftragshöhe im Oberschwellenbereich und 
der Tatsache, dass es sich bei der zu vergebenden Leistung vermutlich um einen abschließend beschreibbaren 
                                                          
467 Vgl. DELOITTE (2011), S. 31. 
468 Vgl. auch KRUPPA (2007), S. 203. 
469 Ziel der Studie “Analyse vedrørende fremme af konkurrence ved etablering af store havmølleparker i Danmark”, zu 
deutsch “Analyse zur Förderung von Wettbewerb bei der Errichtung von Offshore-Windparks in Dänemark”, war es, das 
dänische Vergabmodell aus einer ökonomischen und finanziellen Perspektive zu untersuchen und Empfehlungen 
abzugeben, wie ein noch stärkerer Wettbewerb für die zu vergebenden Konzessionen erreicht werden kann. Vgl. DELOITTE 
(2011), S. 3.  
470 Vgl. DELOITTE (2011), S. 5. 
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Auftragsgegenstand handelt, kommt eine Freihändige Vergabe, bzw. in diesem Fall das europaweite Äquivalent, 
ein Verhandlungsverfahren, vermutlich nicht in Frage.  
Ein weiterer Kritikpunkt in der Studie ist das Fehlen langfristiger, detaillierter Pläne zum Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung471, die über eine rein politische Willensäußerung zum Ausbau hinausgehen sollten. 
Verlässliche politische Rahmenbedingungen würden es ermöglichen, Synergieeffekte beim Netzanschluss oder 
bei der Errichtung der Offshore-Windenergieanlagen zu nutzen.  
Die Studie zeigt, dass aus Investorensicht eine gezielte räumliche Steuerung der Offshore-Windenergienutzung 
begrüßenswert ist. Die geforderten verlässlichen politischen Rahmenbedingungen spiegeln das legitime 
Bedürfnis von Investoren nach Planungssicherheit wider. Planungssicherheit könnte dadurch entstehen, dass es 
verbindliche räumliche Pläne gibt, die den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung steuern. Dazu ist es 
notwendig, dass der Gesamtraum durch die Ausweisung und den Ausschluss von Gebieten für die Offshore-
Windenergienutzung nachhaltig geordnet wird. Wobei das Interesse der Investoren sich naturgemäß stärker auf 
den Aspekt der Sicherung von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung bezieht als auf den Aspekt der 
nachhaltigen Ordnung der Meeresflächen. Beides könnte eine marine Raumordnung leisten. 
III.5.2.4 Fehlende planungsrechtliche Verankerung einer marinen Raumordnung in der AWZ 
Dänisches Nationales Raumordnungsgesetz – Lov om Planlægning 
Das Lov om Planlægning beinhaltet keine Aussagen zur Raumordnung in der AWZ. Der Begriff der marinen 
Raumordnung findet in den 70 Paragraphen des Gesetzes keinen Eingang.  
Dennoch sollen an dieser Stelle die Inhalte des Gesetzes und die dahinterstehende Planungsphilosophie kurz 
dargelegt und hinsichtlich der möglichen Verankerung einer zukünftigen marinen Raumordnung untersucht 
werden.  
Im Lov om Planlægning werden folgende Themenbereiche in dieser Reihenfolge behandelt (in Klammern die 
vom MIM verwendete englische Übersetzung der dänischen Originalbezeichnungen):  
 
Abschnitt 1: Zielsetzung (purpose) 
Abschnitt 2: Nationale Planung (national planning) 
Abschnitt 3: Regionale Raumentwicklungsplanung (regional spatial development planning) 
Abschnitt 4: Kommunale Planung (municipal planning) 
Abschnitt 5: Lokale Planung (local planning) 
Abschnitt 6: Aufstellung von Plänen (producing and repealing plans) 
Abschnitt 7: Zonierung und Umgang mit dem ländlichen Raum (zoning and rural zone administration) 
Abschnitt 8: Gebiete mit Ferienhäusern (summer cottage areas) 
Abschnitt 9: Nutzungsrechte (easements) 
Abschnitt 10: Umklassifizierung von Zonen (zone transfer) 
                                                          
471 Langfristig bedeutet in diesem Zusammenhang 10 bis 15 Jahre. Vgl. DELOITTE (2011), S. 5. 
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Abschnitt 11: Enteignung (expropriation, taking over property, etc.) 
Abschnitt 12: Prozessüberwachung (supervision) 
Abschnitt 13: Administrative Vorschriften etc. (administrative provisions, etc.) 
Abschnitt 14: Anfechtung und Rechtsverfahren (appeals and legal proceedings) 
Abschnitt 15: Legalisierung und Strafmaßnahmen (legalization and penalties) 
 
In § 1 Lov om Planlægning sind die Leitziele der dänischen Raumordnung verankert. Im Zentrum steht die 
Abstimmung der gesellschaftlichen Interessen mit einer sinnvollen Flächennutzung. Die Raumplanung soll zum 
Schutz der Umwelt, zu einer nachhaltigen Entwicklung und zu einer Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Menschen beitragen.  
Es folgt die englische Übersetzung des dänischen Gesetzeswortlauts von § 1 Lov om Planlægning: 
 
“§ 1 The Planning Act in Denmark, Consolidated Act. No. 813 of 21 June 2007: 
This Act shall ensure that the overall planning synthesizes the interests of society with respect to land use and 
contributes to protecting the country´s nature and environment, so that sustainable development of society with 
respect for people´s living conditions and for the conservation of wildlife and vegetation is secured.” 
 
§ 1 Lov om Planlægning beinhaltet neben den allgemeinen Leitzielen auch spezifische Ziele. So gibt es ein 
eigenes Ziel zum Küstenbereich (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 Lov om Planlægning), das besagt, dass die “offene Küste”472 
auch in Zukunft eine wichtige “natürliche und landschaftliche Ressource”473 darstellen soll. Die Begriffe „open 
coast“ und „coastal zone474“ sind nicht legaldefiniert. Es ist davon auszugehen, dass sie zumindest stellenweise 
auch den Bereich des Küstenmeers mit einbeziehen.  
Die Platzierung des Ziels zum Küstenbereich in § 1 Lov om Planlægning spiegelt die hohe Bedeutung wider, die 
die Küsten und deren Schutz in Dänemark innehaben. Dänemark hat eine Küstenlinie von ca. 7.300 
Kilometern475 Länge, die Küstenräume haben eine wichtige Erholungsfunktion und eine hohe touristische 
Bedeutung für das Land.  
Wenn der landschaftsästhetische Schutz der Küsten tatsächlich einen so hohen Stellenwert innehat, wie 
Platzierung und Formulierung des aufgeführten Ziels im Lov om Planlægning implizieren, verwundert die 
Tatsache, dass gerade in dänischen Gewässern Offshore-Windenergieanlagen mit sehr geringen Abständen zur 
Küste errichtet wurden und auch zukünftig Nearshore-Projekte geplant sind. Das neue Energie-Abkommen vom 
                                                          
472 Die englische Übersetzung des dänischen Begriffs lautet „open coasts“. Vgl. MIM (2007), S. 5. 
473 Die englische Übersetzung des dänischen Begriffs lautet „natural and landscape resource“. Vgl. MIM (2007), S. 5. 
474 Vgl. PICKAVER (2002), S. 11. 
475 Vgl. PICKAVER (2002), S. 11. 
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März 2012 Ny Aftale om den danske energipolitik 2012 - 2020476 sieht die Installierung weiterer 500 Megawatt 
Leistung „near the coast“477 vor.  
 
Die gesetzliche Verankerung einer marinen Raumordnung im Lov om Planlægning wäre relativ problemlos 
möglich. Anders als in Deutschland, ist in Dänemark keine Übertragung der Raumordnungskompetenz von 
föderalen Einheiten auf die nationale Ebene notwendig478. Raumordnerische Regelungen für die AWZ könnten 
ohne diese Hürde getroffen werden. Es könnte ein eigener Abschnitt zur Raumordnung in der AWZ eingeführt 
werden, etwa im Bereich der Abschnitte 7 und 8. Ergänzende Paragraphen wären dann sicherlich auch im 
Abschnitt 2 zur Nationalen Planung und im Abschnitt 6 zur Aufstellung von Plänen sinnvoll. Die Einführung einer 
marinen Raumordnung und die Verankerung derselben im Lov om Planlægning würden mit den Leitzielen der 
Raumordnung nach § 1 Lov om Planlægning grundsätzlich in Einklang stehen. Eine Ergänzung um den Bereich 
der Meere („[…] with respect to land and sea use“) wäre notwendig. 
III.5.3 Planungspraktischer Umgang 
Nach der Untersuchung des planungsrechtlichen Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung folgt die 
Betrachtung der Planungspraxis. Dabei gilt es, bestehende Ansätze einer raumordnerischen Steuerung der 
Offshore-Windenergienutzung herauszuarbeiten, zu bewerten und einen Ausblick auf die mögliche 
Weiterentwicklung dieser Ansätze zu geben. 
III.5.3.1 Ansätze einer raumordnerischen Steuerung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
Ansätze einer raumordnerischen Steuerung der Offshore-Windenergienutzung gibt es seit dem Jahr 1997. Im 
Folgenden sollen diese Ansätze im Zuge der Erstellung des Aktionsplans „Havmølle-handlingsplan for danske 
farvande“ aus dem Jahr 1997 dargelegt werden und raumplanerische Bezüge bei den darauf folgenden Berichten 
der Jahre 2007 und 2011 herausgearbeitet werden. Die Vorgehensweise bei der Flächenauswahl im Vorfeld der 
staatlichen Vergabeverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen soll ebenfalls 
untersucht werden. Wenn von staatlicher Seite aus Flächen für die Errichtung und für den Betrieb von Offshore-
Windenergieanlagen ausgewählt werden, muss diese Auswahl nach bestimmten Kriterien erfolgen. 
Möglicherweise gibt es auch hier Bezüge zu einer marinen Raumordnung, also einer gezielten räumlichen 
Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen. 
III.5.3.1.1 Erste raumordnerische Ansätze bei der Erstellung des Aktionsplans „Havmølle-
handlingsplan for danske farvande“ (1997) 
Ein erster raumplanerischer Ansatz beim Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Dänemark findet sich bei 
der Erstellung des Havmølle-handlingsplan for danske farvande aus dem Jahr 1997479. Der Aktionsplan, der 
                                                          
476 Siehe oben, S. 88 ff. 
477 KEMIN (2012). 
478 Siehe unten, S. 107. 
479 Vgl. ENS (2005), S. 7. Die deutsche Übersetzung lautet: Aktionsplan für Offshore-Windenergienutzung in Dänemark. 
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gemeinsam von der ENS und von Energieunternehmen erarbeitet wurde, identifiziert Standorte für die damals 
staatlich anberaumten Demonstrationsprojekte480 zur Offshore-Windenergienutzung481.  
Bei der Auswahl der Gebiete für die Demonstrationsprojekte wurde zweistufig vorgegangen. In einem ersten 
Schritt wurden Ausschlussgebiete definiert, die keine Offshore-Windenergienutzung zulassen, wie zum Beispiel 
ausgewiesene Schutzgebiete, militärische Übungsgebiete, Hauptschifffahrtsrouten, Verkehrstrennungsgebiete, 
Korridore für Kabel- und Rohrleitungstrassen, Rohstoffabbaugebiete sowie archäologisch wertvolle Gebiete, in 
denen Schiffswracks am Meeresboden liegen. Im übrigen Meeresraum erfolgte daraufhin eine Abwägung mit 
sämtlichen Belangen, die Nutzungskonflikte mit der Errichtung und dem Betrieb von Offshore-
Windenergieanlagen implizieren könnten. Schließlich wurden die Gebiete Horns Rev, Omø Stålgrunde und 
Rødsand/Gedser Rev als besonders geeignet für die Standorte der Demonstrationsprojekte empfohlen und im 
Planwerk verzeichnet482.  
Die erläuterte Vorgehensweise der Flächensondierung wird in der Fachliteratur in diesem Zusammenhang als 
„screening“ bezeichnet. Der Screening-Prozess sieht die Beteiligung von Behörden, Trägern öffentlicher Belange 
und der Öffentlichkeit vor. Erkenntnisse aus dem Screening-Prozess können für die UVP im späteren 
Genehmigungsverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen verwendet 
werden483. Dieser Ansatz eines Screening-Prozesses, den die ENS und die beteiligten 
Energieversorgungsunternehmen erstmals für die Auswahl empfehlenswerter Flächen für die ersten Offshore-
Demonstrationsprojekte gewählt haben, war Vorbild für weitere Flächensondierungen. 
Der Aktionsplan Havmølle-handlingsplan for danske farvande zur Auswahl geeigneter Standorte für staatlich 
angeordnete Demonstrationsprojekte entfaltet keine Rechtsverbindlichkeit für öffentliche Stellen oder Private. Der 
Aktionsplan ist zwar ein räumlicher Plan, aber kein Raumordnungsplan im eigentlichen Sinne. Er zielt nicht auf 
eine querschnittsbezogene Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Gesamtraums ab, sondern widmet sich 
dem Raum nur aus der Perspektive des sektoralen Belangs der Offshore-Windenergienutzung. Er kann daher 
allenfalls als erster Ansatz für eine raumordnerische Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung 
                                                          
480 Ein Jahr später folgte eine Verordnung, die die dänischen Energieversorger dazu verpflichtete, bis zum Jahr 2008 5 
Offshore-Windparks mit einer Leistung von jeweils 150 Megawatt zu errichten und zu betreiben. Letztendlich kam es nur zur 
Realisierung von 2 Demonstrationsprojekten. Nach einem Regierungswechsel im Jahr 2002 wurde die Verordnung 
aufgehoben und gemäß den Entwicklungen hin zu einem liberalisierten Strommarkt das staatliche Vergabeverfahren für die 
Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen eingeführt. Vgl. KRUPPA, S. 110. 
481 Der Aktionsplan ist das Ergebnis einer eigens eingerichteten Arbeitsgruppe, die sich in erster Linie aus der ENS und 
Energieversorgungsunternehmen zusammensetzte. Vgl. KRUPPA (2007), S. 108. 
482 Vgl. KRUPPA (2007), S. 108. 
483 Vgl. ENS (2005), S. 9. 
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angesehen werden484. Als Fachplan ist er nicht dafür geeignet, Nutzungskonflikte auf den Meeresflächen zu 
entschärfen. 
III.5.3.1.2 Der Bericht „Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025“ (2007) 
Der Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 stellt eine Überarbeitung des Aktionsplans 
Havmøllehandlingsplan for danske farvande485 aus dem Jahr 1997 dar. Nachdem sich wesentliche 
Rahmenbedingungen im Laufe der Jahre geändert hatten, aufgeführt werden hier von der ENS vor allem die  
Ausweisung zahlreicher neuer Meeresnaturschutzgebiete sowie die signifikante Erhöhung des Schiffverkehrs, hat 
sich die Dänische Regierung im Jahr 2005 zur Aktualisierung des Aktionsplans entschieden486. Unter der 
Beteiligung von Behörden, Verbänden und NGOs hat ein von der ENS eigens ins Leben gerufenes Komitee 
einen Bericht vorgelegt, der in den darauf folgenden Jahren als Grundlage für den weiteren Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung diente. Der Bericht besteht aus textlichen Empfehlungen sowie einem Kartenteil mit 
gebietsscharfen Standortvorschlägen für Offshore-Windparks487 und ist unter der Maßgabe entstanden, 
besonderes Augenmerk auf die Entschärfung von Nutzungskonflikten auf den Meeresflächen zu legen488. Hohes 
Gewicht bei der Abwägung verschiedener Nutzungsbelange wurde auch auf die Bedingungen für den 
Netzanschluss gelegt. Der Bericht entfaltet keine Rechtsverbindlichkeit. 
Auch der Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 aus dem Jahr 2007 ist ein räumlicher Plan. Als solcher 
musste er sogar einer Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung (SUP)489 unterzogen werden. Die 
Empfehlungen des Berichts, auch die räumlichen, sind aber nicht das Ergebnis einer gesamträumlichen 
Abwägung aller relevanten Belange. Es wird eigens darauf hingewiesen, dass die als geeignet identifizierten 
Standorte für Offshore-Windparks nicht zwingend realisierbar seien, falls Interessen von Natur- und 
Landschaftsschutz entgegenstünden490. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass Belange des Umweltschutzes bei 
der Identifizierung von Standorten für den Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 nicht in gleichem 
Maße berücksichtigt wurden, wie der Aspekt der Wirtschaftlichkeit des Ausbaus der Offshore-
Windenergienutzung.  
                                                          
484 KRUPPA (2007) bescheinigt dem Screening-Prozess eine gewisse steuernde Wirkung. So sei die von der dänischen 
Regierung vorgesehene Errichtung eines Offshore-Windparks im Gebiet Omø Stålgrunde aufgrund der negativen 
Ergebnisse des Screening-Prozesses verworfen worden. Vgl. KRUPPA (2007), S. 112. 
485 Siehe oben, S. 100. 
486 Vgl. ENS (2007), S. 2. 
487 Insgesamt wurden 23 mögliche Standorte identifiziert, die jeweils 44 Quadratkilometer Fläche aufweisen. Unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Kosten wurde zudem eine Reihenfolge der Errichtung der Offshore-Windparks 
ermittelt, die den kosteneffizientesten Ausbau ermöglichen soll. Vgl. ENS (2007), S. 3. 
488 Vgl. ENS (2007), S. 1. 
489 Die SUP prüft nach der EG-Richtlinie 2001/42/EG Umweltaspekte bei strategischen Planungen und Entwürfen von 
Programmen. Vgl. BMU (2012). 
490 Vgl. ENS (2007), S. 2. 
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Es handelt sich daher beim Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 aus dem Jahr 2007 um einen 
räumlichen Fachplan für die Offshore-Windenergienutzung. Die Maßgabe, Nutzungskonflikte auf den 
Meeresflächen zu entschärfen491, kann der sektorale Plan aber nicht erfüllen. Ohne überfachlichen 
Querschnittsbezug und ohne Rechtsverbindlichkeit kann eine Entschärfung von Nutzungskonflikten kaum 
gelingen. 
III.5.3.1.3 Die Aktualisierung des Berichts „Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025“ (2011) 
Im Jahr 2011 hat eine Aktualisierung des Berichts Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 aus dem Jahr 2007 
stattgefunden. Der aktualisierte Bericht trägt den Titel „Stor-skala havmølleparker i Danmark. Opdatering af 
fremtidens havmølleplaceringer“492. Als Grund für die Notwendigkeit einer Aktualisierung des Berichts im Jahr 
2011 wird die Veränderung wichtiger zu Grunde liegender Datenparameter genannt493. Anhand aktualisierter 
Datengrundlagen wurden demnach alle empfohlenen Gebiete für die Offshore-Windenergienutzung überprüft und 
notwendige Anpassungen vorgenommen. Insbesondere Daten zu neuen Schifffahrtsrouten, Natura 2000 
Gebieten, Rohstofflagerstätten, Seekabeln und Rohrleitungen sind hierbei mit eingeflossen494. Das Ergebnis zeigt 
Abbildung 12. Potenzielle Standorte für die Offshore-Windenergienutzung sind als gelbe Punkte verzeichnet. 
 
                                                          
491 Siehe oben, S. 101, vgl. ENS (2007), S. 1. 
492 Bislang ist nur die dänische Fassung verfügbar (Stand 12/2012). Zu beziehen unter: http://www.ens.dk/da-
DK/UndergrundOgForsyning/VedvarendeEnergi/Vindkraft/Havvindmoeller (12.12.2012) 
493 Vgl. ENS (2011c), S. 6. 
494 Vgl. ENS (2011c), S. 6. 
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Abbildung 12) Plan über die Offshore-Windenergienutzung 2011 
 
Quelle: ENS (2012d). 
III.5.3.1.4 Die Festlegung von Reservegebieten für die Offshore-Windenergienutzung 
Mit Schreiben vom 16.04.2012 weist der Energieminister die ENS darauf hin, dass mit Inkrafttreten des Lov Nr. 
276 vom 27.03.2012 zur Änderung des VE-Lov die Reservierung von Gebieten für die Offshore-
Windenergienutzung möglich sei. In seinem Schreiben betont er die große Bedeutung des Ausbaus der Offshore-
Windenergienutzung und bezeichnet den aktualisierten Bericht Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 als 
Grundlage für die Festlegung von Reservegebieten495.  
Fünf Reservegebiete wurden bereits ausgewiesen. Sie liegen ausnahmslos in der AWZ. Bei den 
Reservegebieten Horns Rev, Ringkøbing und Jammerbugt gibt es jeweils geringe Überschneidungen mit dem 
Bereich des Küstenmeers. 
Die Festlegung von Reservegebieten für die Offshore-Windenergienutzung ist möglicherweise eine Reaktion auf 
die erläuterten Defizite496 der bisherigen räumlichen Pläne. Diese aktuelle Entwicklung bestätigt die 
Einschätzung, dass Sicherungsaspekte beim Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in Dänemark 
zunehmend an Bedeutung gewinnen und vermutlich auch bei der Einführung einer marinen Raumordnung im 
Vordergrund stehen dürften. Die Tatsache, dass die Möglichkeit zur Flächensicherung nun auf Grundlage des 
Fachgesetzes VE-Lov und nicht des Raumordnungsgesetzes Lov om Planlægning eingeführt wurde, zeigt 
                                                          
495 Vgl. ENS (2012b), S. 1. 
496 Siehe oben, S. 101 ff. 
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allerdings auch, dass die Implementierung einer marinen Raumordnung in Anlehnung an das deutsche Beispiel 
vermutlich nicht vorgesehen ist.  
Abbildung 13) Übersicht Reservegebiete für die Offshore-Windenergienutzung in Dänemark 
 
Quelle: ENS (2012c). 
III.5.3.1.3 Standortauswahl bei staatlichen Vergabeverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von 
Offshore-Windenergieanlagen 
Bei den staatlichen Vergabeverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen handelt 
es sich in Dänemark um ein so genanntes „single-site tender modell“497. Das heißt, dass ein einzelner, konkreter 
Standort im Verfahren ausgeschrieben wird. Im Gegensatz dazu gibt es auch ein so genanntes „multi-site tender 
modell“498, welches beispielsweise in Großbritannien zum Einsatz kommt. Die Ausschreibung umfasst hier eine 
größere Fläche, auf der der Bieter selbst über die Anordnung der Standorte für einzelne Offshore-
Windenergieanlagen entscheiden kann.  
Die Auswahl der zu vergebenden Standorte für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen 
basiert auf dem jeweils aktuellen Bericht zur Offshore-Windenergienutzung in Dänemark499. Die in diesem Bericht 
als geeignet ausgewiesenen Standorte werden ausgeschrieben. Unter der Maßgabe, einen ökonomisch 
effizienten Ausbau der Offshore-Windenergienutzung zu gewährleisten, empfiehlt der Bericht bereits eine 
Reihenfolge der auszuschreibenden Standorte. 
                                                          
497 Vgl. DELOITTE (2011), S. 31. 
498 Vgl. DELOITTE (2011), S. 31. 
499 Siehe oben, S. 101 ff. 
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Beim dänischen Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ kommt der Flächenauswahl im Zuge 
der staatlichen Vergabeverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen eine hohe 
Bedeutung zu. Eine marine Raumordnung zur nachhaltigen Ordnung, Sicherung und Entwicklung der 
Meeresflächen ist nicht vorhanden, die Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung erfolgt allein 
über die staatlichen Vergabeverfahren.  
Die vorhandene planungspraktische Struktur beim Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
bietet theoretisch eine gute Möglichkeit zur nachhaltigen Steuerung des Ausbaus der Offshore-
Windenergienutzung. Die staatlichen Vergabeverfahren ermöglichen eine gezielte räumliche Steuerung der 
Offshore-Windenergienutzung. Zudem sieht die vorhandene Struktur die Kombination mit einem vorgeschalteten 
Screening-Prozess zur Flächenauswahl vor. Aus gesamträumlicher Sicht entscheidend ist hier allerdings die 
Ausgestaltung des Screening-Prozesses. Und diese stellt die Schwachstelle des dänischen Umgangs mit der 
Offshore-Windenergienutzung dar: der Screening-Prozess kommt einer Fachplanung gleich. Zwar wird der 
Offshore-Windenergienutzung durch das Screening geeigneter Raum verschafft, doch ein gesamträumliches 
Konzept, das andere Belange vor der in hohem Maße raumrelevanten Offshore-Windenergienutzung schützt, 
fehlt. Eine marine Raumordnung zur gesamträumlichen, nachhaltigen Ordnung, Sicherung und Entwicklung der 
Meeresflächen kann so nicht ersetzt werden.   
III.5.3.2 Ansätze einer staatenübergreifenden marinen Raumordnung in der Nordic Cooperation 
Die Nordic Cooperation ist eine Institution zur formalen Zusammenarbeit der skandinavischen Länder Dänemark, 
Finnland, Island, Norwegen, Schweden und der drei autonomen Gebiete Faroer Inseln, Grönland und Åland500. 
Es gibt den Nordic Council, einen parlamentarischen Rat, der eine Beratungsfunktion für die Regierungen der 
skandinavischen Länder hat sowie den Nordic Council of Ministers, einen Ministerrat, in dem die 
Regierungsvertreter der einzelnen Länder Beschlüsse fassen501. Die Zusammenarbeit in der Nordic Cooperation 
erstreckt sich über fast alle gesellschaftlich relevanten Themenbereiche. 
So widmet sich die Nordic Cooperation auch der Etablierung einer gemeinsamen marinen Raumordnung. Im Jahr 
2007 wurde in Kopenhagen eine Veranstaltung mit dem Titel „Nordic Workshop on Marine Spatial Planning“ 
abgehalten. Ziel der Veranstaltung war es, einen Überblick über den aktuellen Stand der marinen Raumordnung 
in der Nordic Region zu geben, Probleme zu identifizieren sowie eine Strategie für das weitere Vorgehen zu 
entwickeln502. Die wichtigsten Ergebnisse des Workshop werden im Folgenden kurz dargestellt: 
• Ökologische Notwendigkeit einer marinen Raumordnung 
 Die Nordic Cooperation bejaht die Notwendigkeit einer gemeinsamen marinen Raumordnung in der Nordic 
Region. Sie sieht vor allem eine Verschärfung von Nutzungskonflikten und beschreibt die Ausgangslage mit 
der Metapher „ocean of conflict“503. Von einer besonders intensiven menschlichen Nutzung seien vor allem 
                                                          
500 Vgl. NORDFORSK (2012). 
501 Vgl. NORDFORSK (2012). 
502 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), o.S. 
503 BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 15. 
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Nord-, Ost-, Barent- und die Norwegische See betroffen. Dass die Nutzungskonflikte durch den Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung verschärft werden, steht nicht im Vordergrund der Argumentation der Nordic 
Cooperation für die Implementierung einer gemeinsamen marinen Raumordnung. Auch volkswirtschaftliche 
Argumente gelten nicht als ausschlaggebend. Als entscheidend werden der Schutz der Meeresumwelt und 
der unbedingte Erhalt der Funktionen des marinen Ökosystems aufgeführt504. Die marine Raumordnung soll 
Teil eines „ecosystem-based spatial management“505 sein und ökologische Belange vorn anstellen. 
• Notwendigkeit transnationaler Kooperation:  
Die Teilnehmer des Workshop erachten eine transnationale Vorgehensweise beim marinen 
Flächenmanagement als sinnvoll. Die hohe Bedeutung, die der länderübergreifenden Zusammenarbeit 
beigemessen wird, begründen die Teilnehmer vor allem durch ökologische Unzulänglichkeiten einer rein 
nationalen Planung. Nur ein transnationales Flächenmanagement könne großräumige Verbindungen 
zwischen Habitaten von Flora und Fauna garantieren. Besonders hervorgehoben werden die Auswirkungen 
des Klimawandels, die nicht allein durch regionale Bemühungen eingegrenzt werden könnten506. Ein weiterer 
Aspekt spreche für länderübergreifendes Engagement, nämlich die Notwendigkeit des Informations- und 
Datenaustauschs. Bis heute herrsche trotz intensiver Forschung ein Mangel an meeresökologischen Daten 
und Datenmanagementsystemen507.  
Die lange Tradition der intensiven Zusammenarbeit in der Nordic Cooperation im Rahmen von EU-Projekten 
könne ein Vorteil bei der Etablierung einer gemeinsamen marinen Raumordnung sein508.  
• Definition und Inhalt einer marinen Raumordnung in der Nordic Region 
„Marine spatial planning (MSP) is an approach to assist integrated planning of human activities and the 
protection of the marine environment“509. Diese Definition lässt den starken Umweltbezug erkennen, den die 
Teilnehmer des Nordic Workshop on Marine Spatial Planning für eine zukünftige marine Raumordnung 
fordern. Sie möchten die marine Raumordnung zudem als eine Komponente des umfassenden marinen 
Flächenmanagements verstanden wissen. Als kostengünstiges Werkzeug („cost-effective tool“510) soll sie 
sektorübergreifend agieren. Es wird eine Planungshierarchie vorgeschlagen, die vom „national level“ über 
das „sub-national level“ bis zum „local level“511 reicht. Empfohlen wird außerdem die Schaffung von räumlich 
abgegrenzten Planungseinheiten. So sollen die zu beplanenden Meeresgebiete in einzelne Einheiten 
                                                          
504 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 15. 
505 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 31. 
506 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 14. 
507 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 14. 
508 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 53. 
509 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 16. 
510 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 16. 
511 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 23. 
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(„units“) unterteilt werden. Die Abgrenzung soll bevorzugt nach ökosystemaren Kriterien erfolgen512. Als 
wünschenswerter Planungshorizont gilt für die Teilnehmer des Workshop ein Zeitraum von 20 bis 25 Jahren, 
alle 5 Jahre soll eine Überarbeitung der Planwerke stattfinden. Für alle Aspekte, die das Thema Klimawandel 
tangieren, sei ein Planungshorizont von 50 bis 100 Jahren einzuberaumen. Ausdrücklich sollen 
wirtschaftliche Anliegen, insbesondere die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Energien, in einem 
marinen Flächennutzungsmanagement hervorgehoben werden513. 
Die Herangehensweise der Nordic Cooperation an ein nachhaltiges Flächenmanagement für die Meeresgebiete 
der beteiligten skandinavischen Länder zeichnet sich von Beginn an durch ein hohes Maß an transnationalem 
Denken und grenzüberschreitender Zusammenarbeit aus. Die Etablierung einer marinen Raumordnung wird als 
Gemeinschaftsaufgabe gesehen; vor allem aus ökologischen Gründen sind nach Auffassung der Nordic 
Cooperation die einzelnen Länder dieser Herausforderung alleine nicht gewachsen. Ein gemeinsamer formeller 
und institutioneller Rahmen fehlt bislang allerdings. Auch sind die Inhalte einer gemeinsamen skandinavischen 
marinen Raumordnung noch wenig konkret.  
Die Teilnehmer des Nordic Workshop on Marine Spatial Planning sprechen sich einhellig für einen gemeinsamen 
nordischen Ansatz der Raumordnung auf dem Meer aus. Sie empfehlen aber die Entwicklung von 
Planungsansätzen für spezifische Regionen und nicht für einzelne Länder514. Dabei sollten die zugrunde liegende 
Planungsphilosophie sowie die allgemeinen Prinzipien die gleichen sein, auch wenn die Umsetzung flexibel 
gehandhabt werden sollte515. 
Der EU wird von den Teilnehmern des Nordic Workshop on Marine Spatial Planning eher eine untergeordnete 
Rolle zugesprochen: „(…) the EU can facilitate the environment in which MSP can flourish, but the ideas should 
come from individual countries“516. 
III.5.3.3 Mögliche Integration einer marinen Raumordnung in das bestehende Planungssystem 
Um zukünftige Aktivitäten zum raumordnerischen Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung – ob als 
Alleingang der dänischen Regierung oder eingebunden in einen gemeinsamen Ansatz der skandinavischen 
Länder in der Nordic Cooperation – einschätzen zu können, folgt ein kurzer Abriss über die wesentlichen 
Charakteristika des terrestrischen Planungssystems in Dänemark. Falls es zur Einführung einer marinen 
                                                          
512 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 23. 
513 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 23. 
514 Die Empfehlung der Etablierung einer marinen Raumordnung, die sich nicht an administrativen Grenzen orientiert, steht 
im Einklang mit dem deutschen Selbstverständnis der Raumordnung. Planungsräume sind nach materiellen Kriterien 
abzugrenzen, auf dem Land können das beispielsweise die sozioökonomische Funktion, die ökologische Funktion, der 
Verflechtungsbereich, die Besiedelungsdichte etc. sein. Beispiel für eine nicht-administrative Planungsraumabrenzung sind 
die deutschen Gebietskategorien (Ländlicher Raum, Verdichtungsraum etc.). 
515 Vgl. BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 54. 
516 BLÆSBJERG ET AL (2009), S. 55. 
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Raumordnung in Dänemark kommt, ist wahrscheinlich, dass an der bestehenden terrestrischen Raumordnung 
Maß genommen wird. Die Einbettung in bestehende formelle und prozessuale Strukturen liegt nahe.  
III.5.3.3.1 Charakteristika der terrestrischen Raumordnung 
Historie 
Die dänische Raumordnung fand ihre Anfänge in den 1970-er Jahren517. Im Jahr 1974 kam es zur 
Verabschiedung des ersten Gesetzes über Landes- und Regionalplanung. Darauf folgte im Jahr 1977 das erste 
Kommunalplanungsgesetz518. Das erste nationale Planungsgesetz trat hingegen erst im Jahr 1992 in Kraft519. 
Planungsphilosophie 
Die dänische Raumordnung bescheinigt sich eine stete Anpassung an sich wandelnde Rahmenbedingungen. 
Dieser Flexibilität steht die Verwurzelung in einem traditionellen Planungsverständnis gegenüber, welches 
besagt, dass die Raumordnung in Dänemark für die geordnete Entwicklung der städtischen 
Agglomerationsräume und die Regulierung der Flächennutzung sorgen muss, wie ENEMARK (2002) resümiert: 
„The planning system has been developed for a number of years, changing with changing conditions, but it is 
rooted in the tradtion of understanding the necessity for functional cities and the regulation of land use.“520 
Es gibt 5 Zielsetzungen der dänischen Raumordnung: 
1. „Rural and urban areas should be distinct521. 
2. Development should benefit all of Denmark. 
3. Spatial planning should be based on respect for the identity of cities and towns, nature, the environment 
and the landscape and townscape. 
4. Spatial planning and investment in infrastructure should be closely integrated. 
5. Spatial planning should be comprehensive.”522 
Mehrstufigkeit des Planungssystems 
                                                          
517 Im Jahr 1969 wurde das Gesetz über Siedlungs- und Landzonen verabschiedet, das als Grundlage der modernen 
Planungsgesetzgebung in Dänemark gilt. Es teilt das Land in die Kategorien Siedlungszone, Landzone und 
Sommerhausgebiete ein. Bis heute ist die Überführung von Gebieten aus der Land- in die Siedlungszone nur durch ein 
förmliches Planungsverfahren möglich. Vgl. PRIEBS (1999), S. 1. 
518 Vgl. PRIEBS (1999), S. 2. 
519 Vgl. MIM (2007b), S. 1. 
520 ENEMARK (2002), S. 5. 
521 Es gibt in Dänemark 3 Gebietskategorien, die unterschiedliche Nutzungsgrade des Raums erlauben: ländlicher Raum, 
Verdichtungsraum und Erholungsraum (“recreational zone”), was mit dem Begriff Stadtumland bzw. ländlicher Raum im 
Umfeld von Verdichtungsräumen vermutlich treffender wiedergegeben werden kann. Dabei ist im ländlichen Raum, der ca. 
90 Prozent der gesamten Landesfläche einnimmt, eine Veränderung der Landnutzung grundsätzlich unzulässig. Dies betrifft 
nicht die Land- und Forstwirtschaft. Die Erschließung von Bauland erfordert eine rechtsverbindliche Bauleitplanung. Zudem 
hat der Grundstückseigentümer bei dieser Umwidmung der Landnutzung eine Landnutzungssteuer zu entrichten. Vgl. 
ENEMARK (2002), S. 2. 
522 Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 10. 
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Das System der Raumordnung weist eine vierstufige Planungshierarchie auf (national, regional, kommunal und 
lokal)523, wobei in der Literatur bisweilen die Ebenen der lokalen Planung und der kommunalen Planung 
gleichgesetzt werden und dann von nur 3 Stufen die Rede ist.  
Die dänische Raumordnung ist geprägt von einem Streben nach Subsidiarität und Dezentralisierung, möglichst 
viele Kompetenzen sollen auf die problemnahen Planungsebenen delegiert werden524. Mit der lokalen 
Gebietsreform525 und der Novellierung des Nationalen Raumordnungsgesetzes im Jahr 2007 hat eine Stärkung 
der regionalen Planungsebene stattgefunden526. Die regionalen Gebietskörperschaften wurden erstmalig zur 
Aufstellung von Regionalplänen verpflichtet527. Zuvor gab es keine Raumordnungspläne auf regionaler Ebene. 
Die Regionalpläne entfalten Rechtsverbindlichkeit gegenüber der kommunalen Bauleitplanung. Die kommunalen 
Pläne dürfen den übergeordneten Regionalplänen nicht widersprechen528. Seit den 1970er Jahren spielen 
Partizipationsansätze in der Regionalplanung eine wichtige Rolle. Die ersten aufzustellenden Regionalpläne 
wurden beispielsweise in einer sechsmonatigen Phase der Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt. Es gab 
Ideenwettbewerbe, Bürgerversammlungen, Volkshochschulkurse etc.529. Bis heute ist eine starke Beteiligung der 
Bürger ein Wesensmerkmal der räumlichen Planung in Dänemark. PRIEBS (1999) spricht von einer 
„Verhandlungsorientierung als Teil der Planungskultur“530 und bezieht sich dabei auf alle vier Planungsebenen. 
Ferner sei das gesamte politische System in Dänemark hochgradig konsensorientiert531. Obwohl sich die 
regionalplanerischen Zielaussagen stark auf Nutzungskonflikte im Raum konzentrieren, ist die zeichnerische 
Darstellung von Zielen der Raumordnung, wie sie beispielsweise ein wesentlicher Bestandteil der deutschen 
Regionalpläne ist, von untergeordneter Bedeutung532.  
Bis zum Inkrafttreten eines neuen Planungsgesetzes im Jahr 1991 unterlagen die Regionalpläne einer 
Genehmigungspflicht durch das zuständige Ministerium. Inhaltliche Probleme der Regionalplanung, die vor allem 
die mangelhafte Koordinierung der sich widersprechenden Fachplanungen betrafen, haben dazu geführt, dass 
durch das neue Planungsgesetz aus dem Jahr 1991 die Kompetenz der Regionalplanung verstärkt wurde533. In 
                                                          
523 Siehe Tabelle 4. 
524 Vgl. ENEMARK (2002), S. 2. 
525 Im Zentrum der lokalen Gebietsreform im Jahr 2007 stand die Zusammenlegung von Gemeinden, deren Zahl sich von 
ursprünglich 271 auf 98 verringert hat. Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 3. 
526 Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 3. 
527 Darüber hinaus haben die regionalen Gebietskörperschaften auch die Aufgabe erhalten, verbindliche Pläne für den 
Abbau von Rohstoffen zu erstellen. Es besteht also eine Zuständigkeit sowohl für die Erstellung raumordnerischer als auch 
sektoraler Pläne. Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 7. 
528 Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 16. 
529 Vgl. PRIEBS (1999), S. 3. 
530 Vgl. PRIEBS (1999), S. 11. 
531 Vgl. PRIEBS (1999), S. 11. 
532 Vgl. PRIEBS (1999), S. 8, 17. 
533 Vgl. PRIEBS (1999), S. 5. 
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diesem Zuge wurde die Pflicht der Genehmigung der Regionalpläne durch das zuständige Ministerium 
aufgehoben und in ein Vetorecht des MIM umgewandelt, welches bis heute Bestand hat.  
Die nationale Ebene der Raumordnung spielt in Dänemark eine wichtige Rolle. Zwar werden weder Programme 
noch Pläne auf nationaler Ebene erstellt, noch geht der rechtliche Charakter der Nationalen Planungsberichte 
und Nationalen Planungsperspektiven des MIM über eine beratende Funktion hinaus, doch über sog. Nationale 
Planungsverordnungen kann der Staat direkt in die kommunale Planung eingreifen, wenn es um Themen oder 
Projekte von nationalem Interesse geht534. Dies kann bei großen Infrastrukturprojekten der Fall sein, wie 
beispielsweise der Festlegung von Trassen für Stromleitungen535.  
Zudem kann der Umweltminister regionale und kommunale Behörden anweisen, einen Raumordnungsplan mit 
spezifischem Inhalt auszuarbeiten536. Gleichfalls kann er Regional- und Kommunalpläne ohne Umweg außer 
Kraft setzen, wenn diese nationalen Interessen zuwider laufen. Somit kommt der nationalen Ebene der 
Raumordnung in Dänemark auf der einen Seite hauptsächlich eine beratende Funktion zu, auf der anderen Seite 
hat sie unter oben den erläuterten Voraussetzungen direkten Einfluss auf die Programme und Pläne der anderen 
Planungsebenen. 
Gegenstromprinzip 
Wie in der deutschen Raumordnung kommt in der dänischen Raumordnung das Gegenstromprinzip zum Tragen, 
d.h. die Teilräume müssen die Bedürfnisse des Gesamtraums berücksichtigen und umgekehrt. Planungswerke 
auf unterer Ebene dürfen übergeordneten Plänen nicht widersprechen. Dabei ist es durchaus legitim, dass sich 
die Ziele der Raumordnung auf den unterschiedlichen Planungsebenen in ihrem Inhalt unterscheiden.  
Ähnlich wie in Deutschland besteht eine Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange bei der Aufstellung der 
Raumordnungspläne in Form eines Anhörungsverfahrens537.  
Rechtsverbindlichkeit 
Auf der nationalen Ebene beschränkt sich die Rechtsverbindlichkeit auf das Instrument der Nationalen 
Planungsverordnungen. Die Instrumente auf regionaler, kommunaler und lokaler Ebene ziehen jeweils eine 
Rechtsverbindlichkeit für die Behörden der nächst niedrigeren Planungsebene, bzw. für Grundstückseigentümer, 
nach sich538. Der Träger der Regionalplanung, der Regionalråd, hat ein Vetorecht gegenüber der kommunalen 
Planung539. Baurecht kann nur durch einen rechtskräftigen Lokalplan geschaffen werden540.  
                                                          
534 Vgl. MIM (2007b), S. 1. 
535 Vgl. ØSTERGARD, WITT (2007), S. 9. 
536 Vgl. MIM (2007b), S. 1. 
537 Vgl. ENEMARK (2002), S. 4. 
538 Siehe Tabelle 4. 
539 Vgl. PRIEBS (1999), S. 18. 
540 Vgl. PRIEBS (1999), S. 18. 
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Das Institut des Vetorechts verstärkt den Verhandlungscharakter der dänischen Raumplanungspolitik. Der 
Gebrauch des Vetos führt meist zu politischen Verhandlungen541. Auf informellem Weg können dann 
Kompromisse zur Lösung eines Problems gefunden werden.  
 
Folgende Tabelle gibt einen Überblick über das System der Raumordnung in Dänemark. 
 
Tabelle 4) Das System der Raumordnung in Dänemark 
Institutionen  Instrumente  
Ebene Zuständige Behörde Art der Pläne Rechtsverbindlichkeit 














Verbindlich für regionale 
und lokale Behörden 
Regional Regionalråd Regionalpläne Verbindlich für regionale 











Quelle: Eigene Darstellung nach ENEMARK (2002), S. 3; ØSTERGARD, WITT (2007), S. 3. 
III.5.3.3.2 Mögliche Implementierung einer marinen Raumordnung auf nationaler Ebene 
Das System der dänischen Raumordnung ist durch Mehrstufigkeit gekennzeichnet. Die nationale Ebene verfügt 
dabei über deutlich weitreichendere formelle und materielle Kompetenzen, als dies beispielsweise in Deutschland 
der Fall ist, wo die terrestrische Raumordnung im Wesentlichen Sache der Länder ist. Die hohe Bedeutung der 
nationalen Ebene ist natürlich auch auf das Fehlen föderaler Strukturen zurückzuführen und lässt den Schluss 
zu, dass die Einführung einer marinen Raumordnung in Dänemark mit hoher Wahrscheinlichkeit auch auf 
nationaler Ebene erfolgen würde. Die Implementierung einer marinen Raumordnung auf subnationaler, also im 
Falle Dänemarks auf regionaler Ebene, wäre vermutlich nicht zielführend. Eine Verankerung auf nationaler 
Ebene böte den Vorteil, dass im Vorfeld keine Kompetenzübertragung zwischen den Planungsebenen erfolgen 
müsste und somit relativ rasch gehandelt werden könnte. Mit dem KEMIN und der ENS wäre bereits eine 
                                                          
541 Vgl. PRIEBS (1999), S. 20. 
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tragfähige Behördenstruktur vorhanden. Das Know-How für komplexe Planungsprozesse, zu denen eine marine 
Raumordnung zweifellos gehört, wäre dort bereits gebündelt. Die Kapazitäten der Behörden müssten 
gegebenenfalls aufgestockt, aber nicht völlig neu aufgebaut werden, so dass die vorhandene langjährige 
Erfahrung bei der nationalen Raumordnung der Qualität der marinen Planung zu Gute käme, unabhängig von der 
genauen Ressortzuteilung. Wie dies auch in Deutschland vor der Kompetenzübertragung der Länder auf den 
Bund der Fall war, gibt es in Dänemark bislang keine Raumordnungspläne oder –programme auf nationaler 
Ebene und somit keine Erfahrung mit der Erstellung umfassender, möglicherweise rechtsverbindlicher 
Planwerke. Bei der Nationalen Planungsperspektive und dem Nationalen Planungsbericht handelt es sich um 
zukunftsweisende bzw. evaluierende Dokumente mit beratender Funktion. Die Nationalen Planungsverordnungen 
beziehen sich auf konkrete materielle Problemstellungen und greifen direkt in die regionale und lokale 
Zuständigkeit ein. Ebenfalls maßnehmend am entsprechenden Vorgehen in Deutschland, könnte sich die 
nationale Ebene jedoch das Knowhow auf regionaler Ebene zu Nutze machen, ggf. durch Abordnungen von 
regionalen Planungsexperten. 
III.5.4 Zusammenfassung 
Dänemark hat in den 1990-er Jahren und somit vergleichsweise früh mit dem Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung begonnen und steht in Europa bei der Offshore-Windenergienutzung heute an zweiter Stelle 
hinter Großbritannien. Waren frühe Ausbauphasen vor allem durch staatliche Initiierung geprägt, führten 
ökonomische Überlegungen rasch zu einem stärker marktwirtschaftlich orientierten Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung. 
Eine marine Raumordnung zur Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen gibt es in Dänemark 
bislang nicht. Dennoch ist ein Instrumentarium vorhanden, welches erlaubt, den Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung räumlich zu lenken.  
Die zuständige Behörde ENS identifiziert Meeresflächen, die sich für die Errichtung und den Betrieb von 
Offshore-Windenergieanlagen eignen. Die Eignung der Standorte für die Offshore-Windenergienutzung wird an 
folgenden Parametern festgemacht: wirtschaftliche Faktoren, Windverhältnisse, Netzanschlusssmöglichkeiten, 
Natur und Landschaft. Die Priorität dieser Parameter spiegelt sich in der Reihenfolge der dem Bericht Fremtidens 
Havmølleplaceringer – 2025 entnommenen Aufführung wider. Zu einer gesamträumlichen Abwägung aller 
Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse kommt es im Zuge der Flächensondierung der ENS, genannt 
Screening-Prozess, indes nicht. Die Flächen werden im jeweils aktuellen Bericht zur Offshore-
Windenergienutzung verzeichnet. Dabei handelt es sich um räumliche Pläne, die einen sektoralen Charakter 
aufweisen. 
Die als geeignet identifizierten Flächen dienen als Grundlage für die staatlichen Vergabeverfahren für den 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung. Die gezielte staatliche Ausschreibung von Standorten für Offshore-
Windenergieanlagen stellt den zentralen Baustein des Steuerungsinstrumentariums dar. Zwar besteht auch die 
Möglichkeit, unabhängig von den Vergabeverfahren Anträge auf Genehmigung von Offshore-
Windenergieanlagen einzureichen, und zwar an Standorten, die nicht im Vorfeld als geeignet identifiziert wurden, 
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doch von dieser Option wurde bislang kein Gebrauch gemacht. Die Erteilung der Genehmigung stellt bei beiden 
Verfahrensvarianten eine Ermessensentscheidung dar, wodurch die ENS grundsätzlich Einfluss auf die 
Raumverträglichkeit von Offshore-Windenergieanlagen nehmen könnte.  
Besondere Bedeutung wird dem Netzanschluss von Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ beigemessen. Die 
Berichte Fremtidens Havmølleplaceringer – 2025 aus den Jahren 2007 und 2011 empfehlen ausdrücklich, dass 
sich die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen an den Möglichkeiten des Netzanschlusses orientieren 
soll542 und nicht umgekehrt. Eine Vorgehensweise, die Investoren freie Hand bei der Standortwahl lässt, wird aus 
volkswirtschaftlichen Gründen kritisch gesehen543.  
Durch die Kombination der staatlichen Flächenauswahl und der gezielten staatlichen Vergabe dieser Flächen ist 
die Möglichkeit der Steuerung der Offshore-Windenergienutzung groß. Weil die Planung in der AWZ aber kein 
gesamträumliches und querschnittsbezogenes Konzept vorlegt, sondern nur aus Sicht des Belangs der Offshore-
Windenergienutzung abwägt, können Nutzungskonflikte nicht gemindert werden. Gerade im Bereich der 
Sicherung von Flächen treten die Schwächen dieses Ansatzes zu Tage. Die Sicherung von Flächen für die 
Offshore-Windenergienutzung kommt zu kurz. Bestätigt wird diese Einschätzung unter anderem dadurch, dass 
die Regierung im März 2012 die Möglichkeit zur Ausweisung von Reservegebieten für die Offshore-
Windenergienutzung eingeführt hat.   
Eine staatliche Auswahl der Flächen für die einzelnen Ausschreibungsprojekte, die auf der Grundlage eines 
verbindlichen räumlichen Gesamtkonzeptes zur Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Meeresraums erfolgt, 
würde es ermöglichen, noch raumverträglichere Ergebnisse beim Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in 
Dänemark zu erzielen. Die Integration einer marinen Raumordnung in die bestehende Planungsgesetzgebung 
wäre problemlos möglich. Wahrscheinlich würde die Verankerung der marinen Raumordnung in der nationalen 
Ebene erfolgen. Dies käme nicht nur der hohen Bedeutung der nationalen Ebene im Bereich der Raumordnung 
nach, sondern böte den Vorteil, dass im Vorfeld keine Kompetenzübertragung zwischen den Planungsebenen 
erfolgen müsste und somit relativ rasch gehandelt werden könnte. Außerdem wäre bereits eine tragfähige 
Behördenstruktur vorhanden, die das Know-How für komplexe Planungsprozesse bereitstellt. 
Die dänische Regierung hat den Nutzen einer marinen Raumordnung erkannt. Im Bund der skandinavischen 
Staaten, der Nordic Cooperation, engagiert sie sich für die Etablierung einer gemeinsamen marinen 
Raumordnung. Wie eine staatenübergreifende marine Raumordnung in der Nordic Region formell und 
planungspraktisch ausgestaltet sein könnte, ist dabei noch völlig offen.  
III.6 Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ in Frankreich 
Die Auswahl des Landes Frankreich als Untersuchungsgegenstand im Hinblick auf den Umgang mit der 
Offshore-Windenergienutzung in der AWZ erschließt sich nicht auf den ersten Blick. Nicht nur, dass in der 
französischen AWZ noch keine einzige Offshore-Windenergieanlage in Betrieb ist, auch die Überlegungen zur 
                                                          
542 Vgl. ENS (2007), S. 6. 
543 Dies gelte laut ENS (2007) vor allem für die Kosten eines unkoordinierten Netzanschlusses. Vgl. ENS (2007), S. 5. 
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räumlichen Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in Frankreich stehen noch ganz am 
Anfang. Dennoch erscheint die Auswahl des Landes im Lichte des Themas gerechtfertigt. Die französische 
Regierung hat sich klar zum Ausbau der Offshore-Windenergienutzung bekannt und steht derzeit vor der 
Entscheidung, wie sie mit der Offshore-Windenergienutzung umgehen will. Es ist zu diesem Zeitpunkt noch völlig 
offen, welches Gewicht dem Ausbau der Offshore-Windenergienutzung aus gesamträumlicher Sicht eingeräumt 
werden soll und ob überhaupt eine marine Raumordnung eingeführt wird. Frankreich dürfte sich deshalb über die 
Erfahrungen der anderen europäischen Länder kundig machen und daran Maß nehmen.  
Aus deutscher Sicht ist es gerade auch im Hinblick auf die einschlägigen Aktivitäten der EU-Kommission wichtig, 
die Entwicklungen in Frankreich zu kennen – der Einfluss Frankreichs in der EU-Kommission ist traditionell stark. 
Obgleich der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung derzeit nicht in der AWZ stattfindet, ist es nicht 
ausgeschlossen, dass eine Ausweitung in Zukunft auch die Erschließung der AWZ zur Folge hat. 
Im Folgenden sollen nach den Erläuterungen zur Abgrenzung der AWZ sowie zu den physischen Bedingungen 
der Offshore-Windenergienutzung, die politische Bedeutung, der vorhandene formelle Rahmen sowie erste  
Ansätze des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung dargelegt werden.  
III.6.1 Grundlagen  
III.6.1.1 Ausdehnung der französischen AWZ 
Die Fläche der französischen AWZ beträgt etwa 11 Millionen Quadratkilometer544. Dies entspricht 8 Prozent der 
gesamten Erdoberfläche545. 97 Prozent der französischen AWZ sind den französischen Überseegebieten 
zuzuordnen546. Die Fläche der am 16.07.1976 proklamierten französischen AWZ rund um das Festland beträgt 
nur 334.604 Quadratkilometer547. Die Proklamation der französischen AWZ im Mittelmeer erfolgte erst im Jahr 
2009. Die dort seit dem Jahr 2003 eingerichtete französische Zone de protection écologique wurde im August 
2009 unter Beibehaltung ihrer Ausdehnung in eine AWZ umgewandelt. Vermutlich aus geopolitischen Gründen 
haben sich die Küstenanrainer des Mittelmeers vergleichsweise lange bei der Inanspruchnahme von Flächen zur 
wirtschaftlichen Nutzung zurückgehalten. Mit den Argumenten des Umweltschutzes und des Kampfes gegen die 
illegale Fischerei hat Frankreich im Jahr 2003 als erster Küstenanrainer eine Abgrenzung in Form der Zone de 
protection écologique vorgenommen und so die Grundlage für die Proklamation der französischen AWZ im 
Mittelmeer gelegt548.  
Die enorme Ausdehnung der französischen AWZ bringt eine große Verantwortung des Landes beim Umgang mit 
diesen Flächen mit sich. Der Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung spielt dabei eine entscheidende 
Rolle.  
                                                          
544 Vgl. CNDP (2011). 
545 Nur die USA verfügen über einen noch größeren Anteil an der weltweiten Meeresfläche. Vgl. CESE (2011), CNDP (2011), 
S. 1. 
546 Vgl. CNDP (2011). 
547 Vgl. PAULY (2011). 
548 Vgl. ACTUENVIRONNEMENT (2013). 
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Abbildung 14) La Zone Économique Exclusive Française 
 
Quelle: LELIVRESCOLAIRE FRANCE (2013) 
 
An Frankreichs Küsten sind die Windverhältnisse überwiegend günstig für die Offshore-Windenergienutzung. 
Allerdings ist das Meer bereits im Küstenbereich vergleichsweise tief, großteils über 50 Meter549. In der AWZ 
beträgt die Wassertiefe durchschnittlich über 100 Meter550. Das Zusammenwirken von hohen 
Windgeschwindigkeiten und großen Wassertiefen bedingt regelmäßig hohen Wellengang, der die Errichtung und 
den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen erschweren kann.  
III.6.1.2 Ausbaustand der Offshore-Windenergienutzung  
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung steht noch ganz am Anfang. Ein erstes staatliches 
Ausschreibungsverfahren von Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen ist 
bereits abgeschlossen, ein zweites wird gerade durchgeführt (Stand 2013)551. Alle ausgeschriebenen Flächen 
liegen im Bereich des Küstenmeers. 
III.6.1.3 Politische und wirtschaftliche Bedeutung der Offshore-Windenergienutzung in Frankreich 
Die Regierung Hollande hat einen Umbau der Energieversorgung in Frankreich ausgerufen552. Sie hat sich zum 
Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 eine Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch 
                                                          
549 Vgl. SECRÉTARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002), S. 19. 
550 Vgl. SECRÉTARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002), S. 17. 
551 Siehe unten, S. 122 ff. 
552 Als Argument für den Umbau der Energieversorgung wird in Frankreich vor allem die Verringerung der Abhängigkeit von 
fossilen Energieimporten kommuniziert. Auch der Klimaschutz dient als Argument für die Notwendigkeit einer Energiewende. 
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von 14,2 Prozent (2013) auf 23 Prozent zu erreichen553. Dieses Ziel ist im Plan de Développement des énergies 
renouvelables en France, dem Plan zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Frankreich festgeschrieben554. 
Um das Ziel zu erreichen, muss der Anteil der Windenergie maßgeblich erhöht werden. Die Regierung treibt 
deshalb gezielt den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung voran, der noch ganz am Anfang steht. Bis zum 
Jahr 2020 sollen 6.000 Megawatt Windstrom offshore erzeugt werden555. 
Frühere Versuche der Offshore-Windenergienutzung sind aus verschiedenen Gründen gescheitert556. Im 
Vergleich zur Kernenergienutzung war die Offshore-Windenergienutzung bislang vor allem wirtschaftlich wenig 
attraktiv. Über 75 Prozent der französischen Stromerzeugung sind der Kernenergienutzung zuzuordnen, 58 
Reaktoren stehen auf französischem Territorium (Stand März 2012)557. Der Kernenergiesektor trägt mit seinen 
rund 450 Unternehmen mit zwei Prozent zum französischen Bruttoinlandsprodukt bei und stellt zwei Prozent der 
Arbeitsplätze des Landes bereit558. Eine Abkehr von der Kernenergienutzung ist auch heute nicht in Sicht. 
Frankreichs Präsident François Hollande spricht allerdings von einer „transition écologique“, einer ökologischen 
Wende559. Eine im März 2011 von der Nationalversammlung (Assemblée Nationale) und dem Senat in Auftrag 
gegebene Untersuchung über die die Sicherheit der Kernenergienutzung, die volkswirtschaftliche Bedeutung der 
Branche und die Zukunft der Kernenergienutzung in Frankreich560 spricht sich klar für die Kernenergie als 
weiteren Hauptenergieträger des Landes aus und empfiehlt der Politik, eine Strategie des Nebeneinanders bzw. 
der schrittweisen Substitution von Kernenergie durch erneuerbare Energien zu verfolgen. Die Regierung 
Hollande hat infolge dessen versprochen, den Anteil der Kernenergie von 75 Prozent auf 50 Prozent bis zum 
Jahr 2025 zu senken561.  
III.6.1.4 Energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen 
Bei der Förderung der erneuerbaren Energien werden mehrere Instrumente unterschieden: Einspeisevergütung 
(Tarifs d’achat et de l’électricité), steuerliche Anreizmechanismen (Crédits d’impôts) und staatliche 
                                                                                                                                                                                     
Der Ausstieg aus der Kernenergienutzung steht nicht im Vordergrund. Vgl. MINISTÈRE DE L’ÉCOLOGIE, DU DÉVELOPPEMENT 
DURABLE ET DE L’ÉNERGIE (2013c). 
553 Vgl. NIKIONOK-EHRLICH (2012a), S. 90. 
554 Vgl. MONTEILS, CHEVET (2011), S. 3. 
555 LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 7. 
556 Im Jahr 2006 hat die französische Regierung beispielsweise das Projekt Deux Côtés abgebrochen, nachdem 
Unterwasserminen auf der vorgesehenen Fläche gefunden wurden. Auch das Projekt Côte d’Albâtre ist gescheitert. Vgl. 
SCHULZ, GLENZ (2012), S. 121. 
557 Vgl. GUERRY (2012), S. 244. 
558 Vgl. JAURÉGUY-NAUDIN (2013), S. 103, gestützt auf PWC (2011), S. 4. 
559 Vgl. GUERRY (2012), S. 244. 
560 Mit der Durchführung der Untersuchung beauftragt war das Office d’Evaluation des Choix Stratégiques et 
Technologiques. Vgl. GUERRY (2012), S. 246. 
561 Vgl. GUERRY (2012), S. 247. 
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Ausschreibungsverfahren (Appel d’offre)562. Zu den steuerlichen Regulierungsmaßnahmen zählen eine Gutschrift 
auf die persönliche Einkommenssteuer und eine Reduktion des Umsatzsteuersatzes bei getätigten Investitionen 
in Anlagen zur regenerativen Energieerzeugung – beide Maßnahmen greifen vor allem im Bereich der 
Dachflächen-Photovoltaik563. Für die Offshore-Windenergienutzung sind nur die Förderinstrumente 
Einspeisevergütung und staatliche Ausschreibungsverfahren relevant. Anlagenbetreiber haben einen 
vertraglichen Anspruch auf die Vergütung des abgenommenen, regenerativ erzeugten Stroms564. Dieser 
Anspruch gilt sowohl gegenüber dem staatlichen Stromversorger Électricité de France (EDF) als auch gegenüber 
den nicht staatlichen Versorgern565. Für den Stromversorger566 besteht ein Kontrahierungszwang, d.h. er ist 
gesetzlich dazu verpflichtet, einen Vertrag mit dem Anlagenbetreiber abzuschließen und den Strom zum 
festgesetzten Preis abzunehmen567.  
Die Einspeisevergütung für erneuerbare Energien ist in Art. 2 Décret n°2000-1196 geregelt und in einzelnen 
technologiespezifischen Verordnungen (sog. Arrêtés) näher aufgeschlüsselt. Einschlägig für die Offshore-
Windenergienutzung ist Arrêté du 17 novembre 2008. 
Die Vergütungshöhe für Strom aus Windkraft variiert je nach Standort, Laufzeit und Anzahl der Volllaststunden 
pro Jahr von 2,8 bis 13 Cent pro Kilowattstunde568. Neben den gesetzlich festgelegten Mindestvergütungssätzen 
kann eine zusätzliche, von der tatsächlich eingespeisten Energiemenge abhängende Prämie bezahlt werden.  
Im Vergleich zu Deutschland besteht in Frankreich kein Einspeisevorrang für Strom aus erneuerbaren Energien. 
Der Stromerzeuger hat einen vertraglichen Anspruch auf Netzanschluss, wobei der Netzbetreiber zum 
Vertragsabschluss verpflichtet ist569. Die maximale Förderdauer für Offshore-Windenergieanlagen beträgt 20 
Jahre570.  
III.6.2 Planungsrechtlicher Umgang 
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung spielt sich derzeit (Stand 2013) ausschließlich im Küstenmeer, 
innerhalb der 12-Seemeilen-Zone, ab. Die planungsrechtlichen Regelungen zum Umgang mit der Offshore-
                                                          
562 Vgl. RES LEGAL (2011a). 
563 Vgl. RES LEGAL (2011a). 
564 Tätigt der Staat Ausschreibungen, um seine Kapazitätsziele gemäß der mehrjährigen staatlichen Investitionsplanung 
(Programmation Pluriannuelle des Investissements PPI) zu erreichen, können mit dem Zuschlag individuelle 
Vergütungssätze verbunden sein. Dies trifft vermehrt auch auf die Ausschreibungsverfahren im Offshore-Bereich zu. Vgl. 
RES LEGAL (2011). 
565 Vgl. RES LEGAL (2011a). 
566 Obwohl im Gesetzestext (Art. 10 Loi n°2000-108) die Bezeichnung “distributeur”, also Verteilnetzbetreiber, verwendet 
wird, ist laut RES LEGAL (2011a) die deutsche Wiedergabe “Stromversorger” nötig, da der Adressat EDF der Stromversorger 
und nicht der Stromnetzbetreiber ist. Vgl. RES LEGAL (2011a). 
567 Vgl. RES LEGAL (2011a). 
568 Dies gilt gleichermaßen für Offshore- wie Onshore-Anlagen. Vgl. LEGIFRANCE (2012a). 
569 Vgl. LEGIFRANCE (2012a). 
570 Vgl. RES LEGAL (2011a). 
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Windenergienutzung beschränken sich ebenfalls auf das Küstenmeer. Für die französische AWZ gibt es derzeit 
keine einschlägigen planungsrechtlichen Regelungen. Dennoch soll der planungsrechtliche Umgang mit der 
Offshore-Windenergienutzung untersucht werden. Die bestehenden Regelungen lassen möglicherweise 
Rückschlüsse auf eine zukünftige Ausdehnung des bestehenden energierechtlichen Rahmens auf die AWZ zu. 
III.6.2.1 Behördliche Zuständigkeit 
Die Zuständigkeit für die Raumordnung, bislang beschränkt auf die terrestrische Raumordnung, liegt beim 
Ministère de l’Égalité des territoires et du Logement, dem Ministerium für Wertgleiche Lebensräume und 
Wohnungswesen. Für die Windkraftnutzung ist das Ministère de l’Écologie, du Développement durable et de 
l’Énergie, das Ministerium für Umwelt, Nachhaltige Entwicklung und Energie571 zuständig. Zuständige Behörde für 
die staatliche Vergabe von Stromerzeugungskapazitäten auf dem Meer ist die Regulierungsbehörde Commission 
de Régulation de l’Energie (CRE)572.   
III.6.2.2 Gesetzliche Grundlagen 
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Frankreichs Gewässern steht noch ganz am Anfang. 
Nutzungskonflikte in den Meeresgebieten sind noch nicht so offen zu Tage getreten, dass ein System zur 
umfassenden, koordinierenden Steuerung samt eigener Rechtsgrundlage eingeführt worden wäre573.  
Die derzeit vorhandenen gesetzlichen Grundlagen für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung 
beschränken sich in ihrem horizontalen Erstreckungsbereich nur auf die 12-Seemeilen-Zone. In vertikaler 
Richtung regeln sie nur die Nutzung des Meeresbodens und nicht des darüberliegenden Wasserkörpers574. 
Wichtige Gesetzeswerke für den Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung sind derzeit Code de l’énergie 
und Loi Grenelle 2 (Art. L311-10).  
Loi Grenelle 2 ist ein Umweltschutzgesetz, das am 12.07.2010 in Kraft getreten ist575. Sein Regelungsinhalt 
umfasst die Bereiche Bauen und Wohnen, Verkehr, Energie, Biologische Vielfalt sowie Umweltgesundheit und 
                                                          
571 Die deutschen Bezeichnungen für beide Ministerien sind frei übersetzt. 
572 Die CRE entscheidet allerdings nicht über den finalen Zuschlag, dieser obliegt den zuständigen Ministerien. Vgl. SCHULZ, 
GLENZ (2012), S. 121. 
573 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2009), S. 14. 
574 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2009), S. 11. 
575 Die beiden Umweltschutzgesetze Loi Grenelle 1 und Loi Grenelle 2, die am 03.08.2009 bzw. am 12.07.2010 in Kraft 
getreten sind, stellen das legislative Ergebnis des über die Dauer von 6 Jahren durchgeführten Umweltgipfels Le Grenelle 
Environnement dar. In den Jahren 2007 bis 2012 hat das Ministère de l’Écologie, du Développement durable et de l’Énergie 
einen der umfassendsten Dialogprozesse, den es zwischen der französischen Regierung und den gesellschaftlich 
relevanten Gruppen je gegeben hat, durchgeführt. In 5 einzelnen Etappen (1. Dialog und Erarbeitung von 
Handlungsvorschlägen, 2. Konsultation der Öffentlichkeit, 3. Verhandlungen und Entscheidungen, 4. Operationelle 
Umsetzung, 5. Legislative Umsetzung) haben sich Staat, kommunale Gebietskörperschaften, Unternehmen, Gewerkschaften 




Abfallwirtschaft. Im Bereich Energie trifft das Gesetz in erster Linie Regelungen zur räumlichen Steuerung der 
Windenergienutzung an Land.  
Code de l’énergie ermöglicht es dem Staat, im Bedarfsfall Stromerzeugungskapazitäten auszuschreiben 576 und 
stellt die rechtliche Grundlage für die derzeit durchgeführten Ausschreibungsrunden dar. Die Regierung Hollande 
hatte angekündigt, dass eine Novellierung des Code de l’énergie die Energiewende in Frankreich konkretisieren 
werde577. Ergebnis der Novellierung ist Loi Brottes, am 16.04.2013 in Kraft getreten578. Das neue Gesetz 
erleichtert den Netzanschluss von Offshore-Windenergieanlagen und lockert Abstandsregelungen zu den Küsten. 
Loi Brottes enthält keine Regelungen, die explizit die AWZ betreffen und macht keine Aussagen zum Thema 
marine Raumordnung.  
III.6.2.3 Ausblick 
Drei Ministerien579 haben eine Studie zum Ausbau der erneuerbaren Energien auf dem Meer in Auftrag gegeben, 
die im März 2013 unter dem Titel Rapport de la mission d’étude sur les énergies marines renouvelables 
veröffentlich wurde. Diese Studie fordert ausdrücklich die Schaffung eines eigenen planungsrechtlichen Rahmens 
für den Ausbau der marinen erneuerbaren Energien. Zwar bezieht sich die Studie nicht ausdrücklich auf die 
Offshore-Windenergienutzung, weil im Gegensatz zu den anderen marinen Energieerzeugungsformen bereits ein 
Verfahren für die Genehmigung von Offshore-Windenergieanlagen existiert. Weil die staatlichen 
Ausschreibungsverfahren von Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen aber 
nicht mit einem übergeordneten planungsrechtlichen Rahmen gleichzusetzen sind, lässt sich die Kernforderung 
der Studie ohne weiteres auch auf den Bereich der Offshore-Windenergienutzung übertragen. Wie ein eigener 
planungsrechtlicher Rahmen für die Offshore-Windenergienutzung konkret aussehen könnte und ob er ggf. auch 
mit der gesetzlichen Verankerung einer marinen Raumordnung verbunden sein könnte, wird in der Studie indes 
nicht näher ausgeführt. Der Rapport de la mission d’étude sur les énergies marines renouvelables kritisiert auch 
die Doppelzuständigkeiten für marine erneuerbare Energien auf regionaler und lokaler Ebene und fordert eine 
Verbesserung der Abstimmung zwischen den Ebenen. Zudem solle der Umgang mit marinen erneuerbaren 
Energien Eingang in ein umfassendes räumliches Planungssystem finden580. 
                                                          
576 Vgl. SCHULZ, GLENZ (2012), S. 121. 
577 Vgl. GILLE (2012c), S. 10. 
578 Loi n° 2013-312 du 15 avril 2013 visant à préparer la transition vers un système énergétique sobre et portant diverses 




579 Es handelt sich um die Ressorts Umwelt, Wirtschaft und Industrie. 
580 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE, MINISTERE DE L’ECONOMIE ET DES FINANCES, 
MINISTERE DU REDRESSEMENT PRODUCTIF (2013), S. 4. 
126 
 
Das Problem einer fehlenden rechtlichen Verankerung des Ausbaus der Energiegewinnung auf dem Meer, 
insbesondere der in hohem Maße raumrelevanten Offshore-Windenergienutzung, ist folglich mittlerweile erkannt. 
Dies gilt auch für das Fehlen eines gesamträumlichen Planungsansatzes.  
Maßgeblich für weitere Schritte werden in Zukunft vermutlich die Entwicklungen auf europäischer Ebene sein, die 
die Einführung einer marinen Raumordnung auch für Frankreich verpflichtend machen könnten. Es wäre 
denkbar, dass ein neues Gesetz zur marinen Raumordnung dann auch den Umgang mit der Offshore-
Windenergienutzung regelt. 
III.6.3 Planungspraktischer Umgang 
Die Darstellung des praktischen Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung beschränkt sich wie auch die 
Darstellung des planungsrechtlichen Umgangs auf den Bereich des Küstenmeers. Vorhandene planerische 
Instrumente zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung im Küstenmeer sollen ebenso dargestellt 
werden wie die Vorgehensweise beim derzeitigen Ausbau der Offshore-Windenergienutzung innerhalb der 12-
Seemeilen-Zone. Möglicherweise können daraus Rückschlüsse auf einen künftigen Umgang mit der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ gezogen werden. Es ist als wahrscheinlich anzunehmen, dass in Zukunft auch 
die Flächen der AWZ für die Offshore-Windenergienutzung in Frage kommen.  
III.6.3.1 Énergie éolienne en mer - Recommandations pour une politique nationale (2002) 
Bereits im Jahr 2002 hat das SÉCRETARIAT GÉNÉRAL DE LA MER kund getan, dass es die Etablierung einer 
marinen Raumordnung für notwendig hält. Die hierzu veröffentlichte Studie Énergie éolienne en mer - 
Recommandations pour une politique nationale enthält Empfehlungen für eine nationale Politik zum Umgang mit 
der Offshore-Windenergienutzung. Zeitlicher Bezugspunkt für die formulierten Empfehlungen war dabei das Jahr 
2010. Die umfassenden Empfehlungen wurden in einer interministeriellen Arbeitsgruppe unter Mitwirkung 
öffentlicher Akteure erarbeitet. Als Kernproblem zeigte sich eine zunehmende Inanspruchnahme von 
Meeresflächen und damit einhergehend die Verschärfung von Nutzungskonflikten („l’enjeu majeur est 
l’occupation de l’espace marin“)581. Dieser Herausforderung könne nach Ansicht der Autoren der Studie nur durch 
eine nationale Politik begegnet werden, die strategisch agiert und die Entwicklung der zunehmenden 
Energiegewinnung auf dem Meer aktiv steuert. Hierzu gehöre vor allem die Auswahl geeigneter Flächen durch 
den Staat. Es sei unabdingbar, dass eine überfachliche Verwaltungseinheit gegründet werde, die unabhängig von 
der sektoralen Verwaltung agiert und eine Schiedsrichterfunktion einnimmt582. Laut Einschätzung des 
SECRÉTARIAT GÉNÉRALE DE LA MER (2002) könnten die auftretenden Nutzungskonflikte aufgrund ihrer Vielzahl und 
Vielschichtigkeit mit einem einheitlichen Gesetz nicht sachgerecht geregelt werden. Es seien 
Abwägungsentscheidungen zu treffen, die neben ökonomischen, energiepolitischen und ökologischen Belangen 
auch soziale und regionsspezifische Bedürfnisse der anliegenden Küstengebiete berücksichtigen müssten. 
                                                          
581 SECRÉTARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002), S. 1. 
582 SECRÉTARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002), S. 3. 
127 
 
Die Forderungen des SÉCRETARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002) kommen der deutschen Auffassung von der 
Notwendigkeit einer marinen Raumordnung zur nachhaltigen Ordnung, Entwicklung und Sicherung des 
Meeresraums sehr nahe. Im Gegensatz zu Deutschland hat sich Frankreich bislang aber nicht für die 
Implementierung einer marinen Raumordnung entschieden. Die Empfehlungen des SÉCRETARIAT GÉNÉRAL DE LA 
MER (2002) wurden von der Politik nicht aufgegriffen. 
III.6.3.2 Le Grenelle de la Mer (2009 – 2011) 
Im Rahmen des mehrjährigen Umweltgipfels Le Grenelle de l’environnement583 hat sich im Jahr 2009 ein eigener 
Meeresgipfel herausgebildet, Le Grenelle de la Mer. Im Blaubuch Le Livre des engagements du Grenelle de la 
Mer584 sind die Ergebnisse der im Jahr 2009 abgehaltenen Runden Tische veröffentlicht. Für die nachhaltige 
Entwicklung der Küstenbereiche fordert Le Livre des engagements du Grenelle de la Mer einen integrierten 
Ansatz, nach Vorbild des Instruments des IKZM, welches eine Ausweitung seines Anwendungsbereichs in 
Richtung offenes Meer erfahren solle585. Leitbild solle dabei eine sparsame Flächeninanspruchnahme sein586. Es 
wird zudem angeregt, Aussagen zur räumlichen Entwicklung der Küstenbereiche in die bestehenden 
Planungsinstrumente aufzunehmen587. 
Le Livre des engagements du Grenelle de la Mer sieht die französischen Überseegebiete in der Rolle von 
Pionieren bei der Erzeugung erneuerbarer Energie auf dem Meer. Die Erprobung neuer Technologien solle dort  
vermehrt vorangetrieben werden588. Ziel sei es, die französischen Überseegebiete „energieautonom“589 zu 
machen. Die verstärkte Nutzung mariner erneuerbarer Energien, insbesondere der Offshore-
Windenergienutzung, solle dazu beitragen590.  
Le Grenelle de la Mer greift die Forderungen des SÉCRETARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002) nach einer gezielten 
Entschärfung von Nutzungskonflikten und der Schaffung eines eigenen planungsrechtlichen Rahmens für den 
Ausbau der erneuerbaren marinen Energieerzeugung nicht auf.  
III.6.3.3 Livre blanc des énergies renouvelables (2012) 
Im Februar 2012 hat das SYNDICAT DES ÉNERGIES RENOUVELABLES (SER) als Verband für erneuerbare Energien 
ein Weißbuch für erneuerbare Energien, das Livre blanc des énergies renouvelables, herausgegeben591. Das 
kurz vor den Präsidentschaftswahlen herausgegebene Livre blanc des énergies renouvelables spiegelt klar die 
                                                          
583 Siehe oben, S. 118. 
584 Zu beziehen unter: http://www.legrenelle-environnement.fr/IMG/pdf/LIVRE_BLEU_Grenelle_Mer.pdf (08.05.2013). 
585 Vgl. LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 40. 
586 Vgl. LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 41. 
587 Vgl. LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 41. 
588 Vgl. LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 9. 
589 Die originale Formulierung lautet: “L’objectif général d’assurer au plus tôt l’autonomie énergétique des DOM/COM, 
conduira à faire des outre-mer la vitrine française des énergies renouvelables marines.” LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 7. 
590 Vgl. LE GRENELLE DE LA MER (2009), S. 7. 
591 Vgl. SER (2012), S. 1. 
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Interessen der Branche wider. Als Interessensbekundung der einschlägigen Unternehmen soll es hier Eingang 
finden, um die Haltung der Wirtschaft zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung abzubilden. Im ersten 
Teil des Weißbuchs wird die Rolle der erneuerbaren Energien als Stimulus für die französische Wirtschaft 
behandelt. Im zweiten Teil folgen 12 Vorschläge zum Ausbau der erneuerbaren Energien, heruntergebrochen auf 
49 Instrumente zur konkreten Umsetzung. Der zweite Vorschlag betrifft den Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung. Es wird gefordert, eine übergeordnete behördliche Zuständigkeit für die Genehmigung von 
Offshore-Windenergieanlagen zu schaffen, den Genehmigungsprozess bei nachträglicher Modifizierung von 
Anlagen (auch Repowering) zu vereinfachen, die Offshore-Industriebranche durch weitere 
Ausschreibungsrunden zu stärken, die Anwendbarkeit des bestehenden Instrumentariums auf die französische 
AWZ auszuweiten sowie Regeln zur Handhabung von Testfeldern auf See zu definieren592. Auch wenn die ersten 
Offshore-Windenergieanlagen vermutlich erst im Jahr 2017 ans Netz gehen werden, fordert das Weißbuch für die 
Zukunft bereits eine Ausdehnung der Offshore-Windenergienutzung auf küstenfernere und möglicherweise 
ertragsreichere Standorte593.  
Das SER als Stellvertreter der Branche der erneuerbaren Energien sieht keine Notwendigkeit der räumlichen 
Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung. Es fordert lediglich eine räumliche Ausweitung des 
Instruments der staatlichen Ausschreibungsrunden von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung auf die 
AWZ. Das Instrument der gezielten staatlichen Ausschreibung von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung 
sichert die Interessen der Wirtschaft anscheinend hinreichend. 
III.6.3.4 Appels d’offre de l’État (2011 – 2013) 
Im Juli 2011 hat die französische Regierung mit der ersten Ausschreibungsrunde für Offshore-
Windenergieanlagen begonnen. Im ersten Appel d’offre de l’Etat, der staatlichen Ausschreibung, waren 5 
Offshore-Wind-Zonen im Bereich des Küstenmeers entlang des Ärmelkanals und der Atlantikküste mit insgesamt 
über 533 Quadratkilometern Fläche und Kapazität für die Erzeugung von bis zu 3 Gigawatt Windstrom 
vorgesehen594. Dies soll der Hälfte der bis zum Jahr 2020 vorgesehenen Kapazität zur Offshore-
Windenergieerzeugung in Frankreich entsprechen. Die 5 Zonen Saint-Nazaire (Pays de la Loire), Saint-Brieuc 
(Bretagne), Courceulles-sur-Mer (Baisse Normandie), Fécamp und Le Tréport (beide Haute Normandie)595 liegen 
allesamt innerhalb der 12-Seemeilen-Zone in Wassertiefen von 20 bis 40 Metern (Ärmelkanal) sowie 20 bis 25 
Metern (Atlantikküste)596. Bis zum 01.01.2012 gingen nach Angaben DER DEUTSCH-FRANZÖSISCHEN 
KOORDINIERUNGSSTELLE FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN (2012) Bewerbungen von 4 Bietergemeinschaften für alle 
                                                          
592 Vgl. SER (2012), S. 62. 
593 Vgl. SER (2012), S. 63. 
594 Vgl. FREY (2011), S. 62. 
595 Vgl. FREY (2011), S. 62. 
596 Vgl. SCHULZ, GLENZ (2012), S. 121. 
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vorgesehenen Zonen ein597. Es sind unter anderem die Firmen Areva, Siemens, Dong Energy, Suez und WPD 
Offshore vertreten. 
Die Bewertung und die Auswahl der Angebote erfolgte nach den Kriterien Preis des erzeugten Stroms, 
industrielle Aspekte, Berücksichtigung bestehender Nutzungen und Umweltbelange598. Anstelle der 
angekündigten Kapazität von 3 Gigawatt installierter Leistung sind nur 2 Gigawatt vergeben worden, die sich nur 
auf 4 der 5 ursprünglich vorgesehenen Zonen verteilen. Die zu erwartende Investitionssumme beträgt insgesamt 
ca. 7 Milliarden Euro599. Voraussichtlich ab dem Jahr 2017 gehen die ersten Offshore-Windenergieanlagen dieser 
ersten Ausschreibungsrunde ans Netz. 
Im März 2013 hat die französische Regierung eine zweite Ausschreibungsrunde für die Offshore-
Windenergienutzung in den Zonen Le Tréport (Haute Normandie) und Les Îles d’Yeu et de Noirmoutier (Pays de 
la Loire) eröffnet. Es ist eine Kapazität von 1 Gigawatt installierter Leistung auf insgesamt 189 Quadratkilometern 
Fläche vorgesehen600. Die Bewertungskriterien für die eingehenden Angebote wurden nach den Erfahrungen mit 
der ersten Ausschreibungsrunde einer Anpassung unterzogen. Dies betrifft in erster Linie die zeitlichen Fristen 
bei der Projektabwicklung und die Gewichtung des Kriteriums „Preis“. So wird das Kriterium Preis künftig weniger 
stark gewichtet, weil sich herausgestellt hat, dass sich die angebotenen Preise in der Regel nur unerheblich 
unterscheiden. Der Zuschlag bei der zweiten Ausschreibungsrunde soll bis Januar 2014 gemäß den Kriterien 
Industrielle und soziale Qualität des Projekts (40 Prozent), Preis des erzeugten Stroms (40 Prozent) und 
Rücksichtnahme auf das Meer und seine vorhandenen Nutzungen (20 Prozent) erteilt werden. Es wird erwartet, 
dass die Offshore-Windenergieanlagen ab dem Jahr 2021 ans Netz gehen601.  
Die Gewichtung der Zuschlagskriterien zeigt, dass Raumverträglichkeit und Umweltbelange beim Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung derzeit eine geringere Rolle spielen als wirtschaftliche Belange. Ausdrücklich wird 
außerdem lediglich eine „Rücksichtnahme“ von den Bietern verlangt. Diese bezieht sich auch nur auf bereits 
vorhandene Nutzungen des Meeres. Künftige Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse bleiben 
unberücksichtigt. Von privaten Akteuren wie den bietenden Unternehmen können letztere nicht berücksichtigt 
werden. Hier ist der Staat selbst gefordert. Eine nachhaltige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der 
Meeresflächen findet im Rahmen der Ausschreibungen aber nicht statt. Es stellt sich daher die Frage, ob 
Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse bei der Flächenauswahl im Vorfeld der Ausschreibungsverfahren 
eine Rolle spielen. 
                                                          
597 Vgl. BUREAU DE COORDINATION ÉNERGIES RENOUVELABLES (2012), S. 1. MINISTÈRE DE L’ÉCOLOGIE, DU DÉVELOPPEMENT 
DURABLE ET DE L’ÉNERGIE (2013b). 
598 Vgl. MONTEILS, CHEVET (2011), S. 3. 
599 Vgl. KOENEMANN (2012b), S. 61. 
600 Vgl. MINISTÈRE DE L’ÉCOLOGIE, DU DÉVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE (2013b). 
601 Vgl. MINISTÈRE DE L’ÉCOLOGIE, DU DÉVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE (2013b). 
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III.6.3.5 Zur Flächenauswahl im Vorfeld der Appels d’offre de l’État (2011 – 2013)  
Im Jahr 2007 haben die zuständigen Ministerien 3 Institute602 beauftragt, ein mathematisches Analysetool zu 
entwickeln, das in der Lage sein sollte, betroffene Nutzungsansprüche und Schutzerfordernisse im Meeresraum 
zu identifizieren und mittels geographischer Informationssysteme sichtbar zu machen603. Mit Hilfe dieses 
mathematischen Analysetools wurden erstmals Zonen vorgeschlagen, die sich besonders für die Erzeugung 
erneuerbarer Energie auf dem Meer eignen. Eine Beteiligung der Öffentlichkeit, der möglichen Projektträger und 
der betroffenen Behörden hat bei diesem Prozess nicht stattgefunden604. Zwei Jahre später, im Februar 2009, 
haben die regionalen Behörden mit den Vorbereitungen zur Flächenauswahl im Vorfeld der 
Ausschreibungsrunden für die Offshore-Windenergienutzung begonnen. Inwieweit dabei aber die Erkenntnisse 
des mathematischen Analysetools aus dem Jahr 2007 berücksichtigt wurden, ist nicht bekannt. Die Préfecture 
maritime Atlantique hat zusammen mit l’ADEME, l’Ifremer, Météo France, l’Agence des Aires Marines Protegées 
und anderen eine sog. technische Arbeitsgruppe eingerichtet, um die Sondierung geeigneter Standorte für die 
Erzeugung erneuerbarer Energie auf dem Meer vor Ort voranzutreiben605. In den betroffenen Küsten-
Départements wurden ebenfalls Arbeitsgruppen gebildet. Am 05.03.2009 hat dann der zuständige 
Umweltminister die Préfets maritimes und die Préfets des Régions offiziell damit beauftragt, Beratungs- und 
Planungsgremien einzurichten, um geeignete Zonen für die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen zu 
identifizieren. Die identifizierten Zonen mündeten in ein Planungsdokument, welches im Februar 2010 den 
zuständigen Ministerien übergeben wurde. Ein interministerieller Ausschuss hat anschließend 5 Zonen für die 
erste staatliche Ausschreibungsrunde für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen 
ausgewählt und diese Entscheidung im Juli 2011 öffentlich gemacht606. Im Vorfeld der zweiten staatlichen 
Ausschreibungsrunde im Januar 2013 haben die zuständigen Ministerien zu einer erneuten Planungsrunde 
aufgerufen. Die Préfets maritimes und die Préfets des Régions wurden angehalten, die Eignung der bestehenden 
Zonen, die noch Platz für weitere Standorte aufweisen, zu bestätigen und ggf. neue Zonen für die Offshore-
Windenergienutzung, aber auch für andere Arten der Erzeugung erneuerbarer Energie auf dem Meer, zu 
identifizieren607.  
 
                                                          
602 L’ADEME, LE SECRÉTARIAT GÉNÉRAL DE LA MER, L’IFREMER. 
603 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE, MINISTERE DE L’ECONOMIE ET DES FINANCES, 
MINISTERE DU REDRESSEMENT PRODUCTIF (2013), S. 83. 
604 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE, MINISTERE DE L’ECONOMIE ET DES FINANCES, 
MINISTERE DU REDRESSEMENT PRODUCTIF (2013), S. 83. 
605 Ausschlaggebend für das Engagement sind die rechtlichen Festlegungen von Le Grenelle de la Mer (2009). Kapitel 1 
besagt, dass die Entwicklung der Erzeugung erneuerbarer Energie auf dem Meer unterstützt und geplant werden müsse. 
606 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE, MINISTERE DE L’ECONOMIE ET DES FINANCES, 
MINISTERE DU REDRESSEMENT PRODUCTIF (2013), S. 84. 
607 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE, MINISTERE DE L’ECONOMIE ET DES FINANCES, 
MINISTERE DU REDRESSEMENT PRODUCTIF (2013), S. 84. 
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Bei der Flächenauswahl im Vorfeld der staatlichen Ausschreibungsrunden für die Errichtung und den Betrieb von 
Offshore-Windenergieanlagen handelt es sich auf den ersten Blick um eine Art bottom-up Bedarfsplanung. 
Problemnah und konfliktminimierend werden die Flächen für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung auf 
regionaler und lokaler Ebene ausgewählt. Ein interministerieller Ausschuss auf nationaler Ebene entscheidet 
schließlich über die konkrete Auswahl der Zonen bei den staatlichen Ausschreibungsverfahren. Allein durch die 
Auswahl bestimmter Flächen, die für die Offshore-Windenergienutzung ausgeschrieben werden sollen, besteht 
natürlich die Möglichkeit der gezielten räumlichen Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung. 
Doch leistet der gewählte Ansatz wirklich eine nachhaltige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der 
Meeresflächen?  
 
Eine nachhaltige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen bringt Nutzungsansprüche und 
Schutzerfordernisse in Einklang. Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Frankreich findet momentan 
sehr küstennah statt. Möglicherweise ist diese Küstennähe der Grund, warum die Regierung die regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften mit der Identifizierung von geeigneten Flächen für die Offshore-
Windenergienutzung beauftragt hat. Diese Vorgehensweise bietet den Vorteil, dass sie problemnah ist und damit 
auch über das Potenzial verfügt, vor Ort ersichtliche Nutzungskonflikte zu entschärfen. Die Einbindung der 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften kann für eine nachhaltige Steuerung des Ausbaus der Offshore-
Windenergienutzung also vorteilhaft sein. Das Problem ist allerdings, dass lokale und regionale 
Gebietskörperschaften naturgemäß nur lokale und regionale Problemfelder im Blick haben. Es ist nicht ihre 
Aufgabe, überregionale Raumnutzungskonflikte zu erkennen und zu lösen. Eine gesamträumliche Planung wird 
daher aus gutem Grund in der der Regel nicht von lokalen oder regionalen Planungsträgern gefordert. Dies gilt 
nicht nur für Frankreich. Somit bewirkt diese Art der Einbindung lokaler und regionaler Gebietskörperschaften mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auch, dass gesamträumliche planerische Aspekte zu kurz kommen.  
Eine nachhaltige Planung muss den gesamten Raum im Blick haben. Nur so kann eine optimierte Raumnutzung 
erreicht werden. 
Es lohnt zudem ein Blick darauf, wer den regionalen und lokalen Einfluss eigentlich genau ausübt. Per 
Anordnung des zuständigen Ministers sind nämlich die Préfets maritimes und die Préfets des Régions mit der 
Flächenauswahl betraut – und nicht etwa die gewählten Parlamente bzw. deren Spitzenvertreter. Die Préfets 
werden vom Staat in den Régions und Départements eingesetzt und unterliegen staatlichem Einfluss. Dies ließe 
die Argumentation zu, dass gesamtstaatliche und somit möglicherweise auch gesamträumliche 
Planungsinteressen durchaus Niederschlag finden könnten. Allerdings sind die Préfets in den Régions in erster 
Linie auch deren Interessen verpflichtet. Ob und in welchem Maß gesamträumliche Planungsaspekte tatsächlich 
zum Tragen kommen, vermag daher nicht beurteilt zu werden.  
 
Neben der Gesamträumlichkeit ist auch die Überfachlichkeit ein wichtiges Merkmal bei der Bewertung eines 
Planungsansatzes, der Nutzungskonflikte entschärfen soll. Auch hier bestehen offensichtlich Defizite.  
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Die Überfachlichkeit der Planung garantiert, dass alle sektoralen Belange gleichberechtigt zum Tragen kommen. 
Zwar kann einzelnen Belangen ein besonderes Gewicht beigemessen werden, wie zum Beispiel der 
raumrelevanten Erzeugung erneuerbarer Energie. Doch nur mit einem Querschnittsbezug kann räumliche 
Planung nachhaltig sein. Nutzungskonflikte können nur dann dauerhaft gemindert werden, wenn alle Belange 
berücksichtigt werden und die räumliche Planung nicht aus der Perspektive eines einzelnen Belangs agiert. 
Inwiefern sektorale Belange Eingang in die Flächenauswahl für die Offshore-Windenergienutzung bei den ersten 
beiden Ausschreibungsrunden gefunden haben, ist nicht bekannt.  
Um alle relevanten sektoralen Belange eines Raums, seien dies Nutzungsansprüche oder Schutzerfordernisse, 
sachgerecht erfassen und gewichten zu können, ist unter anderem die Beteiligung der Öffentlichkeit, der Träger 
öffentlicher Belange und weiterer Akteure beim Planungsprozess von großer Bedeutung. Bei der Flächenauswahl 
im Vorfeld der staatlichen Ausschreibungsrunden für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-
Windenergieanlagen ist eine solche Beteiligung anscheinend ausgeblieben. Ob dennoch alle relevanten Belange 
hinreichend berücksichtigt wurden und ein querschnittsbezogenes Vorgehen erfolgt ist, vermag aus der Ferne 
nicht beurteilt zu werden.  
 
Die Wahl des Instruments der staatlichen Ausschreibung von Zonen oder einzelnen Flächen für die Errichtung 
und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen hat Vorteile, was die Aspekte der räumlichen Ordnung608 und 
Entwicklung von Meeresflächen angeht. Wie bereits anhand des Landes Dänemark erläutert, ergeben sich aber 
deutliche Schwächen beim Aspekt der Sicherung von Flächen für einzelne Belange. Besonders dann, wenn kein 
gesamträumlicher Plan vorliegt, sondern nur nach Bedarf einzelne Teilräume zur Beplanung herangezogen 
werden, kommt die Sicherung von Flächen zu kurz. Nur wenn der gesamte Raum, in diesem Fall wäre das die 
AWZ und das Küstenmeer, einer Planung unterzogen wird, können Flächen sachgerecht für bestimmte 
Nutzungsanforderungen und Schutzerfordernisse gesichert werden. Dass eine nachhaltige Ordnung und 
Entwicklung von Meeresflächen ebenfalls erheblich erfolgversprechender gelingen, wenn der Gesamtraum 
einbezogen wird, muss nicht näher ausgeführt werden.  
Zusammenfassend ist Folgendes festzustellen: Der gewählte Ansatz zum Umgang mit der Offshore-
Windenergienutzung, der sich im Wesentlichen auf die staatliche Ausschreibung bestimmter Flächen stützt, 
leistet keine gesamträumliche, nachhaltige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der französischen 
Meeresgebiete. 
III.6.3.6 Le débat national sur la transition énergétique (2013) 
Um die Untersuchung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung abzurunden, soll noch der 
Dialogprozess Le débat national sur la transition énergétique erwähnt werden, eine Art nationale Diskussion über 
die Energiewende, der in diesem Ausmaß in den untersuchten Ländern einmalig ist. Dieser Dialogprozess 
                                                          
608 Hinsichtlich der Bewertung des Ordnungsaspekts ist es von entscheidender Bedeutung, ob die Errichtung und der Betrieb 
von Offshore-Windenergieanlagen auch außerhalb der Ausschreibungsflächen zulässig ist, oder nicht. Laut Achim Berge, 
CEO der wpd offshore GmbH sei dies noch unklar. Vgl. FREY (2011).  
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begleitet auch den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung und steht gewissermaßen im Gegensatz zu den 
oben festgestellten Defiziten bei der Beteiligung öffentlicher Akteure im Zuge der Flächenauswahl für die 
staatlichen Ausschreibungsrunden.  
In Anlehnung an den Umweltgipfel Le Grenelle von 2007 bis 2012 hat Präsident François Hollande einen 
Dialogprozess für die Energiewende in Frankreich ins Leben gerufen. Le débat national sur la transition 
énergétique ist auf die Dauer von einem Jahr ausgelegt und bindet gezielt Bürger, Gebietskörperschaften und 
sonstige Akteure ein609. Ziel ist es, die Weichen für die französische Energiewende von Anfang an richtig zu 
stellen und die Betroffenen von Anfang an mitzunehmen. Le débat national sur la transition énergétique findet in 
drei Etappen statt und mündet in einem neuen Energiegesetz. Das eigens eingerichtete Secrétariat general du 
débat national sur la transition énergétique ist für die Organisation des Dialogprozesses zuständig610. Die 
Federführung für den ressortübergreifenden Dialogprozess liegt beim Ministère de l’Écologie, du Développement 
durable et de l’Énergie. 
Eine solche frühzeitige, breit angelegte öffentliche Debatte über Ziele, Strategien und Folgen der Energiewende 
ist in Deutschland unterblieben. Angesichts der gerade in Deutschland zu Tage tretenden Herausforderungen im 
Zuge der Energiewende scheint eine solche öffentliche Debatte im Vorfeld aber durchaus sinnvoll.  
III.6.4 Ausblick  
Spätestens seit den jüngsten Aktivitäten der EU im Bereich der marinen Raumordnung611 dürfte Frankreich nicht 
um Überlegungen zur Etablierung einer marinen Raumordnung in den französischen Meeresgebieten 
herumkommen. Es stellt sich daher die Frage, welche Maßstäbe Frankreich heranziehen wird, um aus seiner 
Sicht bestmöglich von den Erfahrungen der anderen Länder zu profitieren und welche Schwerpunkte es bei der 
Ausgestaltung einer marinen Raumordnung setzen wird. Vorausgesetzt, die Vorgaben der EU lassen einen 
materiellen Spielraum für die marine Raumordnung in den Mitgliedstaaten. 
Die gezielte staatliche Ausschreibung von Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-
Windenergieanlagen ermöglicht eine räumliche Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung612. 
Trotz der oben dargelegten Schwächen hinsichtlich einer gesamträumlichen, nachhaltigen Ordnung, Entwicklung 
und Sicherung des Meeresraums, deckt dieses Instrument den Ordnungsaspekt aus Sicht der französischen 
Regierung vermutlich hinreichend ab. Es ist daher anzunehmen, dass einer marinen Raumordnung in Frankreich 
nicht primär die Aufgaben der Erhöhung der Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung, also der 
                                                          
609 Vgl. MINISTERE DE L’ÉCOLOGIE, DU DEVELOPPEMENT DURABLE ET DE L’ÉNERGIE (2013c). 
610 Weitere Informationen unter www.transition-energetique.gouv.fr (14.05.2013). 
611 Siehe unten, S. 132. 
612 Ob die Entscheidung für die staatlichen Ausschreibungsverfahren beim Ausbau der Offshore-Windenergienutzung auch 
schon vor dem Hintergrund der Erfahrungen anderer Länder getätigt wurde, ist nicht bekannt. Maßgeblich hierfür wäre dann 
mit Sicherheit auch die starke Verzögerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der deutschen AWZ gewesen. 
Durch die gezielte Ausschreibung von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung wird vermieden, dass Genehmigungen 
gehortet werden, ohne dass der Ausbau beginnt.  
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Ordnung und Sicherung des Meeresraums, zukommen werden. Dafür spricht auch, dass der Schwerpunkt der 
terrestrischen Raumordnung in Frankreich traditionell nicht auf den Aspekten der Ordnung und Sicherung liegt, 
sondern auf dem Aspekt der Entwicklung613. Gleiches könnte mit hoher Wahrscheinlichkeit für eine marine 
Raumordnung in Frankreich gelten.  
Interessant ist überdies noch ein Blick auf die mögliche materielle Ausrichtung einer marinen Raumordnung in 
Frankreich. Es ist schwer einzuschätzen, inwieweit ein querschnittsbezogener Ansatz Niederschlag finden würde. 
Zwar fordern einschlägige Studien wie die Studie Énergie éolienne en mer - Recommandations pour une 
politique nationale des SÉCRETARIAT GÉNÉRAL DE LA MER (2002) oder auch LE GRENELLE DE LA MER (2009) einen 
integrierten, überfachlichen Ansatz zum Management der Meeresgebiete, das Selbstverständnis der 
terrestrischen Raumordnung ist jedoch eindeutig sektoral. Wirtschaftliche Belange stehen hier klar im 
Vordergrund614. Die UNESCO (2012b) bescheinigt Frankreich einen sektoralen Ansatz bei den ersten 
Überlegungen zur Einführung einer marinen Raumordnung615.  
Die Aufhängung einer marinen Raumordnung in Frankreich ist nur auf nationaler Ebene denkbar. Zu stark ist das 
Selbstverständnis der terrestrischen Raumordnung in Frankreich von der Stärke der nationalen Planungsebene 
geprägt, als dass eine regionale Zuständigkeit denkbar wäre616.  
III.6.5 Zusammenfassung 
Frankreich hat sich klar zum Ausbau der Offshore-Windenergienutzung bekannt. Bis zum Jahr 2020 soll in 
Frankreich eine Leistung von 6 Gigawatt installiert sein. Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung spielt sich 
derzeit ausschließlich im Küstenmeer, innerhalb der 12-Seemeilen-Zone, ab. Die gesetzlichen Regelungen zum 
Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung beschränken sich ebenfalls auf das Küstenmeer. Eine 
Ausweitung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung kann auch die Erschließung der AWZ zur Folge 
haben. Allein aufgrund der Größe der französischen AWZ von 11 Millionen Quadratkilometern, die überwiegend 
den Überseegebieten zuzuordnen sind, hat der Umgang Frankreichs mit der Offshore-Windenergienutzung in der 
AWZ eine besondere Bedeutung. 
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung erfolgt momentan über die gezielte staatliche Ausschreibung von 
Zonen und einzelnen Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen. Im Jahr 
2013 wurde die zweite Ausschreibungsrunde durchgeführt. Nutzungskonflikte in den Meeresgebieten sind noch 
nicht so offen zu Tage getreten, dass ein System zur umfassenden, koordinierenden Steuerung samt eigener 
Rechtsgrundlage eingeführt worden wäre. Die Flächenauswahl im Vorfeld der staatlichen Ausschreibungsrunden 
erfolgt maßgeblich auf regionaler und lokaler Ebene. Dieses Vorgehen ist zwar problemnah und vermag 
möglicherweise vor Ort ersichtliche Nutzungskonflikte zu berücksichtigen, eine überörtliche und gesamträumliche 
Ordnung, Entwicklung und Sicherung der französischen Meeresgebiete kann so aber nicht gewährleistet werden. 
                                                          
613 Vgl. BRANDHUBER (2011), 106. 
614 Vgl. BRANDHUBER (2011), S.102 ff. 
615 Vgl. UNESCO (2012b). 
616 Vgl. BRANDHUBER (2011), S. 102 ff. 
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Es ist davon auszugehen, dass sich Nutzungskonflikte in den Meeresgebieten verschärfen werden. Offenkundig 
wurde versäumt, einschlägige Probleme der anderen EU-Mitgliedstaaten als Anlass zu nehmen, noch vor dem 
maßgeblichen Ausbau der Offshore-Windenergienutzung ein schlüssiges Planungskonzept zu erarbeiten. Ob 
Frankreich künftig eine marine Raumordnung zur nachhaltigen räumlichen Ordnung, Entwicklung und Sicherung 
seiner Meeresflächen einführen wird, ist zu diesem Zeitpunkt noch völlig offen und hängt unter anderem von den 
einschlägigen Entwicklungen auf europäischer Ebene ab. 
IV Zum Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ auf europäischer 
Ebene 
Die EU ist kein völkerrechtlicher Staat und erhält ihre Rechte und Kompetenzen nur durch ausdrückliche 
vertragliche Übertragung seitens ihrer Mitgliedstaaten617. Auf dem Gebiet der Raumordnung, dies gilt 
gleichermaßen für die terrestrische wie auch für die marine Raumordnung, besitzt die EU bislang keine 
ausdrückliche Kompetenz618. Seit Jahren ist jedoch ein vermehrtes Streben der EU-Kommission nach einer 
Raumordnungskompetenz zu beobachten. Ihren vorübergehenden Höhepunkt fand diese Bemühung in der 
Einführung der Territorialen Kohäsion als dritte Säule der europäischen Kohäsionspolitik neben der 
Wirtschaftlichen und Sozialen Kohäsion auf der Grundlage des Vertrags von Lissabon aus dem Jahr 2007. Die 
nachfolgende Diskussion über eine mögliche europäische Raumordnungskompetenz kommt zu dem Ergebnis, 
dass die EU höchstens über eine Koordinierungskompetenz raumrelevanter Fachbereiche verfügt, jegliche 
materielle Raumordnungskompetenz wird ihr abgesprochen619.  
Das Bestreben der EU-Kommission, materiellen Einfluss auf dem Gebiet der Raumordnung zu nehmen, ist 
ungebrochen. Eindeutig in diese Richtung geht demnach auch der jüngste Vorschlag für eine „Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumordnung und das 
integrierte Küstenzonenmanagement“620.  
Der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung dient als Anlass, materiellen Einfluss auf die marine 
Raumordnung der Mitgliedstaaten zu nehmen. Dabei ist es nicht per se abzuweisen, dass die EU beim Umgang 
mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ eine koordinierende Funktion einnehmen könnte und dies 
möglicherweise sogar sinnvoll wäre.   
Um die Bedeutung der marinen Raumordnung in Europa besser einordnen zu können, folgt ein Exkurs über zwei 
Beispiele für die internationale Bedeutung der marinen Raumordnung.   
                                                          
617 Vgl. BRANDHUBER (2011), S. 3. 
618 Hierzu auch ERBGUTH (2011a), S. 373. 
619 Vgl. BRANDHUBER (2011), S. 5. 
620 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
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IV.1 Exkurs: Internationale Bedeutung der marinen Raumordnung 
Erste Ansätze einer marinen Raumordnung gehen auf das Land Australien zurück, wo im Jahr 1981 erstmals ein 
Raumordnungsplan erarbeitet wurde, der sich auf Meeresflächen bezieht. Ziel dieses Raumordnungsplans war 
es, das Ökosystem des Great Barrier Reef Marine Park besser vor menschlicher Beeinträchtigung zu 
schützen621. Durch die Einteilung der Meeresflächen in 8 verschiedene Zonen, die die Nutzungsmöglichkeiten im 
Park stufenweise regulierten, sollte die ökologische Degradierung des Great Barrier Reef gestoppt werden622.  
Auch in China gab es früh Ansätze einer marinen Raumordnung. Diese reichen bis in das Jahr 1997 zurück, als 
das Amt für staatliche Meeresverwaltung („State Oceanic Administration“)623 offiziell die Einführung eines 
Gesetzes zur Koordinierung der Meeresnutzung forderte. Im Jahr 2002 ist das Gesetz zum Management der 
Meeresnutzungen („Law on the Management of Sea Use“) 624 in Kraft getreten. Es hat die Einführung eines 
integrativen Meeresflächenmanagements zur Folge, welches nicht nur auf eine geordnete wirtschaftliche 
Entwicklung der chinesischen Meeresflächen abzielt, sondern auch den Schutz der marinen Umwelt bezweckt. 
Auch hier kommt ein Zonierungskonzept zum Tragen. Drei Prinzipien sind maßgeblich625: 
- „The right to the sea-use authorization system“: Die chinesischen Meere gehören dem Staat, der allein 
über deren Nutzung entscheiden darf. 
- „A marine functional zoning system“: Die Nutzung der Meeresgebiete muss mit deren Einteilung in 
bestimmte funktionale Zonen übereinstimmen.  
- „A user-fee system“: Für die Nutzung der staatseigenen Meeresflächen müssen Gebühren entrichtet 
werden. Dieses Gebührensystem soll auch dem Umweltschutz zu Gute kommen, indem ein bestimmter 
Teil der Einnahmen für Umweltschutzzwecke verwendet werden soll. 
DOUVERE (2008) sieht einen Unterschied von den meisten internationalen Ansätze zur Meeresraumordnung und 
dem europäischen Ansatz. Die Staaten in Europa würden mehr Gewicht auf eine ganzheitliche Planung auf dem 
Meer legen, in die alle Meeresnutzungen integriert sind. Umweltgesichtspunkte stünden dabei nicht zwangsläufig 
im Vordergrund.  
Klar ist, dass es verschiedene Auslöser für die Einführung einer marinen Raumordnung geben kann, wie zum 
Beispiel Umweltprobleme, wirtschaftliche Interessen oder der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung. 
Entscheidend für die Wirksamkeit der marinen Raumordnung ist aber ihre materielle Ausgestaltung. Und diese 
unterscheidet sich nicht nur international erheblich, sondern auch innerhalb Europas. 
                                                          
621 Vgl. DOUVERE (2008), S. 766. 
622 Vgl. UNESCO (2010a). 
623 Vgl. UNESCO (2010b). 
624 Vgl. DOUVERE (2008), S. 767. 
625 Vgl. DOUVERE (2008), S. 767. 
137 
 
IV.2 Ansätze einer marinen Raumordnung auf europäischer Ebene 
Seit einigen Jahren beschäftigt sich die EU-Kommission mit der Erarbeitung eines Rahmens für eine 
gesamteuropäische marine Raumordnung. Im Jahr 2008 wurde zunächst ein sog. Fahrplan für die maritime 
Raumordnung erarbeitet, der gemeinsame Grundsätze hervorbringen sollte. Im Jahr 2011 folgte eine Mitteilung 
der EU-Kommission zum aktuellen Stand. Im Jahr 2013 veröffentlichte die EU-Kommission einen konkreten 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die 
maritime Raumordnung und das integrierte Küstenzonenmanagement. 
IV.2.1 Fahrplan für die maritime Raumordnung: Ausarbeitung gemeinsamer Grundsätze in der EU (2008) 
Die EU-Kommission hat sich im Jahr 2008 dem Thema Raumordnung auf dem Meer explizit angenommen. Der 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung und der damit einhergehende steigende Nutzungsdruck auf die 
Meeresflächen hatte zu diesem Zeitpunkt bereits mehrere Mitgliedstaaten dazu veranlasst, 
raumordnungspolitische Maßnahmen in die Wege zu leiten626. Es war absehbar, dass sich die 
Raumordnungsaktivitäten der Mitgliedstaaten je nach Verwaltungsstruktur, Rechtssystem und 
Planungsverständnis in verschiedene Richtungen entwickeln würden. Im Jahr 2008 hat die EU-Kommission den 
sog. Fahrplan für die maritime Raumordnung: Ausarbeitung gemeinsamer Grundsätze in der EU veröffentlicht 
und in Folge 5 innereuropäische Workshops627 abgehalten. Diesem Kontext ist folgende Definition zuzuordnen: 
 „Unter maritimer Raumordnung wird gewöhnlich der Prozess der Analyse sowie der räumlichen und zeitlichen 
Verteilung menschlicher Tätigkeiten in Meeresbereichen verstanden, den öffentliche Behörden zur Verwirklichung 
ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer Zielsetzungen vornehmen.“628 
Dem hier klar benannten Querschnittsbezug der marinen Raumordnung zum Trotz werden von der EU-
Kommission in erster Linie ökologische Gründe aufgeführt, warum ein gesamteuropäischer Rahmen für die 
marine Raumordnung der Mitgliedstaaten erarbeitet werden müsse. Es ist in diesem Zusammenhang von einem 
„ökosystemorientierten Ansatz“ 629 die Rede. 
Die Vereinheitlichung des Umgangs mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ wird von der EU-
Kommission vor allem aus wirtschaftlichen Gründen begrüßt. Sie erhofft sich eine Erhöhung der 
Rechtssicherheit, Berechenbarkeit und Transparenz und dadurch mehr Investitionen und ein höheres 
Wachstum630 im Sinne der Initiative Europa 2020631.  
                                                          
626 So hat Belgien beispielsweise bereits im Jahr 2003 einen Masterplan Mer du Nord für marine Raumordnung entwickelt. 
627 Die Teilnehmer setzten sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten, Regionen, Nicht-Regierungsorganisationen und der 
Wirtschaft zusammen. Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 4. 
628 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 3. 
629 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 4. 
630 Eine von der EU-Kommission im Jahr 2010 in Auftrag gegebene Studie kommt zu dem Ergebnis, dass eine gemeinsame 





Der Fahrplan für die maritime Raumordnung enthält 10 Grundsätze: 
1. Einsatz der maritimen Raumordnung je nach Gebiet und Tätigkeitsbereich 
2. Formulierung von Zielen als Anhaltspunkte für die Raumplanung 
3. Transparente Erarbeitung der Ziele 
4. Beteiligung der Interessensgruppen 
5. Koordinierung innerhalb der Mitgliedstaaten – Vereinfachung der Entscheidungsprozesse 
6. Sicherstellung der Rechtswirksamkeit von nationalen Raumordnungsplänen 
7. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Konsultation 
8. Einbeziehung von Überwachung und Bewertung in den Planungsprozess 
9. Erreichung von Kohärenz zwischen der Raumordnung an Land und auf See – Zusammenhang mit der 
integrierten Bewirtschaftung der Küstengebiete (IKZM) 
10. Tragfähige Daten und Wissensbank632 
Weitergehende materielle Ansatzpunkte sind zu diesem Zeitpunkt in der Konzeption für eine gemeinsame marine 
Raumordnung noch nicht erkennbar. Die EU-Kommission betont, dass jegliche Umsetzung der marinen 
Raumordnung in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten falle. Sich selbst sieht sie in der Rolle der „Moderatorin“633 
für die Erarbeitung eines gemeinsamen Konzepts. 
IV.2.2 Mitteilung zur Maritimen Raumordnung in der EU – Aktueller Stand und Ausblick (2011) 
In einer Mitteilung an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und den Ausschuss der Regionen im Jahr 2011 bekräftigt die EU-Kommission den aus ihrer Sicht „klaren 
Bedarf“634 für die Entwicklung eines gemeinsamen marinen Raumordnungskonzepts. Nicht nur die wirtschaftliche 
Entwicklung impliziere einen wachsenden Bedarf einer koordinierten Planung, sondern auch die Durchführung 
von EU-Politiken und Rechtsvorschriften635. Wieder betont die EU-Kommission den ökosystemorientierten 
Ansatz, der durch „Diskussionen“636 bestätigt worden sei. Das Ökosystem sei die Basis und der allgemeine 
Rahmen für die marine Raumordnung in Europa637.  
Als Ausblick kündigt die EU-Kommission Legislativvorschläge für ein gemeinsames Konzept und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf rechtsverbindlicher Grundlage an638. Die Umsetzung solle nach wie 
vor den Mitgliedstaaten selbst überlassen werden639.  
                                                                                                                                                                                     
631 „Europa 2020: eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“, KOM (2010) 2020 vom 
03.03.2010. Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 3. 
632 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 4 - 7. 
633 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 3. 
634 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 12. 
635 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 12. 
636 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 4. 
637 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 4. 
638 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 13. 
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Es drängte sich bereits zu diesem Zeitpunkt die Frage auf, was mit den in einigen Mitgliedstaaten schon 
existierenden Ansätzen einer marinen Raumordnung geschehen solle. Und wie diese in hohem Maße 
unterschiedlichen Ansätze im Nachhinein auf einen gesamteuropäischen Nenner gebracht werden sollen.  
Die Antwort kommt mit der Bekanntgabe des Vorschlags der EU-Kommission für eine Richtlinie zur Schaffung 
eines Rahmens für die marine Raumordnung Anfang des Jahres 2013640.  
ERBGUTH (2012) hat diese Entwicklung bereits im Vorfeld kritisiert. Er schreibt, dass die EU-Kommission auch 
ohne explizite Zuständigkeit Regelungen zur marinen Raumordnung treffen werde und dass daher absehbar mit 
einem Richtlinienentwurf der EU zu rechnen sei641. Das Engagement der EU-Kommission bezeichnet er 
diesbezüglich als „bemerkenswert“642. 
IV.2.3 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die 
maritime Raumordnung und das integrierte Küstenzonenmanagement (2013) 
Im März 2013 unterrichtete die EU-Kommission den Deutschen Bundesrat über den Vorschlag für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumordnung und 
das integrierte Küstenzonenmanagement643. Räumlicher Bezug ist das Küstenmeer, nicht die AWZ. Dennoch soll 
der Richtlinienentwurf hier Eingang finden, da eine Ausweitung der Aktivitäten der EU auf die AWZ nicht 
ausgeschlossen werden kann644. 
Im Begründungsteil des Richtlinienentwurfs legt die EU-Kommission dar, warum sie sich einen Mehrwert durch 
das Tätigwerden auf europäischer Ebene erhofft. Es geht um das Thema Kohärenz. Durch die Schaffung einer 
Richtlinie soll Kohärenz zwischen den beiden Instrumenten marine Raumordnung und IKZM, zwischen Land und 
Meer sowie zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten geschaffen werden. Die parallelen Aktivitäten in all diesen 
Bereichen führen laut EU-Kommission zu einer unkoordinierten, ineffizienten Nutzung der Küsten- und 
Meeresgebiete und zu einem Wettbewerb, in dem Ungewissheiten und fehlende Berechenbarkeit bezüglich eines 
angemessenen Zugangs zum Meeresraum ein suboptimales Geschäftsklima hätten entstehen lassen. Diese 
Situation gefährde Arbeitsplätze645.  
Als Rechtsgrundlage für die vorgesehene Richtlinie zieht die EU-Kommission den Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) heran. Die vorgesehene Richtlinie unterstütze die Umsetzung der integrierten 
                                                                                                                                                                                     
639 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2011), S. 13. 
640 Siehe unten, S. 132. 
641 ERBGUTH (2012), S. 85. 
642 ERBGUTH (2011a), S. 373. 
643 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
644 Diese Annahme kommt nicht nur unter dem Eindruck zustande, dass die EU-Kommission seit Jahren bestrebt ist, ihre 
Kompezenzbereiche auszuweiten, auch die unklare räumliche Bezugnahme des Richtlinienentwurfs legt dies nahe. So wird 
beispielsweise der geographische Bezug des Marine Spatial Planning folgendermaßen beschrieben: „Marine waters cover 
coastal waters, territorial sea and EEZ“. SIEMERS, D’EUGENIO (2013). 
645 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013), S. 3. 
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Meerespolitik der EU, einschließlich ihrer umweltpolitischen Säule, d.h. der Meeresstrategie-Richtlinie646. Die EU-
Kommission sieht in ihrem Vorstoß ausdrücklich keinen Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip, das im Vertrag 
über die Europäische Union (EUV) verankert ist647. Die Rechte der Mitgliedstaaten blieben gewahrt648.  
Die vorgesehene Richtlinie sieht nicht nur eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Einführung einer marinen 
Raumordnung vor, sie setzt auch klare inhaltliche Ziele fest: 
„(a) Sicherung der Energieversorgung der Union durch die Förderung der Entwicklung neuer Meeresenergien, 
durch die Erschließung neuer und erneuerbarer Energieformen, durch den Zusammenschluss von Energienetzen 
sowie durch Energieeffizienz; 
(b) Förderung der Entwicklung des Seeverkehrs und Einrichtung effizienter und kostensparender 
Schifffahrtsrouten in ganz Europa, einschließlich Zugänglichkeit der Häfen und Verkehrssicherheit; 
(c) Förderung der nachhaltigen Entwicklung und des Wachstums im Fischerei- und Aquakultursektor, 
einschließlich Arbeitsplätzen in der Fischerei und damit verbundenen Bereichen; 
(d) Erhalt, Schutz und Verbesserung der Umwelt sowie umsichtige und rationelle Nutzung natürlicher 
Ressourcen, insbesondere um einen guten ökologischen Zustand zu erreichen, den Verlust an biologischer 
Vielfalt und die Verschlechterung der Ökosystemdienstleistungen zu stoppen sowie die Gefahren der 
Meeresverschmutzung zu minimieren; 
(e) Gewährleistung klimaresistenter Küsten- und Meeresgebiete.“649 
Die von den Mitgliedstaaten zu erstellenden marinen Raumordnungspläne müssten gemäß Art. 6 Satz 1 
operative Schritte vorsehen, damit diese Ziele  erreicht werden. Darüber hinaus sieht der Richtlinienentwurf 
Mindestanforderungen für die von den Mitgliedstaaten zu erstellenden marinen Raumordnungspläne vor. Dabei 
wird in „gemeinsame“650 und „spezifische“651 Mindestanforderungen unterschieden. Die gemeinsamen 
Mindestanforderungen betreffen auch das IKZM und beinhalten die Verpflichtung zur Festlegung operativer 
Schritte sowie Vorgaben zur Abstimmung beider Instrumente, zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten und zu Planungszeiträumen652. Die spezifischen Mindestanforderungen beziehen sich nur auf die 
marinen Raumordnungspläne. Sie weisen einen hohen Detaillierungsgrad auf und sind eindeutig materieller 
Art653:  
                                                          
646 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013), S. 6. 
647 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013), S. 6. 
648 DEUTSCHER BUNDESRAT (2013), S. 3. 
649 Art. 5, COM (2013) 133 final. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
650 Art. 6, COM (2013) 133 final. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
651 Art. 7, COM (2013) 133 final. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
652 Es ist vorgesehen, dass die marinen Raumordnungspläne mindestens alle 6 Jahre überprüft werden. Vgl. Art. 6, Satz 3, 
COM (2013) 133 final. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
653 Entgegen der Behauptung der EU-Kommission, alle sich aus dem Richtlinienentwurf ergebenden Verpflichtungen für die 
Mitgliedstaaten seien rein prozeduraler Art: „All obligations are of procedural nature“. SIEMERS, D’EUGENIO (2013) bei der 
Präsentation des Richtlinienentwurfs am 26.04.2013 vor Vertretern den nationalen Parlamente.  
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„In die von den Mitgliedstaaten zu erstellenden maritimen Raumordnungspläne fließen mindestens folgende 
Elemente ein: 
(d) Anlagen zur Energiegewinnung und zur Erzeugung erneuerbarer Energie; 
(e) Anlagen und Infrastruktur zur Erdöl- und Erdgasgewinnung; 
(f) Seeschifffahrtsrouten; 




In mehrfacher Hinsicht sind die dargelegten Inhalte der vorgesehenen Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumordnung und das integrierte 
Küstenzonenmanagement problematisch.  
Die in Art. 5 des Richtlinienentwurfs festgesetzten Ziele für die marine Raumordnung in den Mitgliedstaaten und 
die in Art. 7 dargelegten Mindestanforderungen an marine Raumordnungspläne haben eindeutig materiellen 
Charakter und fallen damit nicht in die Zuständigkeit der EU. Die EU hat keine materielle 
Raumordnungskompetenz. Allenfalls kann ihr in diesem Zusammenhang eine Koordinierungskompetenz655 
zugestanden werden, die jedoch keine materiellen Vorgaben für die Mitgliedstaaten einschließt. Es stellt sich 
zudem die Frage, ob diese Koordinierungskompetenz der EU nur die Koordinierung der eigenen, raumrelevanten 
Fachpolitiken betrifft oder auch die Ermächtigung beinhaltet, ihre Mitgliedstaaten zur gegenseitigen Koordinierung 
zu verpflichten. Eine eindeutige Klärung dieser Frage ist bislang nicht erfolgt.  
Problematisch ist auch die in Art. 4 Satz 4 vorgesehene Festlegung, dass marine Raumordnungspläne der 
Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie bereits bestehen, nur dann den Erfordernissen 
der Richtlinie genügen, wenn sie den Mindestanforderungen gemäß Art. 6 und 7 entsprechen656. Das heißt, dass 
die Richtlinie auch direkten Einfluss auf die bestehende marine Raumordnung in den Mitgliedstaaten nehmen 
würde.  
Die inhaltliche Ausrichtung der vorgesehenen Richtlinie widerspricht dem deutschen Selbstverständnis der 
Raumordnung als neutrale, querschnittsbezogene Disziplin. Der marinen Raumordnung (wie auch der 
terrestrischen Raumordnung) ist es nicht gestattet, rein sektorale Ziele zu verfolgen. Es spielt dabei keine Rolle, 
ob es sich um ökonomische oder ökologische Ziele handelt. Die marine Raumordnung kann nach deutschem 
Verständnis nicht zugunsten eines sektoralen Belangs ausgerichtet werden. Sie muss den Gesamtraum 
überfachlich ordnen, entwickeln und sichern. Entsprechend problematisch ist es, dass die EU in ihrem 
Richtlinienentwurf einen ökosystemaren Ansatz für die marine Raumordnung in den Mitgliedstaaten fordert. An 
mehreren Stellen des Entwurfs wird auf die Ökologie als wichtigste Grundlage hingewiesen. Ein solcher 
                                                          
654 Art. 7, COM (2013) 133 final. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013). 
655 Vgl. BRANDHUBER (2011), S. 3 ff. 
656 Vgl. DEUTSCHER BUNDESRAT (2013), S. 16. 
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Fachbezug ist mit der Raumordnung schlechthin und somit auch mit einer marinen Raumordnung nach 
deutschem Verständnis nicht zu vereinen.  
Abgesehen von der Notwendigkeit eines Querschnittsbezugs der marinen Raumordnung, darf die ökologisch 
begründete Motivation der EU-Kommission, auf diesem Feld tätig zu werden, durchaus in Frage gestellt werden. 
Maßgeblich dürften vielmehr wirtschaftliche Gründe sein, wie die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und die 
Sicherung der Energieversorgung der EU657. 
 
Abgesehen davon, dass sich die Frage nach dem „ob“ des einschlägigen Tätigwerdens der EU-Kommission zu 
diesem Zeitpunkt nicht mehr stellt, gibt es Argumente für ein Engagement der EU bezüglich des Umgangs mit der 
Offshore-Windenergienutzung in der AWZ.  
Zunächst ist festzustellen, dass die EU-Kommission sich dem Thema aus einem anderen Blickwinkel nähert, als 
dies in den untersuchten Mitgliedstaaten geschieht. In den untersuchten Mitgliedstaaten trägt der Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung in erheblichem Maß dazu bei, dass sich Nutzungskonflikte auf den Meeresflächen 
verschärfen. Die Einführung einer marinen Raumordnung ist in diesem Zusammenhang meist die Reaktion auf 
ein erhöhtes räumliches Steuerungsbedürfnis. Auf europäischer Ebene hingegen ist zu beobachten, dass der 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung und die mit einhergehende Verschärfung von Nutzungskonflikten auf 
den Meeresflächen nicht als Auslöser für das Engagement der EU-Kommission für eine gemeinsame marine 
Raumordnung gelten können. Die sich bereits vor einigen Jahren abzeichnenden unterschiedlichen Wege der 
Mitgliedstaaten beim Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung dürften in der EU-Kommission eher die 
Befürchtung hervorgerufen haben, dass ohne eine Harmonisierung dieser Ansätze Einbußen wettbewerblicher 
Art zu verzeichnen seien. Dies betrifft vor allem die Bereiche der europäischen Energie- und Technologiepolitik. 
Aus diesem Grund setzt sich die EU-Kommission für eine einheitliche marine Raumordnung ein. Dieses 
Instrument scheint ihr geeignet, die eigenen wirtschaftspolitischen Ziele umzusetzen. 
 
Unumstritten steht der EU im Bereich der Raumordnung eine Koordinierungskompetenz zu. Es spricht einiges 
dafür, dass die EU ihre Koordinierungsfunktion beim Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ 
wahrnimmt. Ausgangspunkt für alle Überlegungen zur Ausfüllung dieser Koordinierungsfunktion muss aber das 
übergeordnete Ziel einer nachhaltigen Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen sein, das mit 
einer hohen Steuerung der einzelnen raumwirksamen Belange einhergeht. Um dieses Ziel zu erreichen, muss 
das geeignete Instrumentarium gefunden werden. Ausgangspunkt darf indes nicht sein, energie- und 
technologiepolitische Ziele der EU umsetzen zu wollen und hierfür das Instrument der marinen Raumordnung zu 
wählen, unter anderem weil sich ohnehin mehrere Mitgliedstaaten zur Einführung einer selbigen entschieden 
                                                          
657 An einigen Stellen wird dies deutlich. So wird beispielsweise bei der Präsentation des Richtlinienentwurfs vor Vertretern 
der nationalen Parlamente am 26.04.2013 als erstes Ziel „the sustainable growth of maritime and coastal economies“ 
aufgeführt. Vgl. SIEMERS, D’EUGENIO (2013). 
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haben und weil durch eine gesamteuropäische Harmonisierung zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen 
werden können. Ein abgestimmtes Vorgehen der europäischen Mitgliedstaaten hätte mehrere Vorteile: 
 Keine Verlagerung von Nutzungskonflikten 
 Milderung von Nutzungsdruck  
 Grenzüberschreitende Berücksichtigung von Schutzerfordernissen 
 Gewährleistung des von der EU-Kommission geforderten „ökosystemaren Ansatzes“ 
 Intensivierung des Erfahrungsaustauschs der Mitgliedstaaten untereinander, des Lernens voneinander 
 Erhöhung der Wirksamkeit von Strategien, Instrumenten und Maßnahmen für eine nachhaltige 
Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen 
 Erhöhung der Investitionsfreundlichkeit durch die Angleichung von Rahmenbedingungen, Erhöhung 
von Planungssicherheit für Investoren 
 Erhöhung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
 
Die Sinnhaftigkeit einer grenzüberschreitenden Beplanung der Meeresgebiete in der EU ist dabei besonders zu 
betonen. Nicht nur die Mobilität von Nutzungsformen wie der Schifffahrt und von Schutzgütern wie der  
Meeresfauna sprechen für ein grenzübergreifendes Vorgehen. Eingriffe in den Meeresraum und somit in das 
marine Ökosystem betreffen in viel stärkerem Maße die übrigen Anrainerstaaten als das bei terrestrischen 
Raumsystemen der Fall ist. Im Wasser bestehen keine Barrierewirkungen für Umwelteinflüsse. Nur durch einen 
Planungsansatz mit gemeinsamen Standards kann eine nachhaltige Entwicklung des europäischen 
Meeresraums gewährleistet werden.  
 
Letztendlich würde die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur bloßen Einführung einer marinen Raumordnung 
ohne zusätzliche materielle Vorgaben hinsichtlich des Ziels einer wirksamen nachhaltigen Ordnung, Entwicklung 
und Sicherung der europäischen Meeresflächen nur bedingt Sinn machen. Es tut sich daher zwangsläufig ein 
kompetenzrechtlicher Konflikt auf. Die EU hat nach derzeitigem Stand der europäischen Verträge keine 
materielle Raumordnungskompetenz, wie dargestellt. Sie darf den Mitgliedstaaten keine materiellen Vorgaben für 
eine marine Raumordnung machen. Vor diesem Hintergrund ist die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur 
Einführung einer marinen Raumordnung durch die EU-Kommission grundsätzlich kritisch zu sehen. Welchen 
Einfluss die Ergebnisse der Untersuchung der EU-Mitgliedstaaten Deutschland, Belgien, Dänemark und 
Frankreich auf diese Einschätzung haben, wird im folgenden Kapitel dargelegt. 
V Zusammenfassung und Bewertung des Umgangs mit der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten und auf 
europäischer Ebene 
Seit mehreren Jahren ist in der EU eine in hohem Maße steigende Meeresflächeninanspruchnahme zu 
beobachten. Einen wesentlichen Anteil daran hat der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung, der im Zuge des 
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politisch vorangetriebenen Umbaus der Energieversorgung hin zu einem vorwiegend auf erneuerbaren Energien 
basierenden System zunehmend an Bedeutung gewinnt. Aber auch die Intensivierung anderer Nutzungsarten 
wie des Schiffsverkehrs, der Verlegung von Seekabeln und Rohrleitungen, des Abbaus von Bodenschätzen, der 
Ölförderung sowie des Fischfangs führt zur Erhöhung des Nutzungsgrads des Meeresraums vor den 
europäischen Küsten. Die Offshore-Windenergienutzung sticht dadurch heraus, dass sie der Nutzungsbelang ist, 
welcher in den letzten Jahren am meisten Zuwachs erfahren hat – und diesen aller Voraussicht nach auch künftig 
erfahren wird. Hinzu kommt, dass sie ein besonders hohes Maß an Raumbedeutsamkeit besitzt. Nicht nur die 
ortsfesten Installationen der Offshore-Windenergieanlagen selbst beanspruchen Fläche und wirken sich damit auf 
die marine Umwelt aus – auch Umspannplattformen, Seekabel und induzierter Schiffsverkehr. Der Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung verstärkt die bereits vorhandenen Nutzungskonflikte auf dem Meer. Verschärft 
wird die Lage dadurch, dass die Meeresflächen, die für eine wirtschaftliche Nutzung durch die EU-Mitgliedstaaten 
in Frage kommen, räumlich stark begrenzt sind. Gemäß den einschlägigen völkerrechtlichen Regelungen, 
insbesondere dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) aus dem Jahr 1982658, kommen für 
eine nationalstaatliche wirtschaftliche Nutzung nur die Meereszonenkategorien Küstenmeer (12-Seemeilen-
Zone)659 und Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ)660 in Frage. Die Offshore-Windenergienutzung der EU-
Mitgliedstaaten findet in der Regel in beiden genannten Meereszonenkategorien statt, wobei sich der künftige 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung immer stärker auf die AWZ konzentrieren wird. Die AWZ, die sich auf 
einen bis zu 200 Seemeilen breiten Bereich zwischen Küstenmeer und Hoher See erstreckt, gehört im 
Gegensatz zum Küstenmeer nicht zum Hoheitsgebiet der Nationalstaaten. Einschlägig ist hier das Völkerrecht. 
Dieser besondere rechtliche Status der AWZ hat zur Folge, dass nationale Gesetze nur dann Anwendung finden, 
wenn ihr Regelungsbereich konform mit dem SRÜ ist und ihr Geltungsbereich explizit auf die AWZ ausgedehnt 
wird. Die Meeresflächen der AWZ sind keine freien Flächen. Sie unterliegen einer Vielzahl wirtschaftlicher und 
verkehrlicher Nutzungen und haben eine wichtige ökologische Funktion. Die sinnvolle Koordinierung 
verschiedenster Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen auf diesen oftmals knappen Flächen stellt eine 
besondere formale und planungspraktische Herausforderung dar, die eine nähere Betrachtung lohnt. Wie gehen 
die untersuchten EU-Mitgliedstaaten mit der Herausforderung erheblicher Nutzungskonflikte in der AWZ um? 
Verfügen sie über marine Planungsinstrumente, die eine nachhaltige Entwicklung des Meeresraums leisten 
können? Und wenn ja, werden diese auch sachgerecht angewendet? Gelingt es, den raumrelevanten Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung sinnvoll zu integrieren? 
 
                                                          
658 Das SRÜ fasst die im Jahr 1958 verabschiedeten 4 Genfer Seerechtskonventionen zusammen und ergänzt diese. Es trat 
allerdings erst im Jahr 1994, 12 Jahre nachdem es geschlossen wurde, in Kraft. Grund für diese Verzögerung war die 
Ablehnung einiger Staaten von umstrittenen Regelungen zum Tiefseebergbau. Vgl. LEHMKÖSTER (2010), S. 201. Zum Inhalt 
siehe oben, S. 12. 
659 Siehe oben, S. 12. 
660 Siehe oben, S. 12. 
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Die Untersuchung hat gezeigt, dass die Strategien der EU-Mitgliedstaaten zur Entschärfung von 
Nutzungskonflikten, die durch den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung verstärkt werden, sehr 
unterschiedlich sind. Gemeinsam ist ihnen interessanterweise, dass  sich ihr Erfolg in Grenzen hält. Es zeigt sich, 
dass es Kriterien für eine marine Planung gibt, ohne die eine nachhaltige Entwicklung der Meeresflächen nicht 
gelingen kann. Diese Kriterien sind die gleichen, die auch in der terrestrischen räumlichen Planung für den Erfolg 
eines Planungsansatzes verantwortlich sind. Erforderlich ist demnach eine gesamträumliche und 
querschnittsbezogene Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Raums661.  
 
Deutschland verfügt seit dem Jahr 2004 über ein marines Planungsinstrument, das mit dem Ziel eingeführt 
wurde, die Meeresflächen der AWZ gesamträumlich zu ordnen, zu entwickeln und zu sichern. Im Zuge des 
Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung ist die Verschärfung von Nutzungskonflikten offen zu Tage getreten. 
Nach dem Vorbild der erfolgreichen terrestrischen Raumordnung wurde eine querschnittsbezogene marine 
Raumordnung etabliert, die den raumrelevanten Belang der Offshore-Windenergienutzung integriert. So hat der 
deutsche Gesetzgeber den Geltungsbereich des terrestrischen ROG auf die AWZ ausgedehnt und dem Bund 
somit erstmals in der Geschichte der Raumordnung die Möglichkeit eingeräumt, Ziele der Raumordnung 
aufzustellen. Die Zuständigkeit für die AWZ obliegt gemäß SRÜ662 dem Bund. Ermächtigt durch § 17 Satz 3 ROG 
hat das federführende BMVBS im Jahr 2009 verbindliche Raumordnungspläne für die AWZ der Nord- und Ostsee 
aufgestellt, die sowohl allgemeine Leitlinien als auch Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die AWZ 
enthalten. Mit der marinen Raumordnung nach § 17 ROG verfügt der Bund seitdem über das Instrumentarium für 
eine wirksame räumliche Steuerung des Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung in der deutschen AWZ. 
Insbesondere durch die Festlegung von verbindlichen Vorrang-, Vorbehalts- und Ausschlussgebieten in der AWZ 
können Nutzungskonflikte entschärft und Schutzerfordernisse erfüllt werden. 
Dieses Instrumentarium entfaltet seine Wirksamkeit aber nur, wenn es auch sachgerecht angewendet wird. Und 
genau hier liegt die große Schwachstelle der deutschen Planungspraxis. Die Raumordnungspläne für die AWZ 
enthalten nur Vorranggebiete für den in hohem Maße raumrelevanten Belang der Offshore-Windenergienutzung. 
Weder weisen die Vorranggebiete einen außergebietlichen Ausschluss des Belangs auf, noch gibt es explizite 
raumordnerische Ausschlussgebiete. Es handelt sich um eine reine Positivplanung. Der Ordnungsaspekt der 
Raumordnung kommt dadurch zu kurz. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der speziellen Situation in der 
                                                          
661 In der Literatur wird oft das Unterscheidungsmerkmal “Vorschlagssystem oder Ausschreibungsverfahren” als Kriterium 
hervorgehoben, wenn der Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung bewertet werden soll. Diese Vorgehensweise stellt 
eine Reduzierung des Sachverhalts dar, die der Wirklichkeit nicht gerecht wird. Beide Ansätze zur Flächenauswahl können 
so große Schwächen aufweisen, dass eine nachhaltige Nutzung der Meeresflächen nicht gelingt. Beide Ansätze können 
aber auch so ausgestaltet sein, dass sie sehr wirkungsvoll zur Ordnung, Entwicklung und Sicherung der AWZ beitragen. Das 
Unterscheidungsmerkmal “Vorschlagssystem oder Ausschreibungsverfahren” ist als Bewertungskriterium also ungeeignet. 
662 Neben der Zuständigkeitsfrage lehnt sich auch die materielle Ausgestaltung der marinen Raumordnung an das SRÜ an. 
So bewegt sich die marine Raumordnung in Deutschland innerhalb der vom SRÜ auferlegten materiellen Grenzen. Siehe 
oben, S. 12. 
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AWZ problematisch. Die Raumordnungspläne für die deutsche AWZ müssen ihren Koordinierungs-, Ausgleichs- 
und Vorsorgeauftrag in einem besonders herausfordernden Umfeld erfüllen. Sie beplanen mit der AWZ einen 
Raum, der durch die zahlreichen Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen, die innerhalb seiner engen 
Grenzen aufeinanderprallen, unter starkem Druck steht. Durch das Fehlen von Ausschlussgebieten bleibt nicht 
nur das Potenzial der Raumordnung zur nachhaltigen Ordnung der Meeresflächen in der deutschen AWZ 
unausgeschöpft, es kann sogar festgestellt werden, dass die Raumordnungspläne für die deutsche AWZ in ihrer 
derzeitigen Form die Aufgaben von Raumordnungsplänen gemäß § 1 Abs. 1 ROG nur ansatzweise erfüllen. 
Mit der Novellierung der SeeAnlV im Jahr 2012 hat der Gesetzgeber eine wesentliche Änderung im 
Zulassungsregime für Offshore-Windenergieanlagen vorgenommen. Die gebundene Genehmigungsentscheidung 
wurde durch eine Planfeststellungsentscheidung ersetzt. Letztere stellt eine Ermessensentscheidung dar. Im 
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ist die Abwägung aller vom Vorhaben berührter öffentlicher und privater 
Belange vorgesehen. Dies führt zu einer verbesserten räumlichen Steuerbarkeit des Ausbaus der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ. Ebenfalls im Jahr 2012 hat die Bundesregierung die Prüfung einer 
Ausschreibungsoption für die Offshore-Windenergienutzung663 angekündigt. Die gezielte staatliche Vergabe von 
Flächen könnte die räumliche Steuerung der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ stark verbessern. Wenn 
von staatlicher Seite aus Flächen zur gezielten Ausschreibung ausgewählt werden, die zuvor den Prozess der 
marinen Raumordnung durchlaufen haben, kann eine in hohem Maße nachhaltige räumliche Entwicklung der 
AWZ stattfinden. 
Der Bericht über die Evaluierung der Raumordnungspläne des Bundes für die ausschließliche Wirtschaftszone in 
der Nordsee und in der Ostsee aus dem Jahr 2013 kommt zu der grundsätzlichen Einschätzung, dass sich die 
aktuellen Raumordnungspläne als sachgerecht und ausgewogen erwiesen hätten. Eine hinreichende 
Auseinandersetzung mit den Schwächen der aktuellen Raumordnungspläne für die AWZ bleibt aus. Somit wird 
die Chance vertan, den Ordnungsaspekt der marinen Raumordnung im Zuge der anstehenden Fortschreibung 
der Raumordnungspläne für die AWZ zum Tragen zu bringen. Um dem Anspruch einer vorausschauenden, 
nachhaltigen Raumordnung in der AWZ gerecht zu werden, müssen bei einer Fortschreibung der 
Raumordnungspläne für die AWZ aber auch Ausschlussgebiete festgelegt werden, die ökologisch sensible 
Flächen von der Offshore-Windenergienutzung freihalten.  
Die marine Raumordnung in Deutschland bietet in ihrer Ausrichtung an der erfolgreichen terrestrischen 
Raumordnung etablierte Instrumente für eine nachhaltige räumliche Ordnung, Entwicklung und Sicherung der 
Meeresflächen in der AWZ. Dass diese Instrumente ungenutzt bleiben, ist nicht dem Gesetzgeber anzulasten 
sondern der praktizierenden Raumordnung des Bundes, die die Aufgaben, die ihr mit der Übertragung einer 
Raumordnungskompetenz für die AWZ zugewachsen sind, fachgerechter wahrnehmen muss.  
 
                                                          




In Belgien haben Nutzungskonflikte in der räumlich stark begrenzten AWZ bereits früh dazu geführt, dass 
Überlegungen zur Einführung eines marinen Planungsinstruments angestellt wurden. Deshalb wird Belgien in der 
Literatur als eines der europäischen Vorreiterländer bei der Einführung einer marinen Raumordnung angeführt. 
Tatsächlich hat Belgien im Jahr 2003 als erstes der in der vorliegenden Arbeit untersuchten europäischen Länder 
einen räumlichen Plan zur Sicherung von Nutzungsbelangen in seinen Meeresgebieten aufgestellt, den sog. 
Masterplan Mer du Nord. Bei näherer Betrachtung handelt es sich bei dem belgischen Ansatz zur Beplanung der 
AWZ aber nicht um eine marine Raumordnung nach deutschem Verständnis. Der Master Plan Mer du Nord 
wurde im Rahmen des universitären Forschungsprojekts GAUFRE Project erarbeitet. Ohne gesetzliche 
Grundlage und Rechtsverbindlichkeit sollte er die Nutzungskonkurrenzen in der belgischen AWZ entschärfen. So 
kam es in den Jahren 2003 bis 2004 zur Ausweisung von Flächen für den Abbau von Sand und Kies. Um die 
Planungssicherheit für Investoren der künftigen Offshore-Windenergienutzung zu erhöhen und gleichzeitig die 
Auswirkungen der Offshore-Windenergienutzung auf die Meeresumwelt möglichst gering zu halten, folgte die 
Ausweisung einer Zone für die Offshore-Windenergienutzung. Unabhängig voneinander und teilweise im Abstand 
von mehreren Jahren wurden nach und nach weitere Nutzungs- und Schutzzonen ausgewiesen. Eine 
gesamträumliche planerische Abwägung aller raumrelevanten Belange hat im Zuge des Aufstellungsverfahrens 
nicht stattgefunden. Den Anspruch, konkurrierende Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen räumlich 
aufeinander abzustimmen und Konflikte zu minimieren, konnte der Masterplan Mer du Nord so nicht hinreichend 
erfüllen. Im Jahr 2013 hat die belgische Regierung daher beschlossen, eine Rechtsgrundlage für die Erstellung 
eines neuen marinen Raumordnungsplans zu schaffen. Der in Aufstellung befindliche neue Raumordnungsplan 
Plan d’aménagement des espace marins (PAEM) soll in Form eines Arrêté Royal erlassen werden und 
rechtsverbindlich sein. Planungsmethodisch wird er sich an den Masterplan Mer du Nord anlehnen und der 
übergeordneten Leitphilosophie der Herstellung und Erhaltung eines sauberen, intakten, sicheren, produktiven 
und biologisch artenreichen Meeres Rechnung tragen. Der PAEM soll ein Gleichgewicht zwischen den sektoralen 
Interessen herstellen, eine nachhaltige Nutzung der marinen Ressourcen sicherstellen und Investoren mehr 
Rechtssicherheit geben. Die bereits im Masterplan Mer du Nord bestehenden Gebietsfestlegungen für die 
Energiespeicherung und –produktion sollen übernommen werden. Zu einer Neuausweisung von Gebieten für die 
Energiegewinnung, also auch für die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen, soll es vorerst allerdings nicht 
kommen. Das aktuelle Eingreifen der belgischen Regierung zeigt, dass das Modell des Masterplan Mer du Nord 
gescheitert ist. Die Nutzungskonflikte in der belgischen AWZ haben sich weiter verschärft. Abhilfe soll nun eine 
rechtsverbindliche marine Raumordnung schaffen. Warum nicht von Anfang an auf eine rechtsverbindliche, 
gesamträumliche Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen in der AWZ gesetzt wurde, bleibt 
unklar. Vielleicht wurde die Entwicklung der Nutzungskonflikte unterschätzt oder das Instrument des Masterplan 
Mer du Nord hinsichtlich seiner Wirksamkeit überschätzt. Durch die Beibehaltung bereits ausgewiesener 
sektoraler Zonen kann die gesamträumliche Abwägung aller Belange nicht nachgeholt werden. Eine optimale 




Dänemark hat vergleichsweise früh, nämlich schon ab dem Jahr 1990, mit dem Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung begonnen und steht in Europa bei der Offshore-Windenergienutzung heute an zweiter Stelle 
hinter Großbritannien. War die erste Ausbauphase vor allem durch staatliche Initiierung geprägt, führten 
ökonomische Überlegungen rasch zu einem stärker marktwirtschaftlich orientierten Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung. Eine marine Raumordnung zur Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Meeresflächen 
gibt es in Dänemark bislang nicht. Dennoch ist ein Instrumentarium vorhanden, welches erlaubt, den Ausbau der 
Offshore-Windenergienutzung räumlich zu lenken.  
Die zuständige Behörde Energistyrelsen (ENS) identifiziert Meeresflächen, die sich für die Errichtung und den 
Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen eignen. Die Flächen werden in den Fremtidens Havmølleplaceringer – 
2025, den Berichten zur Offshore-Windenergienutzung, verzeichnet. Dabei handelt es sich um räumliche Pläne, 
die einen sektoralen Charakter aufweisen. Die als geeignet identifizierten Flächen dienen als Grundlage für die 
staatlichen Vergabeverfahren für den Ausbau der Offshore-Windenergienutzung. Zu einer gesamträumlichen 
Abwägung aller Nutzungsansprüche und Schutzanforderungen kommt es im Zuge der Flächensondierung nicht. 
Die gezielte staatliche Ausschreibung von Standorten für Offshore-Windenergieanlagen stellt den zentralen 
Baustein des Steuerungsinstrumentariums dar. Zwar besteht auch die Möglichkeit, unabhängig von den 
Vergabeverfahren Anträge auf Genehmigung der Errichtung und des Betriebs von Offshore-Windenergieanlagen 
einzureichen, und zwar an Standorten, die nicht im Vorfeld als geeignet identifiziert wurden, doch von dieser 
Option wurde bislang kein Gebrauch gemacht. Die Erteilung der Genehmigung stellt bei beiden 
Verfahrensvarianten eine Ermessensentscheidung dar, wodurch die ENS grundsätzlich Einfluss auf die 
Raumverträglichkeit von Offshore-Windenergieanlagen nehmen könnte. 
Durch die Kombination der staatlichen Flächenauswahl und der gezielten staatlichen Vergabe dieser Flächen ist 
die Möglichkeit der Steuerung der Offshore-Windenergienutzung groß. Weil die Planung in der AWZ aber kein 
gesamträumliches und querschnittsbezogenes Konzept vorlegt, sondern nur aus Sicht des Belangs der Offshore-
Windenergienutzung abwägt, können Nutzungskonflikte nicht gemindert werden. Eine staatliche Auswahl der 
Flächen für die einzelnen Ausschreibungsprojekte, die auf der Grundlage eines verbindlichen räumlichen 
Gesamtkonzeptes zur Ordnung, Entwicklung und Sicherung des Meeresraums erfolgt, würde es ermöglichen, 
noch raumverträglichere Ergebnisse beim Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Dänemark zu erzielen. 
Auch im Bereich der Sicherung von Flächen treten die Schwächen des dänischen Ansatzes zu Tage. Die 
Sicherung von Flächen für die Offshore-Windenergienutzung kommt zu kurz. Bestätigt wird diese Einschätzung 
dadurch, dass die dänische Regierung im März 2012 die Möglichkeit zur Ausweisung von Reservegebieten für 
die Offshore-Windenergienutzung eingeführt hat. Im Bund der skandinavischen Staaten, der Nordic Cooperation, 
engagiert sich die dänische Regierung für die Etablierung einer gemeinsamen marinen Raumordnung. Wie eine 
staatenübergreifende marine Raumordnung in der Nordic Region planungsrechtlich und planungspraktisch 
ausgestaltet sein könnte, ist dabei noch völlig offen.  
 
Frankreich steht beim Ausbau der Offshore-Windenergienutzung noch ganz am Anfang. Bis zum Jahr 2020 soll 
eine Leistung von 6 Gigawatt im Bereich des Küstenmeers installiert sein. Nutzungskonflikte in den 
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Meeresgebieten sind anscheinend noch nicht so offen zu Tage getreten, dass ein System zur umfassenden, 
koordinierenden Steuerung samt eigener Rechtsgrundlage eingeführt worden wäre. Der Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung erfolgt momentan über die gezielte staatliche Ausschreibung von Zonen und einzelnen 
Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Offshore-Windenergieanlagen. Im Jahr 2013 wurde die zweite 
Ausschreibungsrunde durchgeführt. Die Flächenauswahl im Vorfeld der staatlichen Ausschreibungsrunden leistet 
keine gesamträumliche, nachhaltige Ordnung, Entwicklung und Sicherung der französischen Meeresgebiete. Sie 
wird bedarfsabhängig durchgeführt und berücksichtigt nicht die Bedürfnisse des Gesamtraums. Ob Frankreich 
eine marine Raumordnung zur nachhaltigen räumlichen Ordnung, Entwicklung und Sicherung seiner 
Meeresflächen einführen wird, ist zu diesem Zeitpunkt noch unklar und hängt unter anderem von den 
einschlägigen Entwicklungen auf europäischer Ebene ab. Klar ist aber, dass sich die Nutzungskonflikte innerhalb 
der französischen 12-Seemeilen-Zone und in der AWZ bereits in naher Zukunft verschärfen werden. Als 
„Nachzügler“ bei der Offshore-Windenergienutzung hätte Frankreich die Chance gehabt, an den Problemen der 
anderen Länder Maß zu nehmen. Warum die französische Regierung die Möglichkeit nicht genutzt hat, noch vor 
dem maßgeblichen Ausbau der Offshore-Windenergienutzung ein schlüssiges Planungskonzept vorzulegen, das 
eine nachhaltige Entwicklung der Meeresflächen ermöglicht, stößt auf Unverständnis. 
 
Nach der Untersuchung der Situation in Deutschland, Belgien, Dänemark und Frankreich zeigt sich, dass die 
marinen Planungsansätze dieser Länder erhebliche Defizite aufweisen, was die nachhaltige Minderung von 
Nutzungskonflikten und Gewährung von Schutzanforderungen in der AWZ anbelangt. Die offengelegten 
Schwächen stehen in besonderem Zusammenhang mit einer wenig sachgerechten Integration des in hohem 
Maße raumrelevanten Belangs der Offshore-Windenergienutzung in die räumliche Planung. Die Steuerung des 
Ausbaus der Offshore-Windenergienutzung muss Kernbestandteil einer nachhaltigen Beplanung der AWZ sein. 
 
So ist in Deutschland mit der marinen Raumordnung ein Planungsinstrumentarium vorhanden, das eine 
gesamträumliche, querschnittsbezogene Ordnung, Sicherung und Entwicklung der AWZ ermöglichen würde. 
Planungspraktische Mängel führen aber zu einer Vernachlässigung des Ordnungsaspekts, wodurch 
Nutzungskonflikte nur bedingt gemindert werden und vor allem ökologische Schutzanforderungen zu kurz 
kommen. Eine nachhaltige Entwicklung der AWZ gelingt so nicht.  
Belgien beplant seine AWZ mithilfe eines Ansatzes, der als marine Raumordnung bezeichnet wird, aber bei 
näherer Betrachtung nicht als solche gelten kann. Die Nutzungskonflikte in der AWZ haben sich in den letzten 
Jahren sogar verstärkt, weshalb das belgische Modell des Masterplan Mer du Nord als gescheitert angesehen 
werden kann. Ob das Einlenken der Regierung Veränderungen der Planungspraxis in der notwendigen Tiefe 
herbeiführen wird, bleibt abzuwarten. 
In Dänemark gibt es Überlegungen, zusammen mit anderen skandinavischen Ländern eine gemeinsame marine 
Raumordnung einzuführen. Auf nationaler Ebene existiert keine gesamträumliche, querschnittsbezogene 
Planung für die AWZ. Dennoch kann der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung räumlich gesteuert werden, 
da die Flächen hierfür von staatlicher Seite ausgewählt und ausgeschrieben werden. Es findet jedoch keine 
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gesamträumliche Abwägung aller relevanten Belange im Vorfeld der Flächenauswahl für die Offshore-
Windenergienutzung statt. Auf die Minderung von Nutzungskonflikten wirkt sich dies negativ aus. Auch bei der 
Sicherung von Flächen gibt es Defizite. Eine nachhaltige Entwicklung der AWZ ist mit dem derzeitigen Ansatz 
nicht zu erreichen.  
In Frankreich beginnt der Ausbau der Offshore-Windenergienutzung gerade erst. Hier wurde versäumt, von den 
Problemen der anderen Länder beim Umgang mit der Offshore-Windenergienutzung in der AWZ zu lernen. Der 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in Frankreich wird ohne räumliches Planungskonzept für die 
Meeresgebiete vollzogen. Wie sich dieses Vorgehen auf die zu erwartenden Nutzungskonflikte auswirkt, bleibt 
abzuwarten.  
 
Vor diesem Hintergrund ist das Engagement der EU-Kommission für eine europaweit kohärente marine 
Raumordnung möglicherweise neu zu bewerten. Aus kompetenzrechtlicher Sicht bleibt die vorgeschlagene 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die maritime 
Raumordnung und das integrierte Küstenzonenmanagement, wie oben dargelegt, fragwürdig. Die Argumente, die 
ungeachtet des kompetenzrechtlichen Konflikts für eine übergeordnete materielle Harmonisierung der einzelnen 
nationalstaatlichen Ansätze sprechen, bekommen aber ein anderes Gewicht, wenn offen zu Tage tritt, dass die 
EU-Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind, die Flächen ihrer AWZ nachhaltig zu ordnen, zu entwickeln und zu 
sichern. Die planungspraktischen Defizite wirken sich insbesondere für ökologische Belange nachteilig aus. Aus 
fachlicher Sicht könnte der Vorstoß der EU-Kommission also durchaus positiv bewertet werden. Wie eine fachlich 
gute und kompetenzrechtlich unbedenkliche Lösung für eine marine Raumordnung auf europäischer Ebene indes 
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